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Bürgerrechte & Polize/ CILIP 60 (2/98) 


Redaktionelle Vorbemerkung 


von Norbert Pütter und Martina Kant 


Unser aller Alltag ist ohne ‘Technik’ nicht mehr vorstellbar. Vom Aufwachen 
durch den funkgeeichten Wecker über die verschiedendsten Computeranwen- 
dungen am Arbeitsplatz bis zum Fersehangebot, das über Satellit zu uns 
kommt. ‘Technik’ ist unser ständiger Begleiter; wir nutzen sie nicht nur 
selbstverständlich, ihr Gebrauch wird auch einfacher, ‘komfortabler’ — para- 
doxerweise umso mehr, je größer der technische Aufwand und die Komplexi- 
tät der technischen Vorgänge wird. 

Den Instanzen Innerer Sicherheit ist die Technisierung, d.h. heute vor allem 
Computerisierung und Digitalisierung, suspekt. Neue Bedrohungen und Ge- 
fahren werden diagnostiziert: Internet-Kriminalität, ungestörte Kommunika- 
tionsmöglichkeiten für Kriminelle, computergestützte Betrugsformen oder 
verbesserter Schutz gegen Strafverfolgung ... Die Schlußfolgerungen aus 
diesem Gefahren-Gemälde sind klar: Auch in technischer Hinsicht müssen 
die Strafverfolgungsbehörden, d.h. insbesondere die Polizei, mit ihrem Ge- 
genüber gleichziehen. Damit die Straftäter, so die Argumentation, der Straf- 
verfolgung nicht technisch davonlaufen, sind die technische Aus- und Aufrü- 
stung einschließlich der Ausbildung und Rekrutierung des entsprechenden 
Personals das Gebot der Stunde. 

Die technologische Aufrüstungsspirale ist gegenwärtig in vollem Gange. 
Zumindest zeigt das der Blick auf die vermeintliche Re-Aktion, auf den 
Technikeinsatz bei den Polizeien. Dabei verläßt die polizeiliche Praxis quasi 
automatisch den Bezug zu den aus Legitimationszwecken vorgeschobenen 
Straftätern. Denn moderne Techniken zeichnen sich gerade dadurch aus, daß 
sie potentiell alle erfassen - sei es der Lauschangriff oder der genetische 
Massentest. Die Sicherheitsapparate nutzen moderne Techniken systematisch, 
und ihre Wirkungen sind (dem Anspruch nach) flächendeckend. Technik wird 
in bestehende Routinen eingebunden, verändert sie und schafft neue strategi- 
sche und taktische Optionen. Daß Technik auch dazu verwandt werden kann, 
strafbare Handlungen zu begehen, dient als willkommener Anlaß technischer 
und technikveranlaßter Modernisierung der Polizeiarbeit. Wie schnell die 
Bedrohungsbilder zu mehr polizeilicher Überwachung mutieren können, 
illustriert das Beispiel des Mobilfunks: Anfangs vehement beklagt, weil des- 
sen Abhören technisch zu aufwendig und gesetzlich nicht geregelt sei, sind 
mittlerweile nicht nur die rechtlichen Voraussetzungen geschaffen worden, 
sondern die Technik erlaubt neben der Überwachung der Kommunikation 
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auch die der räumlichen Bewegung des Telefonierenden. Der technische 
Rückstand verwandelte sich binnen kurzer Zeit in eine neue Überwachungs- 
chance. 

Wie sehr die Technik die Polizei verändert, wurde seit den 70er Jahren an 
der Nutzung der Elektronischen Datenverarbeitung sichtbar. In den 90er 
Jahren wird Technik vermehrt zum Instrument, um mehr und andere Daten zu 
‘erheben'‘. Und das heißt vor allem: Technik wird genutzt zur gezielten Über- 
wachung von Personen, Objekten und (öffentlichen wie privaten) Räumen — 
sei es zur Strafverfolgung, zur Gefahrenabwehr oder zur ‘vorbeugenden Ver- 
brechensbekämpfung'. 

Die modernen Überwachungstechnologien und ihre Anwendung befinden sich 
in einem rasanten Wandel. Welche operativen Möglichkeiten die neuen Tech- 
nologien bieten und was bereits von wem praktiziert wird, bleibt der Öffent- 
lichkeit weitgehend verborgen. Um dieser technischen Ignoranz (auch) in der 
kritischen Auseinandersetzung mit der Polizei entgegenzuwirken, hat die 
Redaktion beschlossen, diese und die nächste Ausgabe von Bürgerrechte & 
Polizei/CILIP dem Schwerpunktthema „Überwachungstechnologien“ zu wid- 
men. Während die Beiträge des vorliegenden Heftes sich auf die Situation in 
der Bundesrepublik konzentrieren, wird sich CILIP 61] mit den ausländischen 
und internationalen Aspekten von Überwachungstechnologien beschäftigen. 
Zu unserer fachlichen Unterstützung hat Detlef Nogala die Redaktion der 
beiden Schwerpunkte übernommen. Nogala ist Kriminologe und arbeitet seit 
vielen Jahren über Überwachungstechnologien. Er hat im letzten Jahr (unter 
Leitung von Fritz Sack und gemeinsam mit Michael Lindenberg ein For- 
schungsprojekt mit dem Titel „Social Control Technologies“ abgeschlossen 
und zum selben Thema promoviert. 


Noch zwei Bemerkungen in eigener Sache: Seit 1991 hat Otto Diederichs 
Bürgerrechte & Polizei/CILIP redaktionell betreut. Bekanntlich ist unsere 
finanzielle Lage in den letzten Jahren schlechter geworden, so daß wir im 
letzten Jahr nur noch beschränkte Werkverträge für die Redaktionsarbeit 
vergeben konnten. Zu unserem Bedauern hat Otto Diederichs Anfang des 
Jahres die CILIP-Redaktion verlassen und arbeitet nun als freier Journalist. 
Er wird unseren LeserInnen jedoch als Autor auch in Zukunft erhalten blei- 
ben. Bis wieder eine dauerhafte Lösung gefunden ist, werden wir die Redakti- 
on kommissarisch übernehmen. 

Die Zukunft von CILIP ist nach wie vor nicht gesichert. Es fehlt weiterhin an 
der notwendigen Basisfinanzierung. Gleichwohl wird Bürgerrechte & Poli- 
zei/CILIP auch im nächsten Jahr erscheinen. 


Norbert Pütter und Martina Kant sind RedakteurInnen von Bürgerrechte & 
Polizei/CILIP. 


Bürgerrechte & Polize/CILIP 60 (2/98) 


Moderne Überwachungstechnologien 
Zum Stand der Kunst 
von Detlef Nogala 


Ob „Lauschangriff“, DNA-Datenbanken, Videoüberwachung öffent- 
lichen Raums u.ä.m. — wie die Debatten um neuere polizeiliche In- 
itiativen und entsprechende gesetzliche Befugniserweiterungen in 
den vergangenen Monaten und Jahren zeigen, ist organisierte soziale 
Kontrolle in der spätmodernen Gesellschaft zunehmend zur Angele- 
genheit von Indienstnahme technologischen Potentials geworden. 
Nicht allein aus aktuellen Anlässen befaßt sich dieser Themen- 
schwerpunkt daher (wiedereinmal) mit dem technischen Stand der 
Überwachungskunst und den damit verbundenen bürgerrechtlichen 
Konsequenzen. 


Es ist in bürgerrechtlicher Hinsicht zweifellos bemerkenswert, daß im laufen- 
den Jahr ein rundes Jubiläum bisher von der Publizistik nicht nennenswert 
aufgegriffen wurde, wo die Feuilletons doch sonst jede Gelegenheit zur Erin- 
nerung an mehr oder weniger bedeutende kulturelle Ereignisse ergreifen: vor 
50 Jahren, im Jahre 1948, wurde George Orwells Roman „1984“ veröffent- 
licht. Der ‘Große Bruder’ als Allegorie auf eine nicht zuletzt mit technischen 
Mitteln verwirklichte Überwachungsdiktatur war im „Orwelljahr“ 1984 noch 
gängige Münze in der politischen Diskussion — heute, an der Schwelle des 
21. Jahrhunderts und nach einer neoliberalen Welle der ideologischen “Ent- 
staatlichung des Staates’, scheint diese negative Utopie an normativer Orien- 
tierungskraft — das es so nicht werden sollte — zu verlieren. Dies ist um so 
erstaunlicher, da die gegenwärtig eingesetzte und praktisch verfügbare Über- 
wachungstechnologie die Orwellschen Visionen als vom technischen Stand 
her längst überholte Vorstudien erscheinen läßt. Schließlich zählen neben den 
schon seit vielen Jahren thematisierten polizeilichen Datenbanken und Infor- 
mationsnetzen mittlerweile Begriffe wie Videoüberwachung, Lauschangriff 
(mittels diverser Abhörgeräte), Wärmesichtigeräte, Fingerabdruckscanner, 
DNA-Analysen und Gen-Datenbanken sowie Drogentests in industriellen 
Größenordnungen zum gängigen Beschreibungsrepertoire der (internatio- 
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nalen) Medien. Mehr noch: Die Funktionsweise und der „Erlebnisraum“ spät- 
moderner Gesellschaften werden nicht zuletzt im Bereich sozialer Kontrolle 
durch einen technischen Fortschritt und Entwicklungsstand bestimmt, dem 
das hochentwickelte Rüstzeug für eine permanente Überwachung schon 
längst zuhanden und zur Normalität geworden ist. Allein, auf den erwarteten 
‘Großen Bruder’ Orwellscher Vision hat man - bisher, hierzulande — vergeb- 
lich gewartet. 

Diese im Prinzip zu begrüßende Fehlprognose kritischer Kommentatoren der 
Diskussion aus den 70er und 80er Jahren rührt möglicherweise daher, daß 
man sich eine Überwachungsdiktatur ausschließlich als staatliches, zudem 
zentralhierarchisch organisiertes Gebilde vorstellen wollte. Die Entwicklung 
in der westlichen Welt legt aber den Gedanken nahe, nicht allein von Über- 
wachungsstaaten, sondern vielmehr auch konzeptionell von Überwachungs- 
gesellschaften auszugehen, in denen das zur Verfügung stehende technologi- 
sche Kontrollpotential dezentral und in unterschiedlicher Intensität über 
Netzwerke von Macht und Herrschaft hinweg aktiviert und genutzt wird. Der 
amerikanische Soziologe Gary T. Marx, der sich als einer der ersten mit der 
technologisch bedingten ‘new surveillance’ als sozialer Tatsache auseinan- 
dergesetzt hat, spricht in diesem Zusammenhang auch von der ‘maximum- 
security’-Gesellschaft, als einer Gesellschaft, die sich unbefangen von histori- 
schen Erfahrungen und rechtsstaatlichen Überlegungen aller möglichen In- 
strumente und Mittel bedient, um angesichts einer Vielzahl von individuellen 
und sozialen Konflikten einen Zustand von „Sicherheit“ zu erzeugen und zu 
gewährleisten." Moderne Überwachungstechnologien werden eben nicht mehr 
nur ausschließlich von staatlichen Institutionen genutzt, sondern sind z.B. als 
Videoüberwachung, biometrische Zugangskontrollsysteme oder Drogentest- 
verfahren in die Unternehmenswelt und die ‘Zivilgesellschaft’ gleichermaßen 
eingewandert. Diesem Faktum gilt es gewärtig zu sein, auch wenn es immer 
noch die staatlichen Stellen sind, die die Betreiber umfassender und komple- 
xer Überwachungssysteme darstellen. 


Ein transnationaler Trend 


Wenn man sich mit der Anwendung und den Optionen von avancierter 
Technik im Bereich der sozialen Kontrolle beschäftigt, so wie der Autor dies 


! Marx, G.T.: Undercover: Police Surveillance in America, Berkely u.a. 1988, insbe- 
sondere Kapitel 10: The New Surveillance 
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im Rahmen eines längeren Forschungsprojektes getan hat,’ so wird schnell 
deutlich, daß es sich dabei um eine mit anderen wirtschaftlichen, technischen 
und politisch-sozialen Globalisierungstendenzen verbundene Entwicklung 
handelt. Dies hat zur Konsequenz, daß überwachungstechnologische Innova- 
tionen heutzutage auf einem globalen Markt angeboten werden und sich, je- 
weils nationalstaatlich variiert und kulturell adaptiert, rapide verbreiten. Die 
These einer überwachungstechnologischen Proliferation, die teils durch die 
Funktionslogik der Kontrollapparate, teils durch die Marketinginitiativen der 
Sicherheitsindustrie befördert ist, läßt sich vielfältig belegen. So findet die 
elektronische Fußfessel ihre Anwendung nun in vielen europäischen Ländern, 
nachdem sich zuvor in den USA und anderen Überseeländern die Marktgän- 
gigkeit und Profitabiltät dieser Überwachungstechnik erwiesen hatte. Auch 
der “Genetische Fingerabdruck’, inklusive der Einrichtung forensischer DNA- 
Datenbanken, automatisierte Fingerabdruckidentifierungssysteme (AFIS) oder 
die Implementation lokaler wie übergreifender Lauschmaschinerien sind Bei- 
spiele dafür, daß fortgeschrittene Überwachungstechnologien als gängiger 
Teil der Infrastruktur Sozialsysteme im transnationalen Maßstab anzusehen 
sind. 


Kontrollkrise und „technical fix“ 


Aus der Sicht von Kontrollinstanzen wie der Polizei stellt sich avancierte 
Überwachungstechnik vornehmlich als Ressource dar, ihrer reklamierten 
Funktionskrise (die darin bestünde, den politischen, medialen und privatbür- 
gerlichen Erwartungen an ihre Schutz- und Stabilisierungsfunktion nicht 
(mehr) adäquat entsprechen zu können) durch Affektivierung (per Informati- 
sierung der Prozeßabläufe) zu begegnen. Der sich um die Kontrolltechnologi- 
en zuspitzende technokratische Diskurs im Bereich von ‘law and order’ 
könnte dann auf eine tief in den modernen Industriegesellschaften verankerte 
Resonanz für den “technical fix’, die technische ‘Lösung’ sozialer Probleme 
zählen. Die Technikgeschichte der Polizei ließe sich aus dieser Perspektive 
als eine technisch-organisatorische Abfolge von Reaktionen auf Funktionskri- 
sen schildern, die immer neue und komplexere technisierte Kontrollarrange- 
ments zur Folge hatten: Der Einsatz der Streifenwagen löste die Fußstreife ab, 


?Nogala, D.: Social Control Technologies. Verwendungsgrammatiken, Systematisie- 
rung und Problemfelder technisierter sozialer Kontrollarrangements, Dissertation FU- 
Berlin 1998. Siehe auch: Ders.: Polizei, avancierte Technik und soziale Kontrolle, 
Pfaffenweiler 1989 


die Benutzung von Funkgeräten die Trillerpfeife, das Computernetz das 
Fahndungsbuch etc. 

Aus der instrumentellen Sicht von Kontrollinstanzen liegt es also nahe, auf 
die Technik als universelles Rationalisierungs- und Erschließungsmittel zu- 
rückzukommen und zu versuchen, deren Potentiale für die Organisations- 
zwecke (bei der Polizei sind das — je nach Interpretationsperspektive — Ver- 
folgung von Straftaten, Gefahrenabwehr, Gewährleistung öffentlicher Ord- 
nung) nutzbar zu machen. In diesem Zusammenhang ist auch darauf hinzu- 
weisen, daß die Entfaltung der von Sack als „neue Prävention‘ bezeichneten 
generellen ordnungs- und kriminalpolitischen Tendenzen in vielfältiger Wei- 
se auf die technologisch erst ermöglichten bzw. ökonomisch erzielbaren er- 
weiterten Informations- und Zugriffspotentiale angewiesen ist, also ein logi- 
scher Konnex zwischen polizeilichem Kontrollentwurf und Technikverfügung 
besteht. 


Technik als Machtverstärker im Prozeß sozialer Kontrolle 


Wenn hier von Überwachungstechnologien die Rede ist, dann muß man auch 
eine Vorstellung davon formulieren, was eigentlich unter „Überwachung“ zu 
verstehen ist. In unserem thematischen Zusammenhang ist darunter in erster 
Linie eine bestimmte Konfiguration sozialer Kontrolle zu fassen, in der in 
einer Interaktion von mit unterschiedlichen Machtressourcen ausgestatteten 
Akteuren das Verhalten einer Seite einem mehr oder weniger dauerhaften 
Abgleich auf die Übereinstimmung von Soll- und Ist-Wert durch die sankti- 
onsmächtige andere Seite unterliegt. Überwachung als sozialer Austausch ist 
also in einen Kontext von Konflikt und Disziplinierung bzw. Macht und 
Herrschaft gestellt. 

Überwachungstechnologien sind im Foucaultschen Sinne‘ auch direkt Ele- 
mente der ‘Mikrophysik’ von Macht. Die mit den technologischen Potentialen 
einhergehenden (bzw. unterstellten) Erweiterungen von Informations- und 
Handlungsmacht der Instanzen sozialer Kontrolle verändern zweifellos die 
traditionellen ‘Spielregeln’ und Aktionsbedingungen im Austausch von Kon- 
trollierten und Kontrollierenden: vormals durch Raum, Zeit sowie Informati- 
onsaufnahme und -verarbeitungskapazität gesetzte Schranken verlieren in der 
Tendenz ihre Sperrigkeit und unterhöhlen durch politische Bürgerrechte bzw. 
kulturelle Privatheitskonzepte gesetzte Barrieren des Zugriffs. Auf den Punkt 


’ Sack, F.: Prävention - ein alter Gedanke im neuen Gewand, in: Gössner, R. (Hg.): 
Mythos Sicherheit. Baden-Baden 1995, S. 429-456 
* Foucault, M.: Überwachen und Strafen, Frankfurt/Main 1977 


gebracht - und gegen eine schlicht instrumentell gewendete Interpretation 
gerichtet — kann formuliert werden, daß Technik in erster Linie als Macht- 
verstärker verstanden werden muß. 


Neben diesem allgemeinen Hinweis auf die ‘Machtaffiziertheit” von Technik, 
macht es aber analytischen Sinn, Überwachungstechnologien entlang von 
Kernfunktionen sozialer Kontrolle zu differenzieren. So ist z.B. die Wahr- 
nehmung und Entdeckung des Faktums, daß normativer Ist- und Soll-Wert 
auseinanderfallen, eine zwingende Voraussetzung dafür, um Kontrolle über- 
haupt erst prozeßhaft in Gang zu setzen. Technologien, die diese Funktion 
unterstützen, erweitern oder erst ermöglichen, können als Detektionstechno- 
logien bezeichnet werden. Die Sensorik von Alarmsystemen wäre hier das 
klassische Beispiel. Daneben ist die Identifizierung, also die Namhaftma- 
chung bzw. die Wiedererkennung im Rahmen eines sozialen Ordnungssy- 
stems eine wichtige eigenständige Unterfunktion: Alles was zu erkennungs- 
dienstlichen Verfahren taugt, wäre hier dazuzuzählen. Eng verknüpft damit 
ist das Element der Lokalisierung: Technologien, die die räumliche Ortung 
von Personen oder Sachen unterstützen, fallen in diesen Bereich. Da Kontrol- 
le erst dadurch zu Kontrolle wird, daß sie bei Nichteinhalten der Vorgaben 
mit Sanktionen drohen kann, kommt den Optionen der Intervention eine be- 
sondere Bedeutung hinzu. Auch hier bietet avancierte Technik neue Möglich- 
keiten. Nicht zuletzt sind Erfassung, Austausch und Distribution von Infor- 
mation sowohl eigenständige, als auch übergreifende Funktionen sozialer 
Kontrollprozesse. Es ist von daher evident, daß insbesondere Information- 
stechnologie (Computer, Datenkommunikation) eine enorme Bedeutung für 
Institutionen sozialer Kontrolle gewinnt. 


Überwachungstechnologie als Politikum 


Wie man an der politischen Auseinandersetzung um die Legalisierung des 
staatlichen ‘Lauschangriffs’ (nun auch zu Zwecken der Strafverfolgung) able- 
sen kann, sind nicht nur die eigentlichen (Strafrechts-)Normen, sondern auch 
die Normen ihrer Durchsetzung (bzw. Ahndung bei Überschreitung) Gegen- 
stand von Definitionsprozessen, in denen unterschiedliche Interessen, Per- 
spektiven und Durchsetzungschancen zum Tragen kommen. Insofern sind 
konkrete Kontrolltechniken, wenn es um deren praktische Einführung bzw. 
Anwendung geht, stets Kristallisationspunkte von Debatten, in denen es jen- 
seits von Effektivität und Effizienz um die politische Frage geht, welche 
Prioritäten nach Vorrang welcher Interessen gelten sollen, wer jeweils in wel- 
cher Konstellation Vor- bzw. Nachteile hinzunehmen hat. Insofern sind die 
meist unter der Rhetorik von ermittlungstaktischen Notwendigkeiten bzw. 
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zustimmungsheischend Sich-um-die-Sicherheit-Sorgen-machend vorgebrach- 
ten Implementationsvorschläge und -forderungen im Kern veritable und tief- 
greifende politische Herrschaftsentwürfe über das Verhältnis von Bürger und 
Staat, Individuum und Gesellschaft, Regierte und Regierende. 

In dem Maße wie der Faktor Technik (per Änderung der Handlungsoptionen) 
die Konzeptionen, Strategien und Praktiken der Kontrollinstanzen bis hin 
zum Selbstverständnis umformt, ergeben sich näher zu untersuchende — und 
nach ‘wünschbar’ bzw. ‘verwerflich’ zu differenzierende - Konsequenzen, 
die, je nach Fall, unterschiedlich tiefgreifend für den einzelnen ‘rechts- 
betroffenen’ Bürger einerseits sowie die Gesellschaft “als ganze’ andererseits 
ausfallen können. Z.B. ließe sich fragen, wie sich der in der kriminologischen 
Diskussion gehandelte ‘situational man’, der rational kalkulierende Täter, der 
auf veränderte Tatgelegenheitsstrukturen und erhöhte Entdeckungswahr- 
scheinlichkeiten mit konformem Verhalten reagieren soll, zum politisch 
‘mündigen Bürger’ verhält, der sich regelmäßig mit diversen Kontrollproze- 
duren einer übermächtigen und allgegenwärtig erscheinenden Sicherheitsbü- 
rokratie konfrontiert sieht. Oder auf eine soziologische Ebene transformiert: 
Wie kompatibel sind die Blaupausen der „maximum-security“-Gesellschaft, 
der „surveillance society“® bzw. der „Sicherheitsgesellschaft““ mit den bürger- 
rechtlichen und rechtsstaatlichen Qualitäten moderner Verfassungsdemokra- 
tien? Die Antwort kann vorläufig — soweit nicht politisch neue institutionelle 
Balancen hergestellt werden - nur pessimistisch ausfallen. 


Detlef Nogala ist Kriminologe und arbeitet zur Zeit am Max-Planck-Institut 
für internationales und ausländisches Strafrecht in Freiburg und am Aufbau- 
und Kontaktstudiengang Kriminologie der Universität Hamburg. 


° Lyon, D.: The Electronic Eye. The Rise of surveillance Society, Oxford 1994 
* Legnaro, A.: Konturen der Sicherheitsgesellschafl, in: Leviathan 1997, H. 2, S. 271- 
284 
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Audio- und Videoüberwachung 
Kontrolltechniken im öffentlichen Raum 
von Thilo Weichert 


Als in der deutschen Öffentlichkeit über die Zulassung des ‘Großen 
Lauschangriffs’ in Wohnungen diskutiert wurde, war schon das Feld 
abgesteckt, auf dem der nächste Grundrechtsabbau stattfinden soll: 
Insbesondere Polizisten, aber auch konservative Politiker meinten, 
ohne den ‘Spähangriff’ in Wohnungen das organisierte Verbrechen 
nicht hinreichend bekämpfen zu können.' Ist innerhalb von Woh- 
nungen aus technischen Gründen der Lauschangriff einfacher und 
ergiebiger und damit auch häufiger, so dominiert außerhalb von 
Wohnungen der Spähangriff. 


Schutz vor dem Audio- und Videografieren im öffentlichen Raum bestand 
dagegen bisher vor allem dadurch, daß das Aufzeichnen und Auswerten von 
Wort und Bild technisch aufwendig war. Die Erhebung von Bildern und Tö- 
nen stellt mittlerweile jedoch technisch kein Problem mehr dar und wird al- 
lerorten im öffentlich zugänglichen Raum praktiziert. 


Kleine Geschichte der öffentlichen Bild- und Tonüberwachung in 
Deutschland? 


Die optische Überwachung von öffentlichen Straßen und Plätzen hat in 
Deutschland eine lange Geschichte. 1958 wurde in München eine Verkehrs- 
zentrale eingerichtet, an die von stationären Fernsehkameras über 17 Ver- 
kehrsschwerpunkte bewegte Bilder übertragen wurden. 1959 kam zur Über- 
wachung des Straßenverkehrs zur Industriemesse und zur Luftfahrtausstel- 
lung in Hannover eine Industriefernsehanlage zum Einsatz, ein Jahr später 
wurde sie durch mobile, u.a. in Hubschraubern installierte Kameras ergänzt. 


! s. Datenschutz-Nachrichten 1997, H. 3, S. 16f. 

? zur Geschichte: Weichert, T.: Praxis und rechtliche Aspekte optischer Überwa- 
chungsmethoden - zum Einsatz moderner Videotechnik, in: Datenschutz-Nachnichten 
1988, Sonderheft Videoüberwachung, S. 4-57 (7ff.) 
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Hannover war 1976 auch die erste deutsche Stadt, in der mit 25 stationären, 
ferngesteuert schwenkbaren Zoom-Kameras der Dauereinsatz der Videotech- 
nik praktiziert wurde. Überwacht wurde nicht nur der Autoverkehr. Auf der 
Mönckebergstraße in Hamburg, am Kröpcke in Hannover oder auf dem 
Münchner Marienplatz richteten sich die Maßnahmen von Anfang an gegen 
„Rand- und Problemgnippen“. 1964 wurde der Münchner Stadtpolizei die 
erste mobile Fernsehaufnahme-Anlage übergeben - zum Füllen der Lücken 
der stationären Beobachtung, z.B. bei „größeren Menschenansammlungen, 
Aufmärschen, Versammlungen unter freiem Himmel, evtl. Streiks, Krawallen 
0.4.“. Die Anlage war damals auf einem Sechs-Tonnen-LKW-Gestell mit 
ausfahrbaren Bodenstützen installiert, hatte einen drei Meter hohen Kamera- 
mast und eine sieben Meter hohe Antenne. 

Inzwischen hat sich die Technik weiterentwickelt. Die Kameras wurden klei- 
ner, leichter, leistungsfähiger und zahlreicher. Schon in den 70er Jahren wur- 
den die Kameras so billig, daß sie zur flächendeckenden Kontrolle von 
Bahnsteigen, Rolltreppen, Tunneln, Kreuzungen, Fußgänger- und Einkaufs- 
zonen, Warenhäusern und Bahnhöfen genutzt werden konnten. Video wurde 
zum nicht täuschbaren Gefahrenmelder und, z.B. bei Verkehrskontrollen, 
zum unbestechlichen Beweismittel. Die seit 1976 bundeseinheitlich ausgebil- 
deten polizeilichen Beweissicherungs- und Dokumentations- (BeDo-) Trupps 
überwachten Demonstrationen mit kleinen handlichen Videokameras, mit 
deren Zoom-Technik gestochen scharfe Porträtaufnahmen gefertigt werden 
konnten. 

Ein weiterer Meilenstein auf dem Weg zur verdeckten Globalbeobachtung 
war die „Aktion Paddy“. Zur Absicherung vor RAF-Anschlägen installierte 
das Bundeskriminalamt mit Unterstützung des BND und des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz in einem Umkreis von 30 km des amerikanischen NATO- 
Hauptquartiers Heidelberg im öffentlichen Raum 13 versteckte Hochlei- 
stungskameras. Nach sechs Monaten wurde die Anlage ohne den erhofften 
Ermittlungserfolg abgebaut. Kurz danach wurde knapp außerhalb des Über- 
wachungsbereichs auf den zuvor mitgeschützten Vier-Sterne-General Kroesen 
von der RAF ein Anschlag verübt. 

Anfang der 80er Jahre waren von westlicher Seite am ‘eisernen Vorhang’ 
automatische Kameras in Grenzkontrollbereichen installiert worden. Nach- 
dem der ‘antifaschistische Schutzwall’ Ende der 80er Jahre von östlicher 
Seite aus eingerissen war, wurde weiter im Osten ein neuer elektronischer 
Vorhang bzw. Schutzwall aufgebaut. An der deutschen Ostgrenze zu Tsche- 
chien und Polen sollen neben Lichtschranken und Bewegungsmeldern vor 
allem Infrarot- und Videokameras unerlaubte Grenzübertritte frühzeitig an- 
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zeigen. Erklärtes Vorbild ist die Überwachung der südlichen US-Grenze zu 
Mexiko.’ 


Überwachung in Innenstädten 


Mit großem publizistischem Trara hat die Polizeidirektion Leipzig Anfang 
1996 ein Pilotprojekt zur “Videoüberwachung von Kriminalitätsschwerpunk- 
ten“ gegen Kfz-Aufbrüche, Taschendiebstähle und Drogenhandel begonnen. 
Vergleichbare Aktivitäten gibt es aber auch an anderen Orten.* Die Polizei ist 
jedoch schon lange nicht mehr die Institution, die diese Technik am umfas- 
sendsten einsetzt. Die Erfassung erfolgt inzwischen vor allem durch Kommu- 
nen, auf dem Wertstoffsammelplatz ebenso wie auf dem Schulhof. Öffentliche 
Einrichtungen bis hin zu den Hochschulen sehen in dieser Technik eine 
Möglichkeit, sich selbst ein Stückchen ‘Sicherheit’ zu schaffen.’ 

Anders als von George Orwell in seinem Roman ‘1984’ befürchtet, waren 
1984 die Städte und erst recht Feld, Wald und Wiesen tatsächlich noch frei 
von versteckten Mikrofonen. Als aber 1986 nach der Atomreaktorkatastrophe 
von Tschernobyl über 100 Strommasten umgesägt worden waren, besann man 
sich des literarischen Vorbilds und machte sich an die Installierung von 
Schalldetektoren, mit denen Sägegeräusche in einem Umkreis von 30 Metern 
registriert werden konnten.* Während in Wohngebieten in den USA akusti- 
sche Überwachungssysteme schon in der Erprobung und im Einsatz sind, sind 
in Deutschland vergleichbare Pläne noch nicht bekannt. In einzelnen US- 
Städten werden die von einem Netz von Mikrofonen registrierten Signale 
automatisiert danach ausgewertet, ob sie von Gewehr- oder Pistolenschüssen 
stammen können, zudem wird der präzise Ausgangsort angezeigt.’ Dagegen 
gibt es vor allem im privaten Bereich auch in der Bundesrepublik schon erste 
Beispiele öffentlicher Lauschangriffe, z.B. im Automatenbereich von Banken. 
Hier werden nicht nur Geräusche erfaßt, sondern auch die gesprochenen 
Worte der Anwesenden. 


Überwachung des öffentlichen Raums im Ausland 


Die Bundesrepublik ist in Sachen Audio- und Videoüberwachung nicht Vor- 
reiter. In Großbritannien und in den USA lassen sich Trends feststellen, die 


? s. Datenschutz-Nachrichten 1997, H. 4, S. 20 

* ebd., S. 20f. 

°’Der Thüringer Landesbeauftragte für den Datenschutz (Hg.): 2. Tätigkeitsbericht. 
Berichtszeitraum 1.1.1996 bis 31.12.1997, Erfurt 1998, S. 103ff. 

° Weichert a.a.O. (Fn. 2), S. 15 

’ Der Spiegel 1996, Nr. 34, S. 88 u. 90 
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auf uns erst noch zukommen werden. Interessant ist, daß in den genannten 
Staaten (oder auch in Frankreich?) große Vorbehalte gegenüber jeder konven- 
tionellen direkten staatlichen Personenkontrolle - z.B. mit Hilfe von Auswei- 
sen — bestehen, daß aber die anmaßendere und heimtückischere Form der 
technischen Überwachung weitgehend akzeptiert wird. Noch ganz andere 
Dimensionen hat die Kontrollpraxis in den asiatischen Überwachungs- 
Hochburgen Singapur oder Hongkong.’ 

Schon Ende 1996 war in Großbritannien in jeder zweiten Kommunalverwal- 
tung eine öffentlich-rechtliche Videoüberwachung installiert. Die Wunder- 
waffe gegen das örtliche Verbrechen heißt ‘Closed Circuit Television’ 
(CCTV). Allein für 1997 und 1998 ist der Aufbau von 20.000 Polizeikameras 
geplant. Pro Jahr werden dort über 300.000 Sicherheitskameras verkauft. Die 
hohe Akzeptanz ist sicher mit der Angst vor nordirischen Terroraktionen 
erklärbar. Mit Hilfe der Videoüberwachung konnte der blutige Bombenan- 
schlag auf das Londoner Kaufhaus Harrods von 1983 ebenso aufgeklärt wer- 
den wie zehn Jahre später der Mord an dem kleinen James Bulger in Mersey- 
side durch zwei Heranwachsende.'® 

Die britische Polizei kontrolliert sämtliche Fahrzeuge im Eurotunnel mit ei- 
nem elektronischen Überwachungssystem, dessen Kameras die Kfz- 
Kennzeichen aufnehmen und an eine zentrale Polizeidatei in London weiter- 
geben. Diese meldet innerhalb von vier Sekunden zurück, ob ein verdächtiges 
bzw. gesuchtes Kennzeichen erfaßt worden ist.'' Ebenso anlaßunabhängig 
werden mit dem CCTV der ‘City of London Police’ täglich über 100.000 
Kraftfahrzeuge an acht Zufahrtspunkten zur Londoner City erfaßt. Die seit 
Februar 1997 in Betrieb befindlichen Kameras arbeiten auch mit dem 
‘Automatic Number Plate Reading’, der vollautomatischen Datenerfassung 
der Kennzeichen und dem sofortigen Abgleich mit Polizeidatenbanken.'? 


Kriminalpolitische Gewinn- und Verlustrechnung 


Die Audio- und Videoüberwachung im öffentlichen Raum hat sowohl eine 
private wie eine öffentliche Komponente. Nicht nur die Polizei, auch Privat- 
personen setzen diese Überwachungstechniken ein. Anlaß hierfür kann ein 
Nachbarstreit sein, zumeist wird aber die Überwachung von privaten Grund- 
stücken, von Verkehrsanlagen, im Taxi bis hin zur optischen Kontrolle von 


® Eine umfassende Darstellung der Entwicklung im Ausland enthält: Sack, F.;, Nogala, 
D.; Lindenberg, M.: Social Control Technologies, Hamburg 1997 (Ms.), S. 306ff. 

? Weichert a.a.O. (Fn. 2), S. 18 

!° Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 5.11.1996; die tageszeitung v. 4.9.1996 

!! Datenschutz-Nachrichten 1997, H. 3, S. 22 

"2 Datenschutz-Nachrichten 1997, H. 4, S. 26f. 
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Kundenräumen, Geldautomaten, Warenhäusern und Einkaufspassagen aus 
allgemeinen Sicherheitsgründen praktiziert. Inzwischen kann zumindest in 
städtischen Räumen schon fast von einer flächendeckenden Überwachung 
durch eine Vielzahl unterschiedlicher Betreiber gesprochen werden. 

Wegen ihrer Privatnützigkeit erfolgt die Überwachung zumeist nicht syste- 
matisch und in strategischer Absicht. Eine Schnittstelle zwischen privatem 
und öffentlichem Bereich besteht bei der Bild- und Ton-Erhebung durch pri- 
vate Sicherheitsunternehmen, die ihr ‘Beweismaterial’ den Sicherheitsbehör- 
den weitergeben." Während der Staat bei der personellen Datenerhebung 
schon einmal eher ‘Outsourcing’ praktiziert, da dieses erheblich billiger ist 
als die hoheitliche Lösung, spielt diese Überlegung beim reinen Technikein- 
satz eine geringere Rolle. Um von vornherein und vollständig die Bestim- 
mungsmöglichkeit über die Beobachtungsoperationen zu behalten, wird die 
typische hoheitliche Audio- und Videoüberwachung regelmäßig nicht aus der 
Hand gegeben. Doch auch dieser Bereich ist dem ‘Outsourcing’ zugänglich, 
wenn polizeiliche und private Interessen gleichläufig sind, wie die Nutzung 
der 3-S-Zentralen der Deutschen Bahn AG zur Bahnhofsüberwachung durch 
den Bundesgrenzschutz zeigt.' 

Kostenprobleme bestehen heute weniger in der Beschaffung der Überwa- 
chungshardware. Teuer ist derzeit die noch von Menschen vorzunehmende 
Auswertung der Aufzeichnungen. Daher erfolgt zumeist nur dann eine Auf- 
zeichnung, wenn hierfür ein konkreter Anlaß besteht. Die Aufzeichnung wird 
personell von einer Person am Bildschirm, aber auch schon durch Bewe- 
gungsmelder oder durch einfache Mustererkennung (z.B. bei besonderen Ge- 
räuschen) initialisiert. Statt des Durchlaufens von Bildern erfolgt oft die 
technisch etwas aufwendigere Kurzzeitspeicherung, die nach wenigen Tagen 
überspielt wird. Dadurch kann die Entscheidung über die längerfristige Auf- 
bewahrung bestimmter Aufzeichnungen hinausgezögert werden. Solange aber 
keine elektronische Selektion evtl. relevanter Aufnahmen, die derzeit noch 
sehr teuer ist, praktiziert wird, werden mit der flächendeckenden Überwa- 
chung vielleicht erwünschte, psychologisch abschreckende Wirkungen er- 
reicht, noch nicht aber die automatisierte Totalkontrolle. Audio- und Video- 
überwachung hat also die gleichen Vorteile wie sämtliche sonstigen elektroni- 
schen Überwachungsmethoden: Sie ist (zunehmend) billig und ersetzt kosten- 
intensive personelle Wachtätigkeit. 


® Weichert, T.: Sechs Fragen zu privaten Sicherheitsdiensten, in: Datenschutz- 
Nachrichten 1997, H. 2, S. 16-20 (18) 

*s. Jacobs, W.: BGS nutzt 3-S-Zentralen der Deutschen Bahn AG, in: Zeitschrift des 
BGS 1998, H. 1/2, S. 8-12 
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Während personelle Kontrolle bestenfalls Zeugenbeweise produziert, liefert 
die maschinelle Version den unbestechlichen Sachbeweis: „Der Sachbeweis 
ist objektiv, er wertet nicht, er lügt nicht, sein Erinnerungsvermögen läßt 
nicht nach, er widerspricht sich nicht.“'* Die menschliche Wahrnehmungs- 
möglichkeit wird technisch verlängert und erweitert. Möglich ist nicht nur 
das Registrieren von üblichem Licht und Schall, sondern auch z.B. von Wär- 
mestrahlen. Dunkelheits- oder wetterbedingte Behinderungen können kom- 
pensiert werden. Durch Heranzoomen (Vergrößerung) und elektronische 
Verstärkung können weit entfernte, besonders abgeschottete oder menschlich 
nicht mehr wahrnehmbare Objekte registriert werden. All dies kann unbeob- 
achtet und unabhängig von Ort und Zeit erfolgen und für beliebige Beobach- 
ter beliebig oft reproduziert werden. 

Sind sich die technisch Beobachteten der Beobachtung bewußt, so beeinflußt 
dies deren Verhalten. Welche psychologischen Auswirkungen dies bei recht- 
schaffenen Menschen haben kann, erläuterte das Bundesverfassungsgericht: 
„Wer unsicher ist, ob abweichende Verhaltensweisen jederzeit notiert und als 
Informationen dauerhaft gespeichert, verwendet und weitergegeben werden, 
wird versuchen, nicht durch solche Verhaltensweisen aufzufallen. Wer damit 
rechnet, daß etwa die Teilnahme an einer Versammlung oder Bürgerinitiative 
behördlich registriert wird und daß ihm dadurch Risiken entstehen können, 
wird möglicherweise auf eine Ausübung seiner entsprechenden Grundrechte 
(Art. 8,9 GG) verzichten. Dies würde nicht nur die individuellen Entfal- 
tungschancen des einzelnen beeinträchtigen, sondern auch das Gemein- 
wohl.“'° Dieses zentrale bürgerrechtliche Argument gegen jede Form der 
elektronischen Rundum-Überwachung hat angesichts der Konjunktur von 
Sicherheitsphrasologie einen schweren Stand. 

Die sicherheitspolitische Bilanz der Technologie ist nicht berauschend. Das 
Verhalten von potentiellen Störern und Rechtsbrechern wird sicherlich durch 
die Beobachtung in der Form beeinflußt, daß es im Beobachtungsraum zu 
erheblich weniger Rechisverletzungen kommt. Erfolgsquoten von über 75% 
Kriminalitätsrückgang werden vermeldet.'’ Die abschreckende Wirkung greift 
aber nur, wenn auf die Überwachung hingewiesen wird. Sie läßt sich schon 
dadurch erreichen, daß glaubwürdig auf eine elektronische Überwachung 
hingewiesen wird, ohne daß diese tatsächlich erfolgen müßte. Erreicht wird 
aber keine Verringerung von Rechtsverletzungen, sondern durchgängig nur 
deren Verdrängung bzw. Verlagerung. Überwachung bessert keine Übeltäter, 


5 Herold, H.: Erwartungen von Polizei und Justiz in die Kriminaltechnik, in: Krimi- 
nalistik 1979, H. 1, S. 17-26 (18f.) 

!# Bundesverfassungsgericht: Volkszählungsurteil v. 15.12.1983, in: Neue Juristische 
Wochenschrift 1984, H. 8, S. 419-428 (422) ö 

” kritisch dazu Sack; Nogala; Lindenberg a.a.O. (Fn. 8), S. 315ff. 
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sondern verscheucht diese. Werden bestimmte Gebiete sicherer, so werden 
andere dafür zwangsläufig gefährlicher: Überwachen z.B. polizeiliche BeDo- 
Trupps ein Fußballstadion, so kommt es eben auf den An- und Abmarschwe- 
gen zu den Ausschreitungen. 

Betroffen vom Verdrängungsprozeß durch optische und akustische Überwa- 
chung ist nicht der raffiniert und organisiert agierende Täter, der großen ma- 
teriellen Schaden anrichtet, sondern der ‘kleine’ Straßenkriminelle. Ver- 
drängt werden diejenigen, denen lediglich vorgeworfen werden kann, daß 
sich andere von ihnen belästigt fühlen. So wurde etwa auf Sylt Videotechnik 
gezielt gegen Punks eingesetzt, die das touristische Treiben in der Fußgän- 
gerzone von Westerland behinderten.'’ Verdrängt werden Bettler, Obdachlose 
und Jugendliche und sonstige ohnehin sozial ausgegrenzte Minderheiten, 
unabhängig davon, ob sie mit dem Gesetz in Konflikt geraten oder nicht. Den 
‘rechtschaffenen’ Bürgerinnen und Bürgern wird im Gegenzug eine saubere 
Stadt geboten, in der diese sich subjektiv sicher fühlen. Daß dieses Gefühl mit 
dem objektiven Befund nicht übereinstimmen muß, steht auf einem anderen 
Blatt. 


Zukünftige Aussichten 


Auch bei der Weiternutzung des Materials der Audio- und Videoüberwa- 
chung befinden wir uns derzeit mitten in einer rasanten technischen Entwick- 
lung: Die Mustererkennung von Tonaufnahmen ist so weit ausgereift, daß mit 
Sprachdatenbanken massenhaft Abgleiche gefahren werden können. Zu deren 
Realisierung fehlen derzeit abgleichfähige hoheitliche Sprach-Datenbanken 
für Identifizierungszwecke. Es ist nur eine Frage von Speicher- und Rechen- 
kapazität, daß auch hinsichtlich sonstiger biometrischer Merkmale, insbeson- 
dere bei der Gesichtserkennung, Abgleiche möglich sind. Die in Florida be- 
heimatete Firma “NeuroMetric’ hat ein System entwickelt, das aus einer Men- 
schenmasse pro Sekunde 20 Gesichter herausfiltern kann. Deren biometrische 
Daten lassen sich innerhalb von Sekunden in einer Datenbank mit 50 Mio. 
Datensätzen abgleichen.” 

Eine völlig neue Dimension wird auch dadurch eröffnet, daß Bilder über das 
Internet weltweit verbreitet werden können. Die Einspeisung digitaler Bild- 
und Tonaufzeichnungen ins Internet erfreut sich einer gefährlich zunehmen- 
den. Beliebtheit. Mehr als eine Mio. Besucher haben z.B. eine Web-Kamera- 
Homepage besucht, über die festgestellt werden konnte, wer an einer Halte- 


'® Landesbeauftragter für den Datenschutz Schleswig-Holstein: Zwanzigster Tätig- 
keitsbericht. Berichtszeitraum: 1997, Kiel 1998, S. 36 
' die tageszeitung v. 4.9.1996 
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stelle in Beverly Hills einen Bus betritt oder verläßt. Jede Überwachungska- 
mera läßt sich auch als Web-Cam benutzen, sei sie in einem Supermarkt, auf 
einem Öffentlichen Platz, in einem Hotelzimmer oder in der Brille eines In- 
ternet-Freaks installiert.” 

Ein anderer, völlig neuer Blickwinkel - im wahrsten Sinne des Wortes - ent- 
steht durch die Luft- und Satellitenüberwachung.’' Inzwischen werden gesto- 
chen scharfe Luftbilder, wie aus 25 m Höhe geknipst, von privat auf dem 
Markt angeboten. Adressaten dieses Angebots sind neben öffentlichen Stellen 
(Grundbuch-, Kataster- und Planungsverwaltung) z.B. Adressenhändler, die 
den Grundstücken Bewohnernamen zuordnen. Zur Überführung von Umwelt- 
sündern auf dem Meer wird die Luftbildüberwachung schon eingesetzt. Der 
Einsatz der Luftbildtechnik zur Observation von Grundstücken oder zum 
Verfolgen von Fahrzeugen ist nur noch eine Frage der Zeit. 

Audio- und Videotechniken tragen zum unaufhaltsamen Run in die Informa- 
tionsgesellschaft bei. Für das Persönlichkeitsrecht besonders fatal ist bei die- 
sen Techniken, daß die Betroffenen zumeist nicht bemerken, daß sie über- 
wacht werden. Die Biometrie, die Mustererkennung und die weltweite Ver- 
netzung eröffnen völlig neue Überwachungsperspektiven. Neben der qualita- 
tiven Aufrüstung erfolgt - vor allem im Namen der Sicherheit — eine rasante 
quantitative Zunahme der eingesetzten Geräte. Was vordergründig vor allem 
individuellem Voyeurismus zu dienen scheint und zweifelsfrei Rationalisie- 
rungsefifekte hat, fördert auch Law-and-Order-Denken. Gegenstrategien zum 
Schutz von Grundrechten und Privatsphäre sind noch nicht in Sicht. 


Thilo Weichert ist Vorsitzender der Deutschen Vereinigung für Datenschutz 
e.V. und seit Februar 1998 Stellv. Landesbeauflragter für den Datenschutz in 
Schleswig-Holstein. 


2 die tageszeitung v. 9.1.1997, zur globalen Nachbarschaftshilfe über das Internet: 
Sack; Nogala, Lindenberg a.a.O. (Fn. 8), S. 326f., zur Übertragung von Bildern des 
öffentlichen Verkehrs über einen lokalen Fernsehsender: Der Hamburgische Daten- 
schutzbeauftragte (Hg.): 13. Tätigkeitsbericht (Berichtsjahr 1994), Hamburg 1995, 
S. 38-41 

2! Weichert a.a.O. (Fn. 2), S. 17 
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Bürgerrechte & Polize/CILIP 60 (2/98) 


Hart an der Grenze 
Technische Aufrüstung für die Abschottungspolitik 
von Heiner Busch 


Seit die Abdichtung der Grenzen gegen Flüchtlinge und (illegale) 
MigrantInnen zu einem zentralen Bezugspunkt der Politik Innerer 
Sicherheit westeuropäischer Staaten geworden ist, hat die Technisie- 
rung der Grenzüberwachung und -kontrolle einen enormen Auf- 
schwung erlebt. 


So wird z.B. seit dem Sommer 1997 im schweizerischen Kanton Tessin die 
Grenze zu Italien nicht nur vom Grenzwachtkorps kontrolliert, sondern auch 
von einem Kontingent von anfangs 20 und seit Mai dieses Jahres 100 Berufs- 
soldaten aus dem Festungswachtkorps. Die Militarisierung einer zivilen An- 
gelegenheit brachte auch eine besondere technische Errungenschaft: Seit ei- 
nigen Monaten testen die eingesetzten Soldaten ein System, das sie sich von 
der israelischen Armee besorgt haben. Sie hören den Mobiltelefonverkehr 
jenseits der Grenze ab und wollen auf diese Weise Schlepper lokalisieren, die 
ihre Kunden - derzeit meist Flüchtlinge aus Kosovo - an die Orte bringen, 
von denen aus sie die Grenze überqueren sollen. Das Militärministerium hatte 
zunächst beteuert, mit der Apparatur könnten die Benutzer von Handys nur 
lokalisiert, die Gespräche selbst aber nicht abgehört werden — eine Behaup- 
tung, die schon am nächsten Tag revidiert wurde. ' 

Für Telefonüberwachungen bedarf es auch in der Schweiz einer richterlichen 
Genehmigung. Da die in diesem Falle nicht möglich ist, belauscht man ‘nur’ 
Gespräche jenseits der Grenze in Italien. Dies sei legal, es handele sich um 
militärische Auslandsaufklärung, von Militärs betrieben und vom Völkerrecht 
gedeckt. 


Überwachung der grünen Grenze 


Dieser Fall ist in der Tat ein Grenzfall. Vollkommen ungewöhnlich ist er aber 
nicht. Die neue Grenze in Deutschlands Osten brachte nicht nur eine neue 


! Tagesanzeiger (Zürich) v. 8./9.5.1998 
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Aufgabe -— Grenzüberwachung statt “einzeldienstlicher’ Grenzkontrolle -, 
sondern auch neue technische Mittel, die mit den traditionellen Instrumenten 
nicht mehr viel gemein haben. Dazu gehören nicht nur Hubschrauber, gelän- 
degängige Fahrzeuge und Schnellboote, die auf der Oder eingesetzt werden, 
sondern auch Geräte, die die Nacht zum Tage werden lassen. Derartige 
Technik, die eigens für den militärischen Einsatz entwickelt wurde, war bis 
Anfang der 90er Jahre in bundesdeutschen Polizeiarsenalen nicht zu finden. 
Im Februar 1993 wurden dann jedoch mehr als 400 Soldaten formell von der 
Bundeswehr beurlaubt, um BGS-Personal an Nachtsichtgeräten aus Bestän- 
den der Bundeswehr zu schulen. 

Für das Sehen in der Nacht werden grundsätzlich zwei Techniken verwandt: 
zum einen sog. Restlichtverstärker, bei denen die auch in der Nacht minimal 
vorhandenen Lichtquellen mittels einer Röhre verstärkt werden; zum anderen 
Wärmebildgeräte, die die von Menschen ausgehende thermische Strahlung 
als Schwarzweißkontraste auf einem Bildschirm sichtbar machen können. 
Beide Techniken sind mittlerweile an den deutschen Grenzen im Einsatz. 
1996 verfügte der BGS insgesamt schon über 66 Wärmebildgeräte. Inzwi- 
schen liegt deren Zahl bei über 100.’ Allein beim Grenzschutzpräsidium 
(GSP) Ost - zuständig für die brandenburgische und die sächsische Grenze - 
sind laut Angaben des Pressesprechers zur Zeit 50 solcher Apparate der Her- 
stellerfirma Zeiss-Oberkochen in Gebrauch. Einige davon sind in Hubschrau- 
bern, die meisten jedoch in VW-Bussen eingebaut. Der Preis eines so ausge- 
statteten Fahrzeugs liegt bei ca. DM 330.000 (davon ‘nur’ 30.000 für den 
Bus). Die alten Geräte der Bundeswehr, die aus Panzern ausgebaut worden 
waren, sind mittlerweile ausgemustert. Sie hatten einen ziemlichen, auf die 
Dauer für den Benutzer unerträglichen und zudem für die Zielperson verräte- 
rischen Lärm verursacht. Die Sichtweite der neuen Geräte soll bis zu drei 
Kilometern betragen. Voraussetzung ist allerdings unverstellte Sicht, und die 
ist selbst im vom Waldsterben ausgedünnten Erzgebirge selten zu haben. Bei 
Regen oder dichtem Nebel verringert sich die Sicht auf etwa 500 Meter. 

Mit Restlichtverstärkern hat man sich ebenfalls neu ausgestattet. Allein im 
Haushaltsjahr 1997 wurden vom BGS weitere 133 „Bildverstärker/Nachtbeob- 
achtungsgeräte“ zugekauft; zusätzliche 25 sind für 1998 budgetiert, so erfuh- 
ren die Grünen im Haushaltsausschuß des Bundestages. Ebenfalls 1997 
schaffte man eine mobile Videoüberwachungsanlage an, die offenbar bei den 
Einsätzen von Hubschraubern genutzt werden soll. 

Radargeräte setzt der BGS nach Angaben des GSP Ost nicht ein. Sie sind für 
den Einsatz an der grünen Grenze nicht tauglich, da sie Dinge aus Metall 


? Bundesministerium des Innern (Hg.): BGS-Tätigkeitsbericht für 1995, Bonn 1996, 
S. 10; Süddeutsche Zeitung v. 2.7.1998 
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statt lebende Menschen anzeigen. Für die Überwachung der Schengen- 
Außengrenzen werden sie aber z.B. in Italien genutzt, dessen ‘blaue Grenze’ 
von der Marine kontrolliert wird. Daß die Schiffe mit kurdischen Flüchtlin- 
gen im Herbst und Winter 1997 an der kalabrischen Küste stranden konnten, 
verdankt sich vor allem dem Umstand, daß dieser Küstenabschnitt noch nicht 
mit Radarüberwachung versorgt war.’ Die italienische Marine hatte sich da- 
vor auf Apulien konzentriert, wo Anfang der 90er Jahre vollbesetzte Schiffe 
aus Albanien ankamen. Kleinere Boote, die heute meist zur Überfahrt genutzt 
werden, können aber nur selten vom Radar erfaßt werden. 


Kontrolle am Grenzübergang und im Hinterland 


Die Kontrolle von Papieren gehört seit jeher zu den normalen Tätigkeiten 
eines Grenzpolizisten. Seit einiger Zeit genügt auch dieser einzeldienstlichen 
Tätigkeit der bloße Augenschein nicht mehr. Der Visumzwang, den die west- 
europäischen Staaten den BürgerInnen großer Teile der restlichen Welt, ins- 
besondere den Herkunftsländern von Flüchtlingen, auferlegt haben, hat dazu 
geführt, daß immer mehr Menschen auf falsche Pässe und Visa angewiesen 
sind. Um diese Fälschungen entdecken zu können, hat man sich diverse 
technische Lösungen einfallen lassen. 

Im allgemeinen beruhen diese beim BGS wie bei fast allen westeuropäischen 
Grenzpolizeien „auf optischen Geräten zur Vergrößerung unter Zuhilfenahme 
verschiedener Lichtquellen“, so die Antwort der Pressestelle der BGS- 
Direktion auf unsere Anfrage. „Ich bitte um Verständnis, daß ich im Hinblick 
auf Hersteller und Kosten aus wettbewerbsrechtlichen Gründen keine weiter- 
gehenden Ausführungen machen kann.” 

Mitteilen konnte man immerhin, daß die Ausrüstung um so komplizierter 
wird, je höher man auf der organisatorischen Stufenleiter kommt. An der 
„Kontrollinie“, d.h. am Grenzübergang oder auch bei mobilen Streifen im 
Grenzgebiet, sei eine „einfache Grundausstattung ausreichend, die ‘am 
Mann’ getragen oder in unmittelbarer Reichweite des Kontrollbeamten an der 
Kontrollposition abgelegt werden kann.“ Hier dürfte es sich um einfache UV- 
Lampen und Lupen handeln. Die bayerische Polizei hat die mobilen Einsatz- 
gruppen, die die „Schleierfahndung“ im Landesinnern übernehmen, mit sog. 
Doku-Boxen ausgestattet, zu denen neben UV-Lampen auch sog. Fadenzähler 
gehören.‘ 


* Pressekonferenz des Bürgermeisters von Badolato, Bern 19.2.1998 
* Spörl, K.-H.: Zur Einführung einer verdachts- und ereignisunabhängigen Personen- 
kontrolle (“Schleierfahndung’) in Bayern, in: Die Polizei 1997, H. 8, S. 217-219 (219) 
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Im ‘Geschäftszimmer’ größerer Grenzübergänge finden sich dagegen bereits 
kompliziertere Dokumentenanalysegeräte mit den Beleuchtungsarten Auf- 
licht, UV-Auflicht, Durchlicht und Spot- bzw. Streiflicht. In den ‘regionalen 
Schwerpunktprüfstellen” werden Videospektralanalysegeräte eingesetzt. Das 
zentrale Urkundenlabor des Bundesgrenzschutzes ist die Zentralstelle zur 
Bekämpfung von Urkundendelikten bei der Grenzschutzdirektion. Seit 1992 
unterstützt sie die nachgeordneten Dienststellen u.a. mit der Herausgabe einer 
Loseblattsammlung über echte Dokumente und deren neueste Fälschungs- 
möglichkeiten. Bis 1991 wurden diese Auswertungen beim BKA durchge- 
führt, das eine entsprechende Bilddatenbank betrieb. „Ideal wäre es“, so 
BKA-Abteilungspräsident Steinke schon 1991, „diese Sammlung für die 
Grenzdienststellen im online-Betrieb abrufbar“ zu machen.’ 

Dieses Ziel hat man in den Niederlanden und in Frankreich mittlerweile er- 
reicht. Die französische Polizei nutzt ein Informationssystem mit Namen 
‘SINDBAD’, die niederländische gab dem ihren den Titel ‘EDISON’.° Laut 
Angaben des Bundesinnenministeriums arbeiten BKA und BGS an einer 
Übernahme von ‘EDISON’ in der BRD. 


Neben Personen und deren Dokumente wird auch der Güterverkehr über- 
prüft- und zwar nicht nur nach geschmuggelten Drogen und sonstigen Wa- 
ren, sondern auch nach Menschen, die versteckt in Lastwagen und Contai- 
nern die Grenzen überqueren. Um Menschen in verplombten Lastwagen auf- 
zuspüren, werden neuerdings CO,-Meßgeräte eingesetzt. Mit Sonden, die 
unter der Abdeckung in die Laderäume, aber auch durch kleinste Öffnungen 
in Container eingeführt werden, kann erkannt werden, ob der Anteil an CO; 
im \nnern überdurchschnittlich hoch ist und damit auf ausgeatmete Luft hin- 
deutet. Insgesamt sind derzeit 88 solcher Geräte beim BGS im Einsatz, im 
laufenden Haushaltsjahr sollten weitere 25 gekauft werden. 


Informationstechnik — die Unterstützung der Grenzkontrolle aus 
dem Hinterland 


Der Anschluß der Grenzübergänge gehörte in den 70er Jahren zu den vor- 
dringlichen Zielen beim Aufbau der polizeilichen Informationstechnik. Um 
eine breite Versorgung insbesondere mit Fahndungsinformationen zu gewähr- 


° Steinke, W.: Kriminaltechnik in Europa, in: Kriminalistik 1991, H. 6, S. 377-380 
(378) 

° Synthesebericht der Besuchsteams, die im Auftrag des Schengener Exekutivaus- 
schusses die Außengrenzen bereisten, Sch/l-Front-com (97) 1, 2. Rev., Brüssel 
20.3.1997 
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leisten, wurde der Zugang zu INPOL nicht nur durch Terminals, sondern 
auch durch Fernschreiber ermöglicht. 

Seit diesen Anfangsjahren hat sich die polizeiliche Informationstechnik wei- 
terentwickelt. In der Sachbearbeitung ging beim BGS, ähnlich wie bei der 
Kripo, der Trend hin zu kleineren Geräten, zu vernetzten PCs, sog. Arbeits- 
platzcomputern (APC). Der BGS-Tätigkeitsbericht von 1995 verzeichnet ins- 
gesamt 250 APCs. 

Nach wie vor bildet aber nicht die Sachbearbeitung und damit die Ausiüstüng 
mit APCs, sondern die Abfrage zentral gespeicherter Informationen das wich- 
tigste informationstechnische Ziel im grenzpolizeilichen Betrieb. Seit Anfang 
der 90er Jahre wurden die Grenzübergänge mit dem sog. Grenzterminalsy- 
stem ausgerüstet. Diese Terminals (Ende 1995 insgesamt 213) verfügen laut 
Aussagen eines Mitarbeiters im Bundesinnenministerium u.a. über Ausweis- 
lesegeräte, die die Kontrolle von maschinenlesbaren Ausweisen und Pässen 
vereinfachen. Maschinenlesbar sind heute neben deutschen Personalauswei- 
sen auch die der meisten anderen EU-Staaten und die EU-Pässe. Daten aus 
nicht maschinell lesbaren Ausweisen müssen nach wie vor eingetippt werden. 
Die Zahl der abfragbaren Informationssysteme hat sich erhöht. Zur Verfü- 
gung stehen nicht nur die Personen- und die Sachfahndungskomponenten von 
INPOL. Über die Zentralrechner des BKA können auch das Ausländerzen- 
tralregister sowie das Zentrale Verkehrsinformationssystem (ZEVIS) ange- 
fragt werden. Hinzu kommt das Schengener Informationssystem (SIS). Wie 
wir in der letzten Ausgabe’ anhand der INPOL- und der SIS-Statistik demon- 
striert haben, sind Personenfahndungssysteme in erster Linie nicht Systeme 
zur Suche nach Straftätern oder Verdächtigen, sondern zur Abschiebung und 
Einreiseverweigerung. Fast 60% der Ausschreibungen in INPOL-Personen- 
fahndung und über 85% der Personendaten im SIS beziehen sich auf Nicht- 
EU-AusländerInnen, die aus- oder zurückgewiesen werden sollen. Auch die 
überwiegende Zahl der „Fahndungstreffer“ richtet sich gegen AusländerInnen 
und hat nichts mit Strafverfolgung im eigentlichen Sinne zu tun. Daß dies 
nicht zufällig ist, ergibt sich allein schon daraus, daß das Schengener Durch- 
führungsübereinkommen der Kontrolle der Einreisenden, und insbesondere 
der einreisenden AusländerInnen aus Drittstaaten gegenüber der von Ausrei- 
senden den Vorrang gibt. 

Kontrolliert wird aber nicht nur am Grenzübergang selbst. Bereits seit An- 
fang der 80er Jahre ermöglichen Datenfunkterminals die mobile Kontrolle in 
fahrenden Zügen. Die Kontrolle von Zugreisenden muß sich seither nicht 
mehr auf die bloße Paßnachschau beschränken, sondern kann sich auf zentral 


"Busch, H.: Die elektronischen Instrumente der Abschiebung, in: Bürgerrechte & 
Polizei/CILIP 59 (1/98) ,S. 17-22 
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gespeicherte Fahndungsdaten stützen, ohne daß der Zug am Grenzbahnhof 
länger anhalten oder die zu kontrollierende Person aussteigen muß. 

Da in den 90er Jahren das Augenmerk der Kontrolleure verstärkt dem Hinter- 
land der Grenze gilt, haben auch mobile Datenfunkterminals an Bedeutung 
gewonnen. BGS und Zoll konnten bisher schon in einem Umkreis von 30 
Kilometern hinter der Grenze Personen anhalten und überprüfen. Bayern hat 
1994 mit einer Polizeigesetz-Änderung seiner Landespolizei die Kontroll- 
möglichkeit im weiteren Hinterland eröffnet. Praktischerweise hat man dafür 
Beamte der aufgelösten Bayerischen Grenzpolizei eingesetzt und mit Note- 
books ausgerüstet, von denen aus die Abfrage von Informationssystemen 
möglich ist. Andere Bundesländer folgten dem Beispiel und ermöglichten 
auch in ihrem Polizeirecht die sog. Schleierfahndung.’ Am 25.6.1998 hat der 
Bundestag dem BGS ähnliche Befugnisse verliehen. Die Grenze ist keine 
starre Linie mehr. Es bleibt abzuwarten, ob der Grenzschutz nun auch mit 
entsprechender Technologie zur Grenzkontrolle im Innern nachgerüstet wird. 


Fingerabdruckdaten 


Bulgarien war 1925 der letzte europäische Staat, der Fingerabdruckregister 
einführte und damit die bis dahin vorwiegend verwandte Bertillonage, das 
Vermessen von Körper und Kopf, als Identifizierungstechnologie zurück- 
drängte. Die Daktyloskopie, eine der ältesten polizeilichen Techniken, ist 
keine Grenztechnologie im eigentlichen Sinne. Die schnelle Computerisie- 
rung der alten manuellen Fingerabdruckregister in den letzten Jahren ist in 
Europa aber nicht von der Politik der Abschottung gegenüber Flüchtlingen zu 
trennen. 

In allen westeuropäischen Staaten werden heute Asylsuchende sofort nach 
ihrer Ankunft erkennungsdienstlich (ED) behandelt und damit einem Verfah- 
ren unterzogen, das bei InländerInnen im Regelfall nur im Rahmen von Er- 
mittlungsverfahren möglich ist. In der BRD ist eine Erfassung von Fingerab- 
drücken bei Flüchtlingen seit 1965 möglich gewesen, wenn ihre Identität 
nicht zweifelsfrei feststand. Diese Ausnahmeregel hatte sich seit den 80er 
Jahren mehr und mehr zum Normalfall entwickelt. Als die Datenschutzbeauf- 
tragten Ende 1991/Anfang 1992 gegen diese Praxis protestierten, reagierte 
die ‘Große Koalition’ der Inneren Sicherheit im Bundestag schnell. Sie been- 
dete das uneinheitliche Vorgehen der Bundesländer und schrieb im Juni 1992 
die ED-Behandlung von Flüchtlingen verpflichtend in $ 16 Asylverfahrensge- 


® vgl. Kutscha, M.: Große Koalition der Inneren Sicherheit?, in: Bürgerrechte & Poli- 
zei/CILIP 59 (1/98), S. 57-69 (61 ff.) 
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setz fest. Begründung: der „Mißbrauch des Asylrechts“ solle verhindert wer- 
den. 

Auch die technischen Konsequenzen waren schnell gezogen. Da das bis dahin 
betriebene halbautomatische Bund-Länder-System für die Erfassung von Fin- 
gerabdrücken schon durch die Teilerfassung der Asylsuchenden vor 1992 
überlastet war, wurde im Dezember 1992 ein Automatisiertes Fingerabdruck- 
Identifizierungssystem (AFIS) in Betrieb genommen. Zwar geschehen Erfas- 
sung und Vergleich von Fingerabdrücken nach wie vor nicht einfach auf 
Knopfdruck hin, das beim BKA geführte System verringert die dafür nötige 
Arbeitszeit jedoch erheblich. Fingerabdruck-Daten von Asylsuchenden und 
solche von StörerInnen, Verdächtigen, Verurteilten und Inhaftierten, also 
Daten aus dem eigentlichen Arbeitsbereich der Polizei, werden nach wie vor 
im selben System geführt. 

Andere westeuropäische Staaten hatten diesen Schritt schon länger vollzogen. 
Spanien betreibt seit Anfang der 80er Jahre ein AFIS der Firma ‘NEC’, die 
Schweiz benutzt seit 1988 ein System der Firma ‘'PRINTRAK’, Frankreich 
arbeitet wie die BRD mit einem Produkt des französischen Herstellers 
‘MORPHO’ Electronics. Diese Uneinheitlichkeit erweist sich nun als Hin- 
dernis für den Aufbau eines EU-weiten AFIS unter dem Namen EURODAC. 
Die Einrichtung eines solchen gemeinsamen Systems stand seit der Unter- 
zeichnung des Dubliner Abkommens im Juni 1990 auf der Tagesordnung. 
Auch dieses Abkommen soll „Asylmißbrauch“ - hier: Doppel- und Folgean- 
träge eines Flüchtlings in verschiedenen EU-Staaten - bekämpfen und sieht 
dafür vor, daß nur noch ein Asylgesuch pro Flüchtling erlaubt wird. Dieses ist 
im zuständigen Staat zu stellen, und das ist im Normalfall der EU-Staat, den 
der Flüchtling als ersten betreten hat. Alle anderen können die Betroffenen 
dorthin zurückschieben. 

Voraussetzung dieses Verfahrens ist, daß die Identität der Person festgestellt 
wird. Das im September 1997 in Kraft getretene Dubliner Abkommen erlaubt 
hierzu die Verwendung von Fingerabdrücken. Weil es als Rechtsgrundlage 
für ein gemeinsames Informationssystem nicht ausreicht, ist ein gesonderter 
Vertrag für EURODAC notwendig. Der Entwurf hierzu vom März dieses 
Jahres sah noch vor, daß nur Asylsuchende ab 14 Jahren in dem System er- 
faßt würden.” Deutschland und Österreich haben sich auf der Tagung des Ra- 
tes der EU-Innen- und Justizminister am 29. Mai durchgesetzt.'’ In einem 
Zusatzprotokoll soll nun festgehalten werden, daß alle illegalen Zuwanderer 
ED-behandelt und ihre Fingerabdrücke in EURODAC gespeichert werden. 


’ Ratsdok. 6191/ 2/ 98, Rev. 2, ASIM 46, Brüssel, 13.3.1998 
!% Presseeklärumg des BMI, 29.5.1998 


26 


Begründet wird dies mit der Zunahme von Flüchtlingen aus dem irakischen 
Teil Kurdistans im vergangenen Jahr. 

In EURODAC selbst werden die digitalisierten Fingerabdrücke, Ort und Zeit- 
punkt der Erfassung, der zuständige Staat und die von ihm verwendete Kenn- 
nummer der Person sowie deren Geschlecht erfaßt. Die sonstigen Daten regi- 
striert der „Herkunftsmitgliedstaat“. Die Übermittlung und der Vergleich von 
Fingerabdrücken sind auf zwei Wegen möglich. Die Blätter können auf kon- 
ventionellem Wege an die Zentraleinheit geschickt werden, die den Vergleich 
vornimmt und die Ergebnisse zurückmeldet. Zugelassen ist auch ein online- 
Verfahren, bei dem die zuständige Behörde den Vergleich selbst direkt im 
System vornimmt. 

Voraussetzung für letzteres ist die Kompatibilität des jeweiligen nationalen 
AFIS mit EURODAC, und dafür wiederum ist die Herstellerfirma ausschlag- 
gebend. Die EURODAC-Durchführbarkeitsstudie wurde von der französi- 
schen Firma Bossard besorgt. Welche Firma den Zuschlag für die Errichtung 
erhält, steht laut BMI-Auskunft erst nächstes Jahr fest. Da im deutschen Falle 
das BKA zwischen die Asylbehörden und die EURODAC-Zentraleinheit ge- 
schaltet sei, könne man auch ohne ein online-Verfahren leben. 


Kosten und Effizienz 


Die Technisierung von Grenzkontrolle und -überwachung sowie überhaupt 
der Abschottungspolitik ist, wie das Beispiel der Wärmebildgeräte zeigt, eine 
teure Angelegenheit. Teurer als die Technik bleiben auf Dauer jedoch die 
personellen Ressourcen. Alleine an der Ostgrenze leben 6.200 BGS-Polizi- 
stInnen, ca. 1.000 grenzpolizeiliche Unterstützungskräfte sowie etwa weitere 
3.100 Beamte des Zolls und anderer Behörden von dieser Arbeit. 

Auch der Mauerbau neuen Typus wird auf Dauer nicht zu einer vollständigen 
Abdichtung der Grenzen führen. Sein Ergebnis besteht vor allem darin, daß 
diejenigen, die es schaffen, heimlich die Grenze zu überqueren, im Innern des 
Landes zunehmend illegalisiert werden. Gesichert ist damit auch, daß den 
Vertretern der Abschottungspolitik nicht die politische Munition ausgeht. Mit 
einem Ausbau der technischen und personellen Ressourcen an den Grenzen 
und im grenzpolizeilichen Hinterland muß daher auf Dauer gerechnet wer- 
den. 


Heiner Busch ist Mitherausgeber von Bürgerrechte & Polizei/CILIP. 
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Bürgerrechte & Polize/CILIP 60 (2/98) 


Die telekommunikative Überwachungs- 
spirale 

Fernmeldegeheimnis in Gefahr 

von Ingo Ruhmann 


Durch zahlreiche rechtliche Vorschriften schützt der demokratische 
Rechtsstaat seine Bürgerinnen und Bürger dagegen, Objekt willkür- 
licher, unbemerkter und unkontrollierter staatlicher Überwachung 
und Ermittlung zu werden. Mit steigender Bedeutung der Telekom- 
munikation und der technischen Leistungsfähigkeit der Überwa- 
chungstechnik ging in den letzten Jahren eine deutliche Ausweitung 
der Uberwachungsmöglichkeiten und ihrer rechtlichen Regelungen 
einher. Der folgende Beitrag beleuchtet den technischen und norma- 
tiven Stand der Dinge. 


Gerhard Schröder und Otto Schily sind Beispiele für die Bedenklichkeit von 
Maßnahmen zur heimlichen Informationsbeschaffung. Über Schily und ande- 
re Grüne Bundestagsabgeordnete fertigte das Bundesamt für Verfassungs- 
schutz 1984 im Auftrag des damaligen Staatssekretärs Spranger ein Dossier 
an, der es an Parteifreunde weitergab.' Verfassungsschutz und Polizei in Nie- 
dersachsen sollen zwei Jahre später durch Observationen und andere Maß- 
nahmen über Schröder ein 50-Seiten starkes Dossier ebenfalls zur politischen 
Verwendung erstellt haben.’ Ein solcher Aufwand wird bei weniger exponier- 
ten Bürgerinnen und Bürgern selten getrieben. Anders ist dies jedoch bei der 
mit immer weniger Aufwand möglichen Überwachung der Telekommunika- 
tion. Sie ist eine sich in der bundesdeutschen Praxis prinzipiell gegen jeden 
richtende heimliche Ermittlungsmethode. Längst praktiziert wird die Video- 
überwachung öffentlicher Räume.’ Hinzu kommt nun der Einsatz verdeckter 
akustischer Überwachungstechnik in Wohnräumen beim ‘Großen Lauschan- 
griff’. Bei der von der Bundesregierung vorangetriebenen Entwicklung zu 


! Süddeutsche Zeitung v. 20.6.1986 
? Der Spiegel 1986, Nr. 36, S. 98-102 
? vgl. den Beitrag von T. Weichert in diesem Heft 
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einer „lückenlosen und flächendeckenden Überwachung“ gingen technische 
und rechtliche Entwicklung Hand in Hand. 


Moderne Lauschtechnik 


Gemeinsame technische Basis der akustischen Überwachungstechnik ist heute 
die Computertechnik. Die Unterschiede zwischen den als „Wanzen“ bezeich- 
neten Mikrominiatursendern und den zur Überwachung der Telekommunika- 
tion genutzten Technik sind dennoch gravierend. Im folgenden sollen daher 
beide Techniken einzeln vorgestellt werden. Grundlage ist dabei der nationale 
Rahmen, weshalb hier die Aktivitäten bundesdeutscher Dienste bei der Über- 
wachung der Telekommunikation mit dem Ausland oder die anderer Dienste 
im Ausland nicht Gegenstand der Betrachtung sind. 


Die beim ‘großen Lauschangriff’ zum Einsatz kommende Überwachungs- 
technik ist bei weitem zu vielfältig, um sie hier zu beleuchten. Miniaturisierte 
Sender lassen sich mittlerweile kaum noch orten, zumal wenn sie der einfa- 
chen Stromversorgung halber in elektronische Geräte eingebaut werden. Ein 
Abtasten von Fensterscheiben per Laser ist ein vergleichsweise störanfälliges 
Verfahren geblieben, aber keine exotische Technologie mehr. Die Weiter- 
entwicklung der Überwachungstechnologie wird von US-Militärs vorange- 
trieben, die Ergebnisse der Mikrosystemtechnik mit mikrominiaturisierten 
Sensoren koppeln und so zur Zeit fliegende Wanzen in Insektengröße entwik- 
keln. In den USA werden schon heute Miniatur-Video-Sensoren angeboten, 
die per Roboter unter einer Tür hindurch plazierbar sind.’ Japanische For- 
scher nutzen eine bionische Kopplung von Insekt und Maschine bei der 
Steuerung von Schaben im Einsatz als Sensorträger zu Überwachungszwek- 
ken.’ Ziel derartiger Forschungen sind Technologien, die eine akustische und 
optische Überwachung jedes Raumes mit Hilfe von insektengleichen Träger- 
plattformen ermöglichen: Eine Überwachung soll durch keine technischen 
Grenzen mehr behindert werden. 

Im Falle der Telekommunikation brachte die Nutzung von Computertechnik 
und die damit einhergehende Digitalisierung für die Überwachungsoption 
einige Neuerungen. So wurde die Überwachung durch Zusatzdienste wie An- 
rufweiterleitung, virtuelle Telefonnummern, Voice-Mailboxen und andere 
Serviceangebote sowie die Möglichkeit, die digitalen Daten effektiv zu ver- 


* Reno Asks Aspin for Non-Lethal, Other DOD Weapons to Fight Crime; in: Defense 
Electronics, Dec. 1993, p. 8 
$ Die Welt v. 24.1.1997 
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schlüsseln, statt sie nur analog zu verzerren, aufwendiger. Zugleich erleichter- 
te die Digitalisierung die Überwachung aber durch: 


e eine zentrale Netzsteuerung, die ein Abhören von beliebigen Standorten 
aus erlaubt, 

e die Übermittlung von Zusatzdaten wie die Anrufernummer zur Identifi- 
kation und Lokalisation des Anrufers noch vor Beginn des Telefonats, 

e die Angabe der Funkzelle in Mobilfunknetzen zur Lokalisierung und 
Erstellung von Bewegungsbildern, 

e die Speicherung der Verbindungsdaten (angerufener Teilnehmer, Dauer) 
zur Erstellung von Kommunikationsprofilen, 

e die Kopplung leistungsfähiger Computersysteme mit digitalisierten Net- 
zen, die die Identifikation von Sprechern und die automatische Verarbei- 
tung gesprochener Sprache deutlich vereinfacht, wobei überdies die Über- 
mittlung von Nachrichten per unverschlüsselter elektronischer Kommu- 
nikation den Aufwand für eine automatisierte Überwachung hat unbedeu- 
tend werden lassen. 


Mit der Fernmeldeverkehrs-Überwachungsverordnung (FÜV) von 1995 wur- 
de die Überwachung des Telekommunikationsverkehrs durch die Sicherheits- 
behörden komfortabel und technisch nicht detektierbar gestaltet. Jeder Betrei- 
ber von Fernmeldeanlagen, die für die Öffentlichkeit bestimmt sind, muß da- 
nach Überwachungsschnittstellen in ausreichender Zahl einrichten. Liegt eine 
Überwachungsanordnung vor, werden die Kommunikationsinhalte ebenso wie 
die Verbindungsdaten bei Polizeien, Geheimdiensten oder dem Zollkriminal- 
amt aufgezeichnet und ausgewertet. Tonband, Kassette und Papierabschrift 
sind dazu auch heute noch das gebräuchlichste Mittel. Zwar wird die compu- 
tergestützte Sprachauswertung noch kaum genutzt, dennoch erweist sich die 
Digitaltechnik als erhebliche Erleichterung. Aufgrund einschlägiger Vor- 
schriften sanken die externen Kosten der Polizei für Überwachungsmaßnah- 
men in den letzten Jahren auf knapp 1.600 Mark pro Fall‘ — bei weiter sin- 
kender Tendenz. 

Den bundesdeutschen Geheimdiensten ist es mit einer Genehmigung der zu- 
ständigen G 10-Kommission gestattet, inländischen Telekommunikationsver- 
kehr zu überwachen. Dabei nutzen sie dieselben Wege und technischen Me- 
chanismen wie Polizeibehörden: Sie treten an die TK-Unternehmen heran, 
um eine Überwachung schalten zu lassen. Technisch aufwendiger ist dagegen 
die großflächige Überwachung der Telekommunikation durch Geheimdienste, 


‘Zimmermann, H.: Preissenkung begünstigt Lauschangriff; in: CD Sicherheits- 
Management 997, Nr. 6, S. 37-39 
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die nicht auf die Hilfe der Unternehmen bauen können. Dies sind bei der 
Überwachung des inländischen Verkehrs die Geheimdienste befreundeter 
Länder, die hier Überwachungseinrichtungen betreiben. Bekannt ist dies vom 
US-Geheimdienst NSA, der in der Nähe der Frankfurter Zentralpost — frühere 
Adresse: Am Hauptbahnhof 6 — eine mit dem Telekom-Knoten Frankfurt 
durch gepanzerte Telefonleitungsbündel verbundene Abhörzentrale betrieb.’ 
Nachdem diese Stelle geschlossen wurde, ist unklar, ob sie nur wie bereits 
zuvor verlagert oder ganz aufgelöst wurde. In Bad Aibling betreibt die NSA 
weiterhin die größte „Signals Intelligence“-Anlage in Europa. Dazu erklärte 
die bayerische Landesregierung nur, sie sei zur Aufklärung „ausländischer 
militärischer Funkverbindungen konzipiert“. Die Bundesregierung habe keine 
Erkenntnisse, daß damit „gegen deutsches Recht verstoßen“ werde.° Dies ist 
jedoch unbefriedigend: Nach deutschem Recht illegal ist weder ein Abhören, 
das nicht von Seiten eines TK-Unternehmens durchgeführt wird, noch ein 
Durchsuchen auf Schlüsselwörter per Computer.” Daß die US-Streitkräfte 
routinemäßig jede gegen das Gastland gerichtete Spionagetätigkeit abstreiten, 
kann auch wenig überzeugen. Immerhin ist von der NSA bekannt, daß sie 
neben Telefon und Fax auch elektronische Nachrichten abfängt und ent- 
schlüsselt. Schon seit den 80er Jahren nutzt die NSA ein verteiltes Netz von 
52 Supercomputern („Platform“), um Nachrichten zu entschlüsseln und zu 
verarbeiten.'° In welchem Umfang dies geschieht, wurde allerdings auch in 
einem jüngst für Aufregung sorgenden Bericht für das Europaparlament nicht 
deutlicher." 

Ausgerechnet das exponentielle Wachstum des Versands elektronischer Post, 
die praktisch in offener Form vorliegt und ohne besonderen Schutz problem- 
los von Unbefugten mitgelesen werden kann, vereinfacht Überwachung von 
Telekommunikation und macht sie wesentlich effektiver, da die Daten für be- 
liebige Auswertungen computergerecht vorliegen. Vor diesem Hintergrund ist 
nicht verwunderlich, daß die Sicherheitsbehörden die Nutzung von Ver- 
schlüsselungssystemen für eine Gefährdung ihrer neuen Möglichkeiten hal- 
ten. Mangels politischer Einigkeit und technischer Grundlagen hat das Bun- 


” Der Spiegel 1989, Nr. 9, S. 35-28 

® Antwort der bayerischen Landesregierung, LT Bayern Drs. 13/5623 

® Auch der neue $ 206 StGB stellt nur den Bruch des Fernmeldegeheimnisses durch 
Mitarbeiter eines TK-Unternehmens und Amtspersonen unter Strafe. Das Mithören 
leitungsgebundenen Verkehrs durch andere ist dagegen weiterhin ebenso straffrei wie 
die Verarbeitung von TK-Verkehr durch Computer. 

!° Connor, S.: How Cheltenham entered America’s back yard, in: New Scientist, 
5.4.1984, p. 8f. 

'! Wright, S.: An Appraisal of Technologies of Political Control, Brüssel 1997, verfüg- 
bar unter: http://jya.com/stoa-atpc.htm 
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desministerium des Innern jedoch eine Regelung zur Nutzung von Verschlüs- 
selungssystemen mit Nachschlüssel (“Key Escrow’) zumindest solange auf Eis 
gelegt, wie es keine sichere Infrastruktur zur Hinterlegung des Nachschlüssels 
gibt. Der Aufbau einer vergleichbaren Infrastruktur im Zusammenhang mit 
der digitalen Signatur könnte in absehbarer Zeit zu erneuten Forderungen 
nach Restriktionen beim Gebrauch effektiver Verschlüsselungstechniken füh- 
ren. 


Gesetzgeberische Flankierungen 


Der Weg zur technischen Beendigung einer unbeobachteten Privatsphäre wird 
durch gesetzgeberische Maßnahmen flankiert. Anders als bei der Grundge- 
setzänderung zur Einführung des ‘großen Lauschangriffs’ vollziehen sich die 
Änderungen bei der Telekommunikationsüberwachung eher im Stillen. Be- 
reits seit 1995 wird das Telekommunikationsrecht ın rapider Folge novelliert 
und an neue Technologien und die Liberalisierung des Marktes angepaßt. 


Die im Mai 1995 erlassene Fernmeldeverkehrs-Überwachungsverordnung 
(FÜV) schreibt die technischen Details der TK-Überwachung vor; vor allem, 
abgehörten TK-Verkehr unverschlüsselt an die „Bedarfsträger“ - Polizeien, 
Geheimdienste und Zollkriminalamt - zu liefern. Sie stellt damit den ersten 
Schritt dar, um Zugriff auf verschlüsselte Inhalte zu ermöglichen. Liegt eine 
Überwachungsanordnung durch einen „Bedarfsträger“ vor, muß der Betreiber 
unverzüglich allen Telekommunikationsverkehr mit dem überwachten An- 
schluß „duplizieren“ und zeitgleich an einen vorgegebenen Anschluß über- 
mitteln. Zusätzlich zu den reinen Kommunikationsinhalten schreibt die FÜV 
auch vor, alle weiteren zur Kommunikation bzw. zu allen Kommunikations- 
versuchen gehörenden Informationen weiterzuleiten: die Nummer des Ange- 
rufenen bzw. des Anrufers samt mißglückter Versuche, Gesprächsdauer, bei 
Funknetzen die Funkzelle und damit eine ungefähre Ortsangabe, sowie die 
genutzten Dienste, also den Abruf von Sprachmailboxen ebenso wie der Ab- 
ruf von WWW- oder News-Inhalten bei Internetanschlüssen. Mit der Über- 
mittlung der Funkzelle beim Anruf eines Handys ermöglicht die FÜV erst- 
mals im Ansatz Bewegungsbilder in Funknetzen'” - ein Anrufversuch der 
Überwacher genügt, um die Übermittlung der Funkzelle zu erzwingen. 


'? vgl. die ausführliche Kritik des FIfF in der Presseerklärung „Bundesrepublik auf 
gefährlichem Weg: Grundrecht per Verordnung eingeschränkt“ vom 23.5.1995; abge- 
druckt in: FIEF-Kommunikation 1995, Nr 2, S. 4£., vgl. auch: Kubicek, H.: Der Schutz 
des Fernmeldegeheimnisses auf dem Telekommunikationsmarkt; in: Datenschutz und 
Datensicherheit 1995, H. 11, S. 656-663 
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Das im August 1996 in Kraft getretene Telekommunikationsgesetz (TKG) 
legt im Definitionsteil die Grundlage für eine extensive Ausweitung der 
Überwachungsbefugnisse. Das TKG macht den Betrieb von TK-Anlagen und 
-Netzen von Einrichtungen zur Überwachung auf Kosten der Anbieter ab- 
hängig und verlangt mit dem Abruf von Kundendaten nach $ 90 TKG den 
Direktzugriff der Sicherheitsbehörden auf Kundendateien. Der BND erhält 
überdies das Recht auf Information über Netzstrukturen." 


Das Anfang 1998 wirksam gewordene Begleitgesetz zum Telekommunikati- 
onsgesetz (TKBeglG) erweitert die Überwachungsbefugnisse nochmals. Ge- 
heimdienste haben durch eine Änderung des $41 Außenwirtschafisgesetz 
Zugriff auf präventiv durch eine Telefonüberwachung gesammelte Daten. Die 
Einführung einer Überwachung von „Telekommunikationskennungen“ — Te- 
lefon- und Faxnummern, E-Mailnummern, IP-Nummern, sowie Internet- 
Namen" - erweitert die Anzahl der zu überwachenden TK-Einrichtungen 
ebenso wie die wesentliche Neuerung des TKBeglG, die Ausdehnung der 
Überwachung auf alle, die „geschäftsmäßig Telekommunikationsdienste“ 
anbieten - das betrifft vor allem interne Firmennetze. Das politische Ziel, „die 
lückenlose Überwachbarkeit der Telekommunikation sicherzustellen“, wird 
auf diese Weise effektiv realisiert. 


Umgesetzt werden diese neuen Gesetzesnormen in der gegenwärtig in der 
Beratung befindlichen FÜV-Nachfolgerin, der Telekommunikations-Über- 
wachungsverordnung (TKÜV). Hier sollten auch Ausnahmen von der aus- 
ufernden Verpflichtung zur Mitwirkung an der Überwachung geregelt wer- 
den. Bislang beschränken sich diese Ausnahmen auf: 


e Anlagen, auf denen „für die Öffentlichkeit bestimmte Informationsdien- 
ste“ angeboten werden. Neben TK-Anlagen für die Fertigungssteuerung, 
Raumüberwachung oder andere rein technische Kommunikation sind 
dies auch Internet-Server für WWW- oder News-Angebote; 

e  _Netzknoten oder Netze ohne Endkunden. Von der Ausnahme wieder aus- 
genommen sind allerdings „Internet-Zugangsknoten, bei denen die Inter- 
net-Adresse ausgewertet wird“ — gemeint sind hier offenbar Übergänge 
von internen Netzen ins Internet, wie ihn Anbieter von „wide-area corpo- 
rate networks“ realisieren; 


B vgl. dazu die FIfF-Presseerklärung zum Entwurf eines Telekommunikationsgesetzes 
vom 2.3.1996; abgednuckt in: FIF-Kommunikation 1996, H. 1, S. 4f. 

4 Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage des Abg. Kiper, BT Drs. 
13/9443, Frage 28 

5 ebd., Frage 14 
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e firmeninterne TK-Anlagen, wenn sie weniger als 10% der „Endeinrich- 
tungen an Dritte — auch selbständige Unternehmen in einem Firmenver- 
bund - überlassen“; 

e  Telekommunikationsanlagen, die als Bagatellgrenze nicht mehr als 20 
Anschlußmöglichkeiten für Endgeräte aufweisen. 


Wenn sich auch die TKÜV offensichtlich an der Sprachtelefonie orientiert, ist 
sie auch auf Internet-Angebote anzuwenden. Obwohl die FÜV nun schon drei 
Jahre alt ist und alle Arten der Telekommunikation abdeckt, bestanden für die 
Überwachung von Internetanschlüssen keine technischen Normen. Der Grund 
dafür mag sein, daß Internetanschlüsse bislang nicht so zahlreich überwacht 
wurden. In der gegenwärtig ebenfalls beratenen „Technischen Richtlinie In- 
ternet“ zur FÜV, die auch auf Basis der TKÜV angewandt werden wird, wer- 
den Provider verpflichtet, ausnahmslos jedes Datenpaket (von oder an einen 
überwachten Anschluß) an den überwachenden „Bedarfsträger“ zu schicken, 
unabhängig davon, ob es sich um den Abruf von öffentlich zugänglichen 
Quellen oder um den Abruf von Individualkommunikation im eigentlichen 
Sinne handelt. Mit dieser Richtlinie wird also ein ums andere Mal der Um- 
fang der zu überwachenden Kommunikation erweitert. 

Rücksichtnahme auf technische Besonderheiten oder die begrenzten Möglich- 
keiten kleiner Anbieter ist nicht zu erwarten: „Bei der Gestaltung der tech- 
nischen Einrichtungen zur Überwachung der Telekommunikation spielt die 
innerhalb der Telekommunikationsanlage angewandte Übertragungstechnik 
eine untergeordnete Rolle, entscheidend ist die technische Ausgestaltung der 
den Teilnehmer überlassenen Anschlüsse. Gemäß $ 88 I TKG hat der Ver- 
pflichtete, nicht jedoch die Bundesregierung, die technischen Einrichtungen 
zur Überwachung der Telekommunikation zu gestalten und vorzuhalten.“'‘, 
Auf die Frage, ob sie hierbei die Probleme der Anbieter erkenne, erklärte sie, 
darin „keine Beeinträchtigung“ sehen zu können." 

Diese Aussagen machen deutlich, daß die Telekommunikation mittlerweile 
unter das Primat der Überwachung gestellt ist und offensichtlich weder bür- 
gerrechtliche Abwägungen noch solche zur Verhältnismäßigkeit des Eingriffs 
eine Rolle spielen. 


Vorzeitiges Ende des Telekommunikationsgeheimnisses? 


Völlig vernachlässigt wird die Bedeutung, die der Telekommunikation und 
ihrem Schutz in der vielbeschworenen Informationsgesellschaft zukommt. 


'* ebd., Frage 32 
 ebd., Frage 31 
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Der wachsende Anteil der Datenkommunikation öffnet bei einer Überwa- 
chung zunehmend solche Bereiche dem Einblick, die gesonderten Schutzrech- 
ten unterliegen: Die Überwachung des Tele-Banking hebelt das Bankgeheim- 
nis aus, die von Telemedizin-Anwendungen das Arztgeheimnis. Die zuneh- 
mende Abwicklung einer Vielfalt von Aktivitäten — insbesondere solche ver- 
traulicher Natur —- per Telekommunikation, gibt dem Fernmeldegeheimnis 
den neuen Charakter eines strategischen Schutzrechts. Sein Schutz wird zur 
Vorbedingung einer Vielzahl von Verschwiegenheitsrechten und -pflichten, 
seine Aushöhlung tangiert nicht nur Persönlichkeitsrechte, sondern wird für 
weite Bereiche der Gesellschaft zu einem Risiko. 

Am Fernmeldegeheimnis läßt sich der Abbau eines Grundrechts bis zur Be- 
deutungslosigkeit beispielhaft nachzeichnen. Dabei wird klar, daß der eigent- 
liche Grund ausgeweiteter Überwachungsrechte gerade die wachsende Viel- 
falt in der Telekommunikation ist. Marktliberalisierung und Internet verviel- 
fältigen die Formen von Telekommunikation und dienen somit letztlich als 
Legitimation für den Abbau des Fernmeldegeheimnisses. Das genaue Gegen- 
teil wäre hingegen geboten. 


Ingo Ruhmann ist Diplom-Informatiker und arbeitet seit Jahren zum Thema 
Überwachungstechnik. Er ist wissenschaftlicher Mitarbeiter des forschungs- 
und postpolitischen Sprechers von Bündnis 90/Die Grünen im Bundestag, 
Dr. Manuel Kiper. 
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Bürgerrechte & Polizel/CILIP 60 (2/98) 


Fernmeldeüberwachung 


Über die Verhinderung von Wissen mit statistischen Mitteln 
von Norbert Pütter 


Das Abhören von Telefongesprächen ist die älteste der technikge- 
stützten heimlichen Überwachungsmethoden. Seit die Strafprozeß- 
ordnung vor genau 30 Jahren um die $$ 100a und 100b erweitert 
wurde, dürfen die Polizeien der Bundesrepublik im Rahmen der 
Strafverfolgung den Telefonverkehr überwachen. Trotz der langen 
Erfahrungen mit dieser Methode fehlen nach wie vor genaue Anga- 
ben darüber, in welchem Umfang überwacht wird. Der Grund- 
rechtseingriff wird von den Behörden offensichtlich als so belanglos 
angesehen, daß selbst einfache statistische Daten nicht erhoben wer- 
den. 


Die Fragen, die eine demokratische Öffentlichkeit an diejenigen Apparate 
stellt, die gesetzlich ermächtigt sind, in das Fernmeldegeheimnis einzugrei- 
fen, sind schlicht. Sie betreffen das Ausmaß der Überwachung des Fernmel- 
deverkehrs, deren Anlässe und den Personenkreis, der von ihr betroffen ist. 
Obwohl die Kontrolle der Telefonüberwachung im Zusammenhang mit der 
Legalisierung des ‘Großen Lauschangrifis’ stärker in die öffentliche Diskus- 
sion gekommen war, hat die Qualität der veröffentlichten Zahlen cher abge- 
nommen. In früheren Jahren gab es zwei Erfassungsprobleme: 


e Handelte es sich um Angaben über die Zahl der Anordnungen oder um die 
Zahl der überwachten Anschlüsse? Mit wenigen Ausnahmen! wurden die 
Anordnungen erfaßt. Wie viele Anschlüsse auf eine Anordnung entfielen, 
blieb unbekannt. Sofern beide Angaben verfügbar sind, wurden sie in die 
nachfolgende Tabelle aufgenommen. Daß pro Überwachungsanordnung 
mehrere Anschlüsse überwacht werden (können), ergibt sich auch aus an- 
deren Angaben, die in die Tabelle nicht aufgenommen werden konnten. In 
vier Bundesländern wurden in den Jahren 1992 bis 1994 maximal zwei bis 


'" Wohl nur in NRW wurde durchgängig immer die Zahl der Anschlüsse erfaßt, s. Din- 
kel, A.: Überwachungspraxis in Deutschland, in: Kriminalistik 1994, H. 2, S. 87-91 
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sechs Anschlüsse pro Anordnung überwacht.’ In den beim Generalbun- 
desanwalt 1996 geführten Verfahren wurden höchsten vier Anschlüsse pro 
Anordnung überwacht.’ In Sachsen-Anhalt wurden vom 15.7.1991 bis 
zum 9.3.1994 38 Überwachungsbeschlüsse gezählt, die 73 Anschlüsse 
umfaßten.* Die Gesamtangaben für 1996 zeigen denn auch, daß die Zahl 
der abgehörten Telefone erheblich über der der Anordnungen liegt. 

e Fernmeldeüberwachungen können bei Gefahr im Verzuge von der Staats- 
anwaltschafti angeordnet werden; sie müssen beendet werden, wenn sie 
nicht innerhalb von drei Tagen richterlich bestätigt werden. Jene maximal 
dreitägigen staatsanwaltschaftlichen Eilanordnungen tauchen in der Regel 
in keiner Statistik auf. Die wenigen verfügbaren Daten sind in der Tabelle 
aufgenommen. Je nach Belieben - so scheint es — sind diese Angaben in 
die Gesamtsumme der Anordnungen aufgenommen worden oder nicht. 
Man kann deshalb davon ausgehen, daß auch die Zahl der Anordnungen 
in der Vergangenheit höher war als in den amtlichen Zahlen angegeben. 


Erhebungswirrwar 


Seit 1993 sah sich die Bundesregierung nicht mehr in der Lage, die Fernmel- 
deüberwachungen einzelnen Bundesländern zuzuordnen. Statt dessen verwies 
sie auf die Zahlen der Telekom. Diese sind nach Telekom-Direktionen aufge- 
schlüsselt, die nicht mit den Grenzen der Bundesländer identisch sind.’ Den 
Aufstellungen kann man zwar entnehmen, daß die meisten Anordnungen in 
der Direktion Frankfurt/Main getroffen wurden (1994: 501) und daß die An- 
ordnungen in der Direktion Berlin von 82 im Jahr 1993 auf 156 im Jahr 1994 
stiegen, die Zuordnung zu den Ländern und damit der zeitliche Vergleich 
werden jedoch erheblich erschwert. Gleichzeitig erlaubt dieses Berichtswesen 
die generelle Auskunftsverweigerung, die z.B. der Berliner Innensenator 
praktiziert.‘ Wie das Beispiel Baden-Württemberg zeigt, muß es wohl zu- 
nächst zu Skandalen kommen, damit Berichtspflichten eingeführt werden. 
Nach längeren Beratungen hat sich die Justizministerkonferenz auf die ein- 
heitliche statistische Erhebung der Fernmeldeüberwachungen geeinigt, die 
seit dem 1.1.1996 stattfindet.’ Damit sind neue Schwierigkeiten aufgetreten. 


? BT Drs. 13/437, S. 9 

’BT Drs. 13/7341, S. 6 

“LT Sachsen-Anhalt Drs. 1/3628, S. 3 u. 5 

° BT Drs. 12/8306, S. 2, 13/555, S. 2, 13/3618, S. 2 

6 5. zuletzt: Landespressedienst Berlin v. 16.3.98, S. 15 
"s. zum Erfassungssystem: BT Drs. 13/341, S. 12-14 
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e Statt die alten Kategorien „Anordnungen“ und „Anschlüsse“ aufzuneh- 
men, wird nun die Zahl der Verfahren mit Fernmeldeüberwachungen ge- 
zählt. Mit dieser Angabe allein läßt sich nichts über das Ausmaß der 
Überwachung aussagen. So wurden z.B. 1996 im Bereich des General- 
bundesanwalts maximal 17 Anschlüsse in einem Verfahren überwacht. In 
der OK-Abteilung der Hamburger Polizei wurden 1987 in 10 Verfahren 
60, 1988 in 1 Verfahren 11 und 1991 in 12 Verfahren 35 Anschlüsse ab- 
gehört.’ Ohne die Zahl der überwachten Anschlüsse zu erheben, sagen 
Angaben über die Verfahren wenig aus. 

«e Im Zusammenhang mit der vereinheitlichten Registrierung wurde dazu 
übergegangen, die von der Überwachung Betroffenen zu erfassen (s. auch: 
Rheinland-Pfalz, Niedersachsen in der Tabelle). Damit sind Beschuldigte 
oder andere Anschlußinhaber gemeint, die Zahl der überwachten An- 
schlüsse kann demnach nicht geringer sein als die der Betroffenen. Aber 
wie werden überwachte Telefonzellen, öffentliche Faxgeräte etc. gezählt? 


Daß die neue Zählweise mehr Verwirrung als Klarheit bringt, zeigt die Bilanz 
von 1996. Die Länder meldeten 1.798 Verfahren mit 3.172 Betroffenen, wäh- 
rend die Bundesregierung aufgrund der Zahlen der Telefongesellschaften 
6.428 Anordnungen nannte. Im Sommer 1997 beschloß die Justizminister- 
konferenz, die Ursachen für diese Abweichungen klären zu wollen!"® 


Delikte und Zielpersonen 


Hinsichtlich der Delikte, zu deren Aufklärung die Fernmeldeüberwachung 
eingesetzt wird, bestätigen die neuen Zahlen, was man aus Bruchstücken 
schon vorher wußte. Der überwiegende Teil der Anordnungen/ Verfahren 
betrifft den illegalen Drogenhandel. Z.B. betrafen 833 der im Jahre 1996 
bundesweit gezählten 1.798 Verfahren Straftaten nach dem Betäubungsmit- 
telgesetz.'' 1.086 der 3.964 Anordnungen von 1993 bezogen sich auf Drogen- 
delikte.'” Und 1991 galten 285 der 526 baden-württembergischen Anordnun- 
gen Drogenverfahren.'” 

Interessanter als die deliktische Verteilung ist der Blick auf die von der 
Überwachung (direkt) Betroffenen. Überwacht werden können Anschlüsse 


BT Drs. 13/7341, 8.6 

° Bürgerschaft Hamburg Drs. 14/1482, S. 1 

!° LT Niedersachsen Drs. 13/3112, S. 4 

!! Pressemitteilung MdB Manfred Such v. 12.4.1996 

BT Drs. 12/8306, S.4 

® LT Baden-Württemberg Drs. 11/95, S. 2, 1996 betrug der Drogenanteil 56,4% aller 
Anordnungen, s. LT Baden-Württemberg Drs. 12/1811. 
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von Beschuldigten oder von deren Kontaktpersonen, aber auch öffentliche 
Telefonzellen oder die Apparate in Hotels oder Gaststätten. Angaben hierzu 
liegen nur bruchstückhaft vor. 1993 wurden z.B. in Baden-Württemberg 14, 
in Hamburg fünf und in Hessen 29 Telefonzellen überwacht. Im selben Jahr 
ergingen in Hessen 280 Anordnungen gegen Beschuldigte und 253 gegen 
Kontaktpersonen; in Brandenburg ergingen 20 Anordnungen gegen Kontakt- 
personen und nur 17 gegen Beschuldigte.'' 1996 standen den 16 Anordnun- 
gen, die in Verfahren des Generalbundesanwalts auf Beschuldigte zielten, 86 
Anordnungen für Kontaktpersonen gegenüber." Angesichts dieser Streubreite 
der Fernmeldeüberwachung wundern deren ‘Erfolge’ wenig. In Baden- 
Württemberg z.B. wurde 1986 in 359 Verfahren abgehört. Bis zum 1.3.1997 
waren 200 dieser Verfahren abgeschlossen - in 64 Fällen mit einer Einstel- 
lung. Gleichzeitig wurden nach Angaben der Landesregierung in 135 Fällen 
„sonstige verfahrensrelevante Erkenntnisse oder neue Ermittlungsansätze“ 
gewonnen." Ausweislich dieser Zahlen darf man wohl vermuten, daß einer- 
seits zu viel überwacht wird, andererseits der polizeiliche Nutzen des Abhö- 
rens in weit mehr besteht als in der Aufklärung eines bestimmten Verdachts. 


Ungekannte Dimensionen 


Mehr als die Zahl der Anordnungen und Anschlüsse, mehr als die der 
„Betroffenen“ ist für eine Einschätzung des Ausmaßes der Fernmeldeüberwa- 
chung von Interesse, wie viele Gespräche von wie vielen Personen überwacht 
werden. In dieser Hinsicht schweigen alle Statistiken. Entsprechende parla- 
mentarische Anfragen werden seit Jahren mit dem Hinweis beantwortet, daß 
jene Daten nur mit unverhältnismäßigem Aufwand erhoben werden könnten. 
Das Argument ist in der Sache wenig überzeugend, wenn etwa der General- 
bundesanwalt und das Bundeskriminalamt auf den Pfennig genau ihre Über- 
wachungskosten angeben können." Politisch kennzeichnet es die ‘Innere Si- 
cherheitspolitik’, der Grundrechte so wenig zählen, daß sie deren Verletzung 
noch nicht einmal genau zu quantifizieren bereit ist. So wird die Öffentlich- 
keit auch weiterhin auf Einzelfälle'* angewiesen sein, wenn sie das tatsächli- 
che Ausmaß polizeilicher Fernmeldeüberwachung abschätzen will. 


“BT Drs. 12/8306, S. 5-7 

» BT Drs. 13/7341, S. 5 

'*T Baden-Württemberg Drs. 12/1811, S. 4 

"BT Drs. 13/7341, S. 8 

!® Etwa den berühmten Fall der Göttinger ‘Antifa M’: neun Anschlüsse mit insgesamt 
13.929 Gesprächen, s. LT Niedersachsen Drs. 13/1255, S. 15 
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Tabelle 1: Richterliche und staatsanwaltschaftliche Anordnungen 
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40 


zur Sn gem. $$ 100a, 100b StPO 


I 234" = mn ar 403" an 559° 759° 665? 
418! soll 532! 26, Sr 
Bi Ba Be u En 


Bu ba BE 
BERGREFEEB 
174] 160'| 184'| 201' 
8 Bu Bi 291) 335t 354) 407) 448°] 562'| 568! 
316°) 343°) 440' 104 632 son! 
SE 


Ka EEE EHRE 
362| 252 
380") 415° 731°; 780®| 622" 740% 912° 888) 924' 
o. 940° 960' gut! 


Eu Ei LE 


Bu Bi 


BEREIGGREHRLEEE 
Bub EEE 
gg! 
Kl ee ee 
a RER 
ı7| 13°| _10°| 18°] (23° 
127 


3964'| 3730| 3667* 


chung = Verfahren; kursiv = Betroffene 


41 


Quellen zur Tabelle: 


-e0n02% 


v»so en n“Rx Kg << ce 


42 


Carr, J. G.: Polizeiliches Abhören in den Vereinigten Staaten und in der Bundesre- 
publik Deutschland: Rechtslage und Praxis, in: Monatsschrift für Kriminologie und 
Strafrechtsreform 1979, H. 2, S. 65-75 (72) 

Meier, W.: Die strafprozessuale Verwertbarkeit von Zufallsfunden über Unbeteilig- 
te und die von unbeteiligten Dritten herrühren bei Abhörmaßnahmen nach $ 100a 
StPO, Tübingen (Diss.) 1988, S. 2 

Schnelle, H.: Abhörmaßnahmen nach $$ 100a, 100b StPO in Nebenstellenanlagen, 
Stuttgart (Diss.) 1989, S. 13 (die erfaßten StA-Anordnungen ohne richterliche Be- 
stätigung sind in den Gesamtzahlen enthalten) 

BT Drs. 10/2395, S. 7 (ohne staatsanwaltschaftliche Anordnungen) 

BT Drs. 12/5269, S. 6f. 

BT Plenarprotokoll 12/157. (12.5.1993), S. 13353 

BT Drs. 12/7116, S. 17 

Lücking, E.: Die strafprozessuale Überwachung des Fernmeldeverkehrs, Freiburg i. 
Br. 1992, S. 42 (Angaben für das Saarland von 1981-87 einschl. Eilanordnungen) 
BT Drs. 12/8306, S. 6 

BT Drs. 13/555, S. 2 

BT Drs. 13/3618, S. 2 

BT Drs. 13/4437, S. 7f. (Angaben über Mobilfunk nur aus 10 Ländern). In Baden- 
Württemberg wurden Auto- oder Mobiltelefone überwacht: 1990:4, 1991: 6, 1992: 
9, 1993: 10, s. LT Baden-Württemberg Drs. 11/2567, S. 3 

LT Bayern Plenarprotokoll 13/78. (23.4.1997), S. 5671 

LT Bayern Drs. 12/7623 (Angaben nur für Bayern, Zahl in Klammern offensicht- 
lich in Gesamtzahl der Anordungen enthalten) 

LT Baden-Württemberg Drs. 11/95, S.2 (nur für Baden-Württemberg, Zahl in 
Klammern offensichtlich in der Gesamtzahl der Anordnungen enthalten) 

LT Baden-Württemberg Drs. 12/127, S. 2 

LT Baden-Württemberg Drs. 12/1811, S. If. 

LT Niedersachsen Drs. 13/3112, S. 6 

LT Hessen Drs. 13/2360, S. 1 u. 3 

LT Mecklenburg-Vorpommern Drs. 2/1420 (Angaben beziehen sich auf „Fälle”, für 
1996 bis 23.5.1996 erfaßt) 

LT Nordrhein-Westfalen Drs. 11/4440, S. 2 

LT Rheinland-Pfalz Drs. 13/1658, S. 1 

LT Sachsen Drs. 1/3968 

LT Sachsen Drs. 2/5781 

LT Schleswig-Holstein Drs. 13/2776, S. 1 

BT Drs. 13/7341, S. 2-5 

Frankfurter Rundschau v. 17.4.1998 

Vorläufige Mitteilung des Bundesministeriums der Justiz an MdB Manfred Such 
LT Sachsen-Anhalt Drs. 2/2140, S. 3 
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‘Electronic Monitoring’ 
Die elektronische Überwachung von Straffälligen 
von Rita Haverkamp 


Unter dem Schlagwort „elektronische Fußfessel“ kursiert in neuerer 
Zeit der elektronisch überwachte Hausarrest (oder vereinfacht die 
elektronische Überwachung) verstärkt in den Medien. Die Suche 
nach preisgünstigen Alternativen zum überfüllten und teuren Straf- 
vollzug bestimmt seit Jahrzehnten die Kriminalpolitik. Neben der 
elektronischen Überwachung gehören hierzu auch andere ambulante 
Sanktionen wie die gemeinnützige Arbeit und der Täter-Opfer- 
Ausgleich. Als vermeintlich billige Alternative bietet sich der elek- 
tronisch überwachte Hausarrest an. Die aus unterschiedlichen La- 
gern kommenden Gegner bringen zahlreiche Bedenken gegen diese 
Kontrollform vor, Die Kritik reicht von dem Vorwurf einer zu mil- 
den Sanktionierung bis hin zu einer Totalüberwachung, die ethisch 
nicht verantwortbar sei und die in die Menschenwürde erheblich 
eingreife. 


Der elektronisch überwachte Hausarrest ist eine Freiheitsbeschränkung, die 
dem Verurteilten auferlegt, seinen Wohnbereich nicht oder nur zu vorab fest- 
gelegten Zeiten zu verlassen. Die Kontrolle erfolgt mit technischen Mitteln 
unter Einsatz von Überwachungspersonal. Solche Programme erschöpfen sich 
meist nicht in einer bloßen technischen Aufenthaltskontrolle, sondern gehen 
in einem Konzept der Intensivbewährung bzw. -überwachung auf, das dem 
Überwachten besonders strenge Regeln zur Lebensführung auferlegt. 


Zur Entwicklungsgeschichte 


Über den Einsatz elektronischer Kontrolltechniken wurde bereits im Jahre 
1919 diskutiert,' bevor Mitte der sechziger Jahre der Harvardprofessor für 


! Whitfield, D.: Tackling the tag - The electronic monitoring of offenders, Winchester 
1997, p. 33 
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Psychiatrie, Ralph Schwitzgebel, an Freiwilligen erste Experimente mit einer 
kiloschweren Apparatur durchführte.? Er ließ sich dieses Gerät 1969 patentie- 
ren und stellte es als Methode zur Aufenthaltskontrolle von Psychiatriepatien- 
ten und Straftätern vor.’ Jedoch gerieten Schwitzgebels Versuche in Verges- 
senheit. Das Konzept der elektronischen Überwachung brachte erst der Be- 
zirksrichter Jack Love aus dem US-Bundesstaat New Mexico wieder ins Rol- 
len. Nach einem dreiwöchigen Selbstversuch verhängte er 1983 die elektroni- 
sche Überwachung gegenüber fünf Straftätern, wobei die Bewährungshilfe die 
Kontrolle übernahm. Ende 1984 begann das erste größer angelegte Programm 
mit elektronisch überwachtem Hausarrest in Palm Beach, Florida. Das Projekt 
bildete das Vorbild für die rasche Verbreitung weiterer Modelle in den USA. 
Mittlerweile finden sich in allen Bundesstaaten der Vereinigten Staaten ge- 
setzliche Regelungen und Programme zu dieser Kontrollform. Nach Schät- 
zungen wurden 1994 in den USA insgesamt ca. 67.000 Personen mit elek- 
tronisch überwachtem Hausarrest sanktioniert.“ 


Internationale Verbreitung’ 


Die Entwicklung machte in den USA nicht halt und erreichte Ende der acht- 
ziger Jahre auch Europa. Großbritannien führte als erster europäischer Staat 
einen Modellversuch zur Vermeidung von Untersuchungshaft durch, dessen 
Resultate als desaströs eingeschätzt wurden.‘ Nichtsdestoweniger fügte der 
englische Gesetzgeber 1991 und 1994 Bestimmungen über den elektronisch 
überwachten Hausarrest ins Strafrecht ein. Auf dieser Grundlage finden seit 
1995 erneut Experimente — mit nun zufriedenstellendem Ergebnis - statt.’ 
Später kamen Schweden® (1994) und die Niederlande’ (1995) mit Versuch- 


? ausführlich zum Experiment: Lindenberg, M.: Überwindung der Mauer: Das elek- 
tronische Halsband, München 1992, S. 66-71 

’ Whitfield a.a.O. (Fn. 1), p. 33f. 

“Offizielle Zahlen gehen für 1995 von 27.863 Erwachsenen unter elektronischer 
Überwachung in den USA aus (Bureau of Justice Statistics: Correctional Populations 
in the United States 1995 NCJ-163916, Washington 1997), hinzu kommen Jugendli- 
che sowie die von Untersuchungshaft verschonten Personen. 

° Der Einsatz des elektronisch überwachten Hausarrests im Ausland wird in Bürger- 
rechte & Polizei/CILIP 61 (3/98) näher betrachtet werden. 

° s. Lindenberg a.a.O. (Fn. 2), S. 144-163 

”s. zuletzt: Mortimer, E., May, C.: Electronic monitoring in practise: the second year 
of the trials of curfew orders, London 1997, p. 45f. 

® zur ersten Phase des Versuchsprojektes: Bishop, N.: Intensive supervision with 
electronic monitoring: a Swedish alternative to imprisonment, in: Penological Infor- 
mation Bulletin December 1994-1995, pp. 8-10 
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sprojekten in einzelnen Bezirken hinzu, die als Erfolge bewertet werden. In 
Schweden wird die elektronische Überwachung weiterhin seit 1997 landes- 
weit zur Vermeidung kurzer Gefängnisstrafen bis zu drei Monaten angewen- 
det. Das Modell in den Niederlanden erfaßt sowohl die Vermeidung kurzer 
Freiheitsstrafen als auch die vorzeitige Entlassung. Ende 1997 beschloß die 
niederländische Justizministerin die Einbeziehung aller Landesteile in das 
Versuchsprojekt. Im außereuropäischen Bereich sammeln unter anderem Ka- 
nada, Israel, Australien, Neuseeland und Singapur Erfahrungen mit dem 
elektronisch überwachten Hausarrest. 


Technik der elektronischen Fußfessel 


Gegenwärtig kommen zwei technisch verschiedene Überwachungssysteme'° 
der ersten Generation zum Einsatz. Am verbreitetsten ist das sogenannte Ak- 
tiv-System. Beim Aktiv-System trägt der Überwachte einen Sender am Bein 
oder Arm. Dieser Sender gibt in kurzen Abständen (ca. fünf Sekunden) ein 
Signal an einen Empfänger ab, der an die Telefonleitung angeschlossen ist, 
um die Verbindung zum Computer in der Aufsichtsstelle herzustellen. Der 
Empfangsradius zwischen Sender und Empfänger beträgt gewöhnlich 30 bis 
70 Meter. Hält sich der Überwachte außerhalb des Sendebereiches auf, so 
erhält der Empfänger kein Übertragungssignal mehr, eine Weiterleitung an 
den Computer bleibt aus, und ein Alarm wird ausgelöst. Um dem Überwach- 
ten weiterhin zu ermöglichen, seiner Arbeit nachzugehen, unaufschiebbare 
Behördengänge wahrzunehmen und Einkäufe zu erledigen, vereinbaren die 
Aufsichtsstelle und der Überwachte vorab ein Schema über den Tagesablauf. 
Entsprechend dem Schema erfolgt die Programmierung der Abwesenheitszei- 
ten im Empfänger und im Computer. 

Das sogenannte Passiv-System findet weitaus seltener Anwendung. Hier stellt 
der Computer der Aufsichtsstelle durch einen Telefonanruf nach einem Zu- 
fallsprogramm die Anwesenheit des Überwachten fest. Der Überwachte trägt 
einen am Körper fest verbundenen Kodierstreifen, den er dann in ein an das 
Telefon gekoppeltes Lesegerät einführt. 

Unabdingbare technische Voraussetzung für den elektronisch überwachten 
Hausarrest ist folglich ein Telefonanschluß.'' Bestimmte Tätergruppen wie 


° zum Verlauf des Versuchsprojektes s. Spaans, E.C., Verwers, C.: Elektronisch toe- 
zicht in Nederland, Wetenschappelijk Onderzoek en Documentatiecentrum 1997 

'° vgl. zur Technik LT Baden-Württemberg Drs. 12/1043, S. 2, Ostendorf, H.: Die 
„elektronische Fessel“ - Wunderwaffe im „Kampf“ gegen die Kriminalität?, ın: Zeit- 
schrift für Rechtspolitik 1997, H. 12, S. 473-476 (474) 

"! In den meisten Projekten mit elektronisch überwachtem Hausarrest sind Teilnahme- 
bedingungen ein fester Wohnsitz und zumindest eine Halbtagsbeschäftigung. 
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Obdachlose eignen sich daher von vornherein nicht als Zielgruppe. Zur Ver- 
meidung sozialer Benachteiligungen bemühen sich wenige mit der elektroni- 
schen Überwachung betraute Einrichtungen, sozial schwach gestellten Perso- 
nen ein Telefon für die Dauer des Hausarrestes zur Verfügung zu stellen. Die 
finanziellen Kosten für den Anschluß und die anfallenden Telefonrechnungen 
tragen jedoch die Teilnehmer. Die Nichtentrichtung der Telefongebühren 
bedeutet vielfach einen Verstoß gegen die Programmrichtlinien und kann zur 
Verbüßung der restlichen Freiheitsstrafe in einer Justizvollzugsanstalt führen. 
Da die elektronische Überwachung außerhalb des Wohnraums mit beiden 
Systemen nicht verwirklicht werden kann, benutzt das Überwachungspersonal 
in einigen Programmen mobile Empfänger mit einer Reichweite von 180 
Metern zur Überprüfung der Anwesenheit des Überwachten am festgelegten 
Ort, beispielsweise am Arbeitsplatz. Vielfach enthalten die Regeln der Pro- 
gramme eine Abstinenzauflage hinsichtlich Alkohol. Deren Einhaltung wird 
insbesondere in dünn besiedelten Regionen mittels automatisierten Alkohol- 
Atemtest-Geräten, deren Auswertungsdaten ebenfalls über die Telefonleitung 
übermittelt werden, kontrolliert. Die Identifizierung erfolgt per Stimmerken- 
nung oder visueller Kontrolle per Bildschirm. 

Seit geraumer Zeit arbeiten die Hersteller fieberhaft an der Sicherheitstechnik 
der zweiten Generation, um eine dauerhafte Aufenthaltskontrolle zu realisie- 
ren. Der US-Bundesstaat New Jersey experimentierte bereits mit dem ur- 
sprünglich militärisch und nun auch zivil-kommerziell genutzten GPS Sa- 
tellitensystem (Global Positioning System). Da die Satellitenortung bei den 
überwachten Straftätern versagte, wurde das Projekt allerdings vorzeitig ab- 
gebrochen: tote Winkel traten auf und Aufenthalte in Gebäuden behinderten 
die Peilung. Daneben werden Tests mit einem lokal begrenzten Watch-Patrol- 
System durchgeführt. Ein Sender am Körper des Überwachten sendet Radio- 
wellen an verschiedene Empfangsstationen in einem Umkreis von zehn Qua- 
dratkilometern, wobei aus den Übertragungszeiten des Signals der aktuelle 
Aufenthaltsort ermittelt werden kann. Die Energieversorgung erweist sich 
wegen der Größe der benötigten Batterie noch als problematisch, ebenso die 
zu niedrige Sendestärke.'" In den USA finden Pilotprojekte mit einer weiter- 
entwickelten Version des Passiv-Systems statt. Anstelle des elektronischen 
Fußbandes nimmt die Methode eine Identifizierung durch einen Stimmen- 
vergleich oder sogar durch einen Bildschirm vor. Außerdem käme eine Nut- 
zung des mobilen Telefonnetzes in Betracht, wobei die Landstriche in Funk- 


"2 Whitfield a.a.O. (Fn. I) p. 112 

»® Bundesarbeitsgemeinschaft Strafälligenhilfe (Hg.): Elektronisch überwachter Haus- 
arrest — Alternative zum Strafvollzug?, Bonn 1997, S. 3, Whitfield a.a.O. (Fn. 1), 
p. 116f. 
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zellen unterschiedlichster Größe aufgeteilt werden. Die genaue Positionierung 
ist indessen insbesondere in ländlichen Gebieten problematisch, da die Zellen 
mehrere Quadratkilometer umfassen können." 

Die zukünftige dritte Generation der Systeme ermöglicht eine Totalüberwa- 
chung. Überlegungen gehen u.a. dahin, den Überwachten bei Verstößen ge- 
gen auferlegie Verhaltensregeln mittels leichter Stromstöße zu disziplinie- 
ren." 


Diskussion und Anwendungspläne in Deutschland 


Mit dem Hinweis auf die Verletzung der Menschenwürde lehnten Politiker 
den elektronisch überwachten Hausarrest während der ersten publikumswirk- 
samen Diskussion in der Bundesrepublik Deutschland im Jahr 1994 relativ 
einmütig ab.’ Seit 1997 läßt sich ein Stimmungsumschwung ausmachen. 
Nach einem Informationsaufenthalt in Schweden im Januar 1997 sah die frü- 
here Berliner und nun Hamburger Justizsenatorin Lore Maria Peschel-Gutzeit 
das schwedische Versuchsprojekt als vielversprechende Alternative zum Frei- 
heitsentzug von Straftätern'’ und forcierte die Entwicklung eines Konzeptes 
zur Umsetzung in Deutschland. 

Auf der Justizministerkonferenz vom 11./12. Juni 1997 „nahmen“ die Bun- 
desländer abgesehen von Bayern und Sachsen „zur Kenntnis“, daß das Bun- 
desland Berlin eine entsprechende Gesetzesinitiative des Bundesrates vorbe- 
reitete.'* Seither ist der elektronisch überwachte Hausarrest aus dem krimi- 
nalpolitischen Tagesgeschehen nicht mehr wegzudenken. Das Land Berlin 
brachte am 16.9.1997 einen Gesetzesantrag'” im Bundesrat ein. Der Rechts- 
ausschuß des Bundesrates setzte im November 1997 die Entscheidung aus. 
Aus diesem Grund konstituierte sich eine länderübergreifende Arbeitsgruppe, 


 Krahl, M.: Der elektronisch überwachte Hausarrest, in: Neue Zeitschrift für Straf- 
recht 1997, H. 10, S. 475-461 (458), Lindenberg a.a.O. (Fn. 2), S. 73ff. Kürzlich ent- 
schied das Landgericht Dortmund, daß Bewegungsdaten von Handies für Fahndungs- 
zwecke verwendet werden dürfen, siehe Focus v. 20.4.1998, 

» Bundesarbeitsgemeinschaft Straflälligenhilfe a.a.O. (Fn. 13), S. 3, Whitfield a.a.O. 
(Fn. 1), p. 110 

!6 vgl. Stern 1994, H. 42, S. 281 mit der Äußerung der damaligen Bundesjustizmini- 
sterin Leutheusser-Schnarrenberger 

" unveröffentlichtes Ergebnispapier v. 27.1.1997, S. 7 

'® Top I.15 des Beschlusses der 68. Konferenz der Justizministerinnen und -minister 
vom 11. bis 12. Juni 1997 in Saarbrücken 

® BR Drs. 698/97 zum „Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Strafvollzugsgeset- 
zes“ 
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der sieben Bundesländer” angehören und die sich mit der gesamten Bandbrei- 
te möglicher Anwendungsbereiche des elektronisch überwachten Hausarrests 
auseinandersetzt. Nach Erscheinen des Abschlußberichts — voraussichtlich im 
Frühjahr 1999 — wird der Rechtsausschuß des Bundesrates eine Entscheidung 
über den Gesetzentwurf fällen. Auf Bundesebene setzte der Bundesjustizmi- 
nister Edzard Schmidt-Jortzig Anfang dieses Jahres eine Fachkommission zur 
Novellierung des strafrechtlichen Sanktionensystems ein.” Im Laufe ihrer 
Tätigkeit soll auch die elektronische Überwachung auf der Tagesordnung 
stehen. 

Die im Bundesrat vorliegende Gesetzesinitiative enthält den Vorschlag, den 
elektronisch überwachten Hausarrest als Strafvollzugslockerung in das Straf- 
vollzugsgesetz einzufügen.” Die neue Regelung soll eine Ermächtigungs- 
grundlage für die Bundesländer schaffen, um auf vier Jahre befristete Rechts- 
verordnungen für die Erprobung der elektronischen Überwachung bei Straftä- 
tern mit einer Freiheitsstrafe ohne Bewährung bzw. Reststrafe bis zu sechs 
Monaten zu erlassen. Diese weite Fassung würde den Bundesländern einen 
breiten Spielraum für die spezifische Ausgestaltung von eigenen Programmen 
gewähren. Um eine gewisse Einheitlichkeit bezüglich der Aufnahmekriterien 
herzustellen, soll die neue Vorschrift die Mindestvoraussetzungen vorgeben. 
Große Bedeutung wird der Einwilligung des Gefangenen und auch der im 
Haushalt lebenden Personen beigemessen. Hinzu kommt die Prüfung von 
Flucht- oder Mißbrauchsgefahr durch die Begehung weiterer Straftaten. Dar- 
über hinaus soll der Straftäter zur Wiedergutmachung einen Geldbetrag an 
einen Opferfond leisten, sofern er finanziell dazu in der Lage ist. Nach dem 
Stand der laufenden Debatte ist völlig offen, ob der Entwurf in dieser Fassung 
den Bundesrat passieren wird. 

Die Urheber der Gesetzesinitiative erhoffen sich von einer Einführung des 
elektronisch überwachten Hausarrests im Gegensatz zur Inhaftierung bessere 
Perspektiven für eine Resozialisierung der Straftäter, weil die schädlichen 
Haftfolgen vermieden werden könnten.” Ebenso könnte auf Veränderungen in 
der Gesellschaft reagiert werden. So beruhe der Freigang auf der nicht mehr 
zeitgemäßen Annahme einer entspannten Beschäftigungslage. Die anhaltende 
Krise auf dem Arbeitsmarkt erschwere die Chancen von Gefangenen, eine 
Arbeit zu finden, mangels Tätigkeit könne ihnen dann der Freigang nicht 


% Baden-Württemberg, Berlin, Brandenburg, Hamburg, Hessen, Nordrhein-Westfalen, 
Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein, ein Vertreter des Bundesjustizministeriums 
nimmt als Gast teil. 

?! Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 22.1.1998; Handelsblatt v. 22.1.1998 

? BR Drs. 698/97, S. 1. Die vorgeschlagene Änderung des Strafvollzugsgesetzes sieht 
einen neuen $ 11a vor. 

2 ebd.,S. vor 15u.6 
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gestattet werden. Vor allem geht es den Befürwortern um eine Entlastung der 
überbelegten Gefängnisse und damit einhergehend um erhebliche Kostenein- 
sparungen im Strafvollzug. Die durchschnittliche Belegung der Justizvoll- 
zugsanstalten steigt seit der Wiedervereinigung kontinuierlich an und erreich- 
te 1996 ihren vorläufigen Höhepunkt.’ Im Jahr 1995 überschritten die Gefan- 
genenzahlen bei gemeinsamer Unterbringung die Gesamtzahl der verfügbaren 
Haftplätze.”” Die Bundesländer stehen folglich unter beträchtlichem Druck, 
die sich zuspitzenden Kapazitätsprobleme im Strafvollzug zu lösen. Ange- 
sichts leerer Kassen suchen sie nach Alternativen, anstatt die knappen Res- 
sourcen in den kostspieligen Neubau von Gefängnissen und deren Betreibung 
zu investieren.” 

Die Verwirklichung von Pilotprojekten streben die Bundesländer Baden- 
Württemberg, Berlin, Hamburg und Hessen an. Baden-Württemberg erwägt 
einen Modellversuch im Bereich der Ersatzfreiheitsstrafen in Mannheim. Von 
den ca. 8.000 Haftplätzen in Baden-Württemberg sind etwa 500 von Strafge- 
fangenen belegt, die eine uneinbringliche Geldstrafe nicht bezahlen können.” 
Der Kriminologische Dienst des Landes führt eine Untersuchung über die 
potentielle Zielgruppe durch, deren Vorergebnisse noch unveröffentlicht sind. 
Ursprünglich plante Berlin ein Konzept entsprechend der skizzierten Geset- 
zesinitiative. Die Finanzierung eines eventuellen Versuchsprojektes für das 
Jahr 1998 lehnte der Hauptausschuß des Berliner Abgeordnetenhauses aller- 
dings zugunsten der Förderung der freien Straffälligen- und Opferhilfe ab.” 
Seit der kurz darauf erfolgten Aussetzung des Entwurfs im Bundesrat verfol- 
gen die Verantwortlichen zunächst keine näheren Pläne zur Ausgestaltung 
weiter, sondern konzentrieren sich auf ihre federführende Arbeit in der ange- 
sprochenen länderübergreifenden Arbeitsgruppe.” Hessen will den elektro- 
nisch überwachten Hausarrest bereits vor einer Gesetzesändenung erproben.” 
Das Pilotprojekt würde dessen Anwendung im Rahmen der Bewährung sowie 


* ebd., S. 2: 1991: 54.647, 1992: 57.470, 1993: 63.688; 1994: 67.620, 1995: 68.058 

® Am 31.12.1995 (1996) standen 27.968 (30.081) Gefangenen lediglich 27.207 
(27.314) gemeinsame Zellenplätze zur Verfügung, Statistisches Bundesamt (Hg.): 
Rechtspflege Reihe 1. Ausgewählte Zahlen für die Rechtspflege 1996, Wiesbaden 
1998, S. 45, siehe auch Ostendorf a.a.O. (Fn. 10), S. 473. 

25 Presseinformation der Justizbehörden Hamburg v. 12.6.1997: Erweiterung der ge- 
meinnützigen Arbeit anstelle Verbüßung von Ersatzfreiheitsstrafen, der Verwarnung 
mit Strafvorbehalt, Fahrverbot als eigenständige Sanktion 

” Badische Zeitung v. 4.4.1998 

22 Der Tagesspiegel v. 22.11.1997 

® mündliche Mitteilung eines Vertreters der Senatsverwaltung für Justiz in Berlin 

%° mündliche Mitteilung eines Vertreters des hessischen Ministeriums der Justiz und 
für Europaangelegenheiten 
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bei der Aussetzung des Vollzuges eines Haftbefehls vorsehen. Gegenwärtig 
führen Vertreter des hessischen Ministeriums der Justiz und für Europaange- 
legenheiten Gespräche mit Praktikern über ihre Akzeptanz und Kooperati- 
onsbereitschaft hinsichtlich des Vorhabens. 

Andere Bundesländer beschäftigen sich ebenfalls mit der Option des elektro- 
nisch überwachten Hausarrests und verfolgen die Diskussion mit Interesse, 
wollen aber zunächst die Erfahrungen der Projekte anderer Bundesländer 
abwarten. Dem Argument der Kostenersparnis wird mit Skepsis begegnet.” 


Einwände und Widerstände 


Zu den ausgewiesenen Gegnern zählen die konservativ regierten Bundeslän- 
der Sachsen”” und Bayern”. Sowohl der generalpräventive als auch der spezi- 
alpräventive Zweck der Abschreckung könne mangels hinreichend repressi- 
ven Einschlages der elektronischen Überwachung nicht erfüllt werden. Zu- 
dem würde dem Vergeltungselement nicht Rechnung getragen. Da der elek- 
tronische Hausarrest nur für Delinquenten in einem intakten sozialen Milieu 
mit festem Wohnsitz und Telefonanschluß in Betracht käme, wäre eine Be- 
nachteiligung sozial schlechter gestellter Straftäter zu befürchten. Zudem 
würde ein Großteil der Gefangenen die eben genannten Bedingungen nicht 
erfüllen, so daß weder die Zahl der Inhaftierten noch die Kosten des Straf- 
vollzugs nennenswert gesenkt werden könnten. Im Gegenteil ließe die Ein- 
führung des elektronisch überwachten Hausarrests eine Strafverschärfung 
einhergehend mit einem höheren Kostenaufwand erwarten. Entgegen dem 
anvisierten Ziel, den Anteil der vollstreckten Freiheitsstrafen zu verringern, 
würden letztendlich die weniger eingreifenden Bewährungsstrafen durch den 
elektronisch überwachten Hausartest ersetzt, der mehr Personal erfordere. 

Ein starker Widerstand gegen die elektronische Überwachung ist in der Pra- 
xis insbesondere innerhalb der Bewährungshilfe” auszumachen.” Das elek- 
tronische Fußband wird als erster Schritt in einen Überwachungsstaat gese- 
hen. Die notwendige Kooperation mit privaten Unternehmen beeinträchtige 
das staatliche Strafmonopol. Die technische Kontrolle stehe im Vordergrund, 


3! Kleine Anfrage in Niedersachsen, LT Niedersachsen Drs. 13/2859, S. 3 

#2 Rheinischer Merkur v. 27.6.1997 

” Presseerklärung von Justizstaatssekretär Sauter v. 1.10.1992; schriftliche Mitteilung 
des bayerischen Staatsministeriums der Justiz v. 22.8.1997 

# vgl. Bundesarbeitsgemeinschaft Straffälligenhilfe a.a.O. (Fn. 13), Kawamura, G.: 
Elektronisch überwachter Hausarrest - Alternative zum Strafvollzug?, in: Neue Kri- 
minalpolitik 1998, H. 2, S. 10f. 

® Einen Überblick verschaffen Lindenberg a.a.0. (Fn. 2), S. 163-172, jüngst Osten- 
dorf a.a.O. (Fn. 10), S. 473£. u. 476. 
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die zur Aufgabe des Resozialisierungsgedankens führe. Der Fußsender stig- 
matisiere den Überwachten in seinem sozialen Umfeld, nicht zuletzt begün- 
stige der Arrest im eigenen Wohnraum innerfamiliäre Spannungen. Das 
Konzept des elektronisch überwachten Hausarrests bevorzuge gutsituierte 
Täter und verstärke bestehende soziale Ungerechtigkeiten. Zudem wird - wie 
schon erwähnt - eine Strafverschärfung befürchtet. 

Innerhalb der skizzierten rechtspolitischen Diskussion fällt auf, daß sich zum 
einen die Parteien nicht in klare Lager aufspalten, sondern erhebliche Unter- 
schiede zwischen Politikern gleicher Couleur sowie auch zwischen Bundes- 
und Landesebene der Parteien zu beobachten sind. Zum anderen überschnei- 
den sich teilweise die Argumente für und wider trotz konträrer ideologischer 
Ausgangspositionen, wobei „überraschende Koalitionen“”* auftreten. Dabei 
verwickeln sich sowohl Gegner als auch Befürworter in Widersprüche. Als 
ein Beispiel mag die auch von konservativen Kreisen befürchtete Strafver- 
schärfung bezüglich der Bewährungsstrafen dienen, die in einem Atemzug 
mit den Klagen über zu milde Bestrafung und dem verminderten Schutz der 
Bevölkerung vorgebracht werden. 

Hieran zeigt sich, daß die rechts- bzw. kriminalpolitische Auseinandersetzung 
über die „elektronische Fußfessel“ inzwischen Deutschland mit zeitlicher 
Verzögerung gegenüber einigen Nachbarländern erreicht hat. Dementspre- 
chend besteht ein erhöhter Informationsbedarf über Grundlagen sowie inten- 
dierte und nicht-intendierte praktische Folgen. Die weitere Debatte sollte auf 
der Basis schon vorliegender Erfahrungen und Einsichten offen und kontro- 
vers geführt werden. 


Rita Haverkamp ist Mitarbeiterin der Forschungsgruppe Kriminologie des 
Max-Planck-Instituts für ausländisches und internationales Strafrecht in 
Freiburg i.Br. und führt gegenwärtig eine empirische Untersuchung zur 
elektronischen Überwachung in ausgewählten Bundesländern und verglei- 
chend in Schweden durch. 


36 Ostendorf a.a.O. (Fn. 10), S. 473 
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Bürgerrechte & Polize/CILIP 60 (2/98) 


„Wir Bürger als Sicherheitsrisiko“ 
Rückblick und Ausblick 
von Wolf-Dieter Narr 


1977 habe ich, von Freimut Duve angeregt, einen Band bei Rowohlt- 
aktuell herausgegeben, der den Titel trug: „Wir Bürger als Sicher- 
heitsrisiko“. Das war mitten im „Deutschen Herbst“. Ein geradezu 
radikaler Mangel an Augenmaß wurde kund, sowohl auf seiten der 
RAF und ihrer insgesamt kleinen Anhängerschar: als ob ein 
„revolutionärer Wandel“ der herrschenden Verhältnisse durch 
„demaskierende“ Aktionen, die nur auf Mord offizieller Vertreter 
hinausliefen, herbeigeführt werden könne, als auch auf seiten der 
etablierten Politik und Öffentlichkeit, die schon auf die demonstrati- 
ven Akte der Studentenbewegung reagiert hatte, als drohten Chaos 
und Gewalt. Seinerzeit wurde das „System Innerer Sicherheit“ aus 
der Taufe gehoben. Daß es zu einem ‘System’ wurde, ist nicht zuletzt 
der technischen Entwicklung zu verdanken, die den Sicherheitsbe- 
hörden neue Möglichkeiten bot. 


Das „System Innerer Sicherheit“ wurde 1972 zum ersten Mal offiziell in den 
Verkehr gebracht. Die Überlegungen, die zu ihm führten, waren nicht primär 
auf den „antiterroristischen Kampf“ zurückzuführen. Sie wurden jedoch 
durch letzteren erheblich begünstigt und intensiviert. An erster Stelle stand 
der Versuch einer präventiven Kehre der Politik innerer Sicherheit. Statt nur 
auf begangene Taten zu reagieren, wollte man kriminellen Taten zuvorkom- 
men. 

Aus der präventiven Absicht folgte zum zweiten, daß sich das Bild der Täter 
verschieben, genauer, daß sich dasselbe normalisieren mußte. Da Taten, bevor 
sie begangen werden konnten, verhindert werden sollten, mußten alle Bürge- 
rinnen und Bürger verdächtig werden. Mitten in der Normalität konnte sich 
Anomie entwickeln. 

Die präventive Absicht und das diffuse, alle Normalität prinzipiell einbezie- 
hende Täterbild hatten zur weiteren Konsequenz, daß die Rechtsform polizei- 
lichen Handelns umgeeicht werden mußte. In das Polizeirecht wurden Rege- 
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lungen eingefügt, die nicht länger dem herkömmlichen Konditionalpro- 
gramm, sondern dem Muster des „Zweckprogramms“ folgten. Konditional- 
programm meint: wenn der Fall X eintritt, dann erfolgt die Reaktion Y. Die 
normierte Wenn-Dann-Sequenz bestimmt polizeiliches Handeln prinzipiell 
als ein Handeln, das nach einer abweichenden Tat einsetzt. Das aber heißt 
zugleich: Die Norm, die verletzt werden muß und die Folgen, die diese Ver- 
letzung nach sich zieht, sind vergleichsweise präzise zu statuieren. Dagegen 
werden gemäß des Zweckprogramms die Rechtsnormen auf ein bestimmtes 
Ziel, z.B. „Verbrechensbekämpfung“ ausgerichtet. Die Normen müssen eher 
offen formuliert werden, damit polizeiliches Handeln auf alle möglichen 
Eventualitäten gefaßt sein kann. 

Die präventive Kehre wurde — zum vierten — nun erst möglich, weil die tech- 
nischen Voraussetzungen gegeben waren, genauer: weil sie jetzt angesichts 
vor allem der computertechnischen Entwicklung geschaffen werden konnten. 
Die siebziger Jahre sind nicht umsonst das Jahrzehnt, in dem die Neuen 
Technologien, an erster Stelle die Informationstechnologie und ihre sich 
ausdifferenzierenden Instrumente, von den bundesdeutschen Polizeien im 
großem Umfang rezipiert werden. Seitdem sind polizeiliches und technisch- 
technologisches Lernen und Handeln vor allem in den polizeilichen Kernbe- 
reichen eins. Und diese 70er Jahre sind es auch nicht zufälligerweise, die dem 
„Technik-Freak“ Horst Herold seine Chance als „Chef“ des BKA eröffneten. 
Er war dafür bekannt, daß er darauf setzte, mit Hilfe der Informationstechno- 
logie das polizeiliche „Erkenntnisprivileg“ so perfekt auszubauen, um damit 
eine verbrechensfreie Gesellschaft zu erfinden. Von der „Rasterfahndung“ 
über verbesserte, heute genetisch erfolgende Daktyloskopie bis hin zur 
„Kontaktsperre“ zwischen Angeklagten und Verteidigern reichte das neue 
technische Spektrum.’ 

Insofern ist man geneigt, ein „Dejä vu“ auszurufen, wenn heute, eine Genera- 
tion später, ein kräftiger Aus- und Umbau der polizeilichen Überwachungs- 
technologien beobachtet wird. „Olle Kamellen“, das kennen wir alles schon, 
ist man festzustellen geneigt. Kontinuität scheint also gegeben. Qualitative 
Sprünge sind nicht festzustellen. Außer — und in diesem „außer“ steckt mehr 
als ein kleiner Vorbehalt - die wissenschaftlich-technischen Entwicklungen 
erlaub(t)en — polizeilich genutzt — neue Recherchequalitäten. Auch nur sanft 
sich verändernde Kontinuitäten, die auf ein allmählich wachsendes Maß an 
Überwachungstechnologien hindeuteten, könnten freilich bürgerrechtlich- 
demokratisch problematisch sein. Gemäß Walter Benjamins bekannter Fest- 
stellung: daß es so weitergeht, darin besteht die Katastrophe. 


' vgl. neuerdings Schenk, D.: Der Chef. Horst Herold und das BKA, Hamburg 1998; s. 
Besprechung in: Bürgerrechte & Polizei/CILIP 59 (1/98), S. 9TE. 
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Vorwärtsverrechtlichung und Informatisierung 


Die präventive Kehre und die Rezeption der Neuen Technologien durch die 

Polizei haben seit Anfang der 70er Jahre erhebliche Änderungen veranlaßt. 

Zum einen in der Organisation und in der Ausrüstung der Polizeien. Zum 

anderen in dem, was wir „Vorwärtsverrechtlichung“ genannt haben. Unter 

Vorwärtsverrechtlichung ist die Novellierung von Gesetzen bzw. sind neue 

Gesetze zu verstehen, die polizeiliches Handeln nicht besser berechenbar ma- 

chen, kontrollieren lassen und insgesamt begrenzen. Vielmehr handelt es sich 

hier um rechtliche Regelungen, die mit Hilfe unbestimmter Rechtsbegriffe 
und pauschal genannter Kompetenzen polizeiliches Handeln der Chance nach 
entgrenzen, indem sie zugleich dessen Kontrolle schier unmöglich machen. 

Die meisten rechtlichen Veränderungen wurden vor allem durch das Volks- 

zählungsurteil des Bundesverfassungsgerichts vom 15.12.1983 legitimiert und 

damit, daß dessen Datenschutzanforderungen entsprochen werden müsse. Auf 
der Ebene des Bundes betraf dies u.a. die neuen MAD- und BND-Gesetze 

(beide Einrichtungen wurden 1990 erstmals auf eine gesetzliche Grundlage 

gestellt), das Bundesverfassungsschutzgesetz (novelliert) und das BGS-Gesetz 

(novelliert). Ausbau und Kompetenzzuwachs des Bundesgrenzschutzes war 

dabei weniger Folge des Volkszählungsurteils als der deutschen Vereinigung. 

Hinzu kommen all die diversen Polizei- und Gefahrenabwehrgesetze der Län- 

der, die seit den 80er- und vor allem den 90er Jahren - wie in den neuen 

Bundesländern -, unbeschadet der beträchtlichen Streuweite der Regelungen 

im einzelnen, alle einer „Logik“ folgen. 

Diese Logik der Landes- und Bundesgesetze besteht u.a. 

- in einer beträchtlichen Kompetenzerweiterung zur Datenerhebung, -ver- 
wendung, -speicherung und -weitergabe; 

- in einer erklecklichen Zunahme der „polizeilichen Mittel“. Bis hin zum 
‘*Lauschangriff’ kommen neue Instrumente hinzu oder werden technisch 
perfekter möglich; 

- in einer Ausdehnung der Vorkehrungen, Daten auf grundrechtswidrige 
Weise zu ergattern; ä la Lauschangriff, Einsatz ‘verdeckter Ermittler’ u.ä. 


Der mehr oder minder ‘sublime’ Zugriff auf Daten, die polizeilich zu spezifi- 
schen Informationen bzw. „Erkenntnissen“ transformiert werden, diese sich 
ausweitende Polizeipolitik der informationell ‘weichen Hand’, wird gerade in 
den Gefahrenabwehrgesetzen durch eine Polizeipolitik der harten und unmit- 
telbar auf Personen zupackenden Hand ergänzt. Festnahmen, Platzverweise 
und dergleichen mehr werden bei entsprechender Gefahrenerkenntnis perso- 
nenpauschal unmittelbar praktizierbar. Im neuartigen Zusammenspiel von 
informationeller und exekutiver Polizei, ja im Verwischen der Grenzen zwi- 
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schen beiden - ein Verwischen, das technisch mitbedingt ist - kommt die 
präventive Logik als präventive Repression oder, wie im OK-Bereich, als prä- 
ventiv legitimierte Menschenrechtsverletzung ohne direkten Effekt auf ir- 
gendeine Gefahrenabwehr am deutlichsten zum Ausdruck. 


Hintergründe und Ursachen 


Wie ist dieser Aus- und Umbau, im Zusammenhang dieses Heftes vor allem 
im Spiegel der Überwachungstechnologien, zu erklären? Der Versuch, die 
Warum-Frage aus dem Interesse der Polizei an sich selbst zu erklären, führt 
nicht weit. Selbstredend gibt es dieses Interesse. Die diversen Polizeitheoreti- 
ker sind rege. Die jahrzehntelangen Debatten um „Innere Sicherheit“ und ihr 
angemessenes System, um Verbrechensbekämpfung und Prävention, um alle 
möglichen Terrorismen und ihre beste Bekämpfung, um das, was nun in Sa- 
chen Europäisierung not tut und die neuen Formen des — „organisierten“, 
internationalen oder gar transnationalen — Verbrechens belegen, wie defini- 
tionsmächtig die polizeiliche Seite ist. 

Und doch muß man vor allem im Umkreis etablierter Politik nach den Ursa- 
chen suchen. Hinzu kommen sachliche Motive aus der gesellschaftlichen 
Entwicklung im allgemeinen und der technischen im besonderen. Es ist die 
Politik der gewählten Politikerinnen und Politiker, auf veränderte gesell- 
schaftliche Probleme vor allem auch dadurch zu re-agieren, daß sie zur „Inne- 
ren Sicherheit“ als einer Art Gestaltungsersatz Zuflucht nehmen. Und „Innere 
Sicherheit“ thematisieren, heißt fast immer, die gesetzlich apparativen Chan- 
cen präventiv gerichteter Repression oder repressiv gerichteter Prävention zu 
erhöhen. 

Die einschlägigen Kapitel etablierter Politik sind dicht bespickt mit Anschau- 
ungsmaterial. Das Kapitel „Deregulierung“ beispielsweise. Deregulierung als 
spezifischer Abbau herkömmlicher staatlicher Leistungen hat allemal ein 
erhöhtes Ausmaß an bürokratischer Regulierung zur Folge. Allein um die 
noch und die nicht mehr Anspruchsberechtigten ‘auszusortieren’. Letzten 
Endes wird Deregulierung in polizeilicher Sicherung gefaßt. Diese Regulie- 
rung bleibt immer. Und sie bleibt nötiger denn je, selbst wenn sie, ja gerade 
wenn sie teilweise in privatisierter Sicherungsgestalt erfolgen sollte. 

Ein anderes Kapitel lautet schlagwortartig: Abbau sozialstaatlicher Leistun- 
gen. Von Anfang an ist das, was Sozialstaat heißt, nicht nur Sozialstaat, son- 
dern auch und vor allem Sozial-Staat. In der deutschen Geschichte wird die- 
ser systematisch gegebene Umstand durch die Gleichursprünglichkeit von 
Sozialistengesetz und Sozialgesetzgebung illustriert. Die bürokratische Form 
des Sozialstaats ist Ausdruck seiner impliziten, auch funktional wirksamen 
„Polizeilichkeit“. Dennoch war nicht zu verkennen, daß der fortentwickelte 
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Sozialstaat nicht nur die nackte kapitalistische Ökonomie bekleidete, sondern 
auch den ‘nackten’ Staat und sein Monopol mit einer mehr oder minder dik- 
ken besänftigenden Filzschicht versah. Da die doppelte Nacktheit heute in 
Zeiten der Globalisierung wieder krasser zum Ausdruck kommt, ja bewußt 
befördert wird, werden herkömmliche Repressionen wieder repressiver (am 
deutlichsten zu erkennen im Strafvollzug) und werden neue repressiv- 
präventive Präsenzen erforderlich. 

Deregulierung, Abbau von sozialstaatlichen Leistungen, ökonomisch-außer- 
ökonomische Entgrenzungen (und neue Formen der Grenzbildung) haben 
einen zusätzlichen „entgesellschaftenden“ Effekt. Letzterer wird — sozialwis- 
senschaftlich kaum haltbar, indes umso modischer - auch als „Individualisie- 
rung“ im positiven Sinne hin zu einer „unternehmerischen Wissensgesell- 
schaft“? gehandelt. In Zeiten, da das, was Gesellschaft ist, sich allem Begriff 
entzieht und die „ungesellige Geselligkeit“ mehr denn je, zu dominieren 
scheint, gewinnen sicherheitspolitische Klammern aus dem zeitgemäß moder- 
nisierten Arsenal des staatlichen Gewaltmonopols an Faszination. Und gehe 
es zunächst nur darum, sich auf den Fall der Fälle, auf neue streitbare Formen 
sozialer Auseinandersetzungen vorzubereiten. All die „Aufrüstungen“ in Sa- 
chen „Innerer Sicherheit“, sind jedenfalls aus aktuellen Notlagen und diesen 
entspringenden Not-Wendigkeiten nicht zu erklären. 


Um- und Aufrüstungen im Kontext 


Wie sind jene gut dokumentierten Veränderungen Innerer Sicherheit und 
ihrer Apparte zu beurteilen? In den 70ern vermuteten wir, tief versenkt in die 
Logik der Sicherheitsapparate und ihrer technischen Möglichkeiten - Herold- 
gleich, wennschon mit umgekehrtem Vorzeichen - der bundesdeutsche Staat 
und seine in ihm aufgehobene Gesellschaft seien auf dem besten schlechten 
Weg zu dem, was wir „Verpolizeilichung“ genannt haben. Das bürokratie- 
sprachliche Ungetüm sollte besagen, daß die auf- und umgerüstete Polizei aus 
einer wichtigen Institution an den Rändern staatlicher Existenz in das Zen- 
trum des Staates zu dringen anhebe und sich von dort aus über die gesamte 
Gesellschaft ausbreite. Dieser Logik des oder doch eines „Sicherheitsstaats“ 
(Joachim Hirsch) entsprach die seither nicht geringer gewordene „Tendenz“ 
zur „restlosen Erfassung“ (Götz Aly/Karl-Heinz Roth) aller sicherheitspoli- 


?Der zuletzt gebrauchte Ausdruck entstammt einem im Februar 1998 vorgelegten 
‘Zukunftsgutachten’ der Freistaaten Sachsen und Bayern, das an führender Stelle die 
Sozialwissenschafller Miegel und Beck formulierten. 

® Ein Ausdruck Immanuel Kants; die Hervorhebung stammt von mir, WDN. 
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tisch irgend relevanten Daten und deren entsprechende Gefahren identifizie- 
rende Sortierung. 

Unsere damalige Hypothese war nicht falsch, aber sie war einseitig. Wir hat- 
ten uns mit den Veränderungen der Polizei befaßt und wollten so etwas wie 
der polizeilichen Eigenlogik auch in den neuen polizeilichen Techniken auf 
die Spur kommen. Nur, wir versäumten den zweiten Schritt. Wir stellten die 
polizeilichen Veränderungen in ihrer aktuellen und ihrer potentiellen Bedeu- 
tung nicht in den Kontext von Verfassungsrecht und Verfassungswirklichkeit 
bundesdeutscher Politik und Gesellschaft. Deshalb waren wir zu den ange- 
messenen Relativierungen nicht in der Lage. 

Ein zweites kommt hinzu. Wenn man über die Chancen und Grenzen, hier 
vor allem die Chancen und Gefahren polizeilich zuhandener Überwachungs- 
techniken kritisch bürgerrechtlich, jedoch ohne angstvollen Alarmismus urtei- 
len will, dann muß man nicht nur die technischen Grenzen der Technik be- 
achten; dann muß man vor allem das Augenmerk auf die sozialen Grenzen 
technischen „Wachstums“ lenken, Grenzen, die den Techniken nicht einfach 
äußerlich sind, sondern die in ihnen stecken. 

Dieser Einsicht gemäß - in die sozialen Effekte der neuen Technologien wie 
in die technologisch angelegten Chancen und Grenzen der sozialen Überset- 
zung von Techniken - ist Herolds Traum, und sind die Albträume mancher 
Kritiker nicht zufällig gescheitert. Wer will allein den Informationsmüll an- 
gemessen aussieben? Die Eigenart der polizeilichen Organisation und die 
Eigenart ihrer dezisionistischen Qualität ‘entscheiden’ darüber, ob einiger- 
maßen valide Kriterien des Informationsgewinns aufgestellt werden. Damit 
wäre indes die Verläßlichkeit der Informationsquellen und derer, die aus ih- 
nen schöpfen keineswegs gesichert. 

Zu den sozialen Grenzen technologischer Effekte kommen die (selbstredend 
gleichfalls sozialen, obschon eher überwindbaren) institutionellen Grenzen 
der Polizei und die institutionellen Grenzen von Staat und Gesellschaft der 
Bundesrepublik bzw. im Zusammenhang internationaler Zusammenarbeit 
anderer Staaten und ihrer Gesellschaften hinzu. Die Rezeption der Informati- 
onstechnologie durch die Polizei beispielsweise ist mitnichten perfekt. Und 
könnte sie dies sein, würde die Polizei unvermeidlich hinsichtlich einer Reihe 
anderer Aufgaben versagen. Insoweit könnte es allenfalls so etwas wie ein 
„satisfying model“ (Herbert Simon) geben, ein einigermaßen zufriedenstel- 
lendes Muster —- immanent gesprochen -, das erneut alle technologisch- 
technokratischen Träume wie halbe Schäume erscheinen lassen müßte. 

Diese Relativierungen der möglichen und tatsächlichen Leistungen von 
Technologien allgemein, der polizeilichen Überwachungstechnologien im 
besonderen, sind freilich nicht dazu angetan, zu entwarnen. Die Verstärkung 
herkömmlicher Verletzungen von Bürgerrechten durch den Einsatz neuer 
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Überwachungstechnologien und die technisch-polizeiliche Konstruktion 

neuer Verletzungsgefahren sind beträchtlich. Sie sind vor allem dort zu orten, 

wo Bürger- und Menschenrechte verletzt werden, ohne daß dies die Men- 
schen, in deren Rechte eingegriffen wird, bemerken. Die Annahme, solche 

Verletzungen seien dann gleichgültig, wäre falsch. Zum einen muß nun je- 

dermann und jede Frau solcher Gefährdungen ihrer Integrität gegenwärtig 

sein, zum anderen können die Eingriffe Folgen für den einzelnen zeitigen, 
ohne daß der- oder dieselbe sie auf die verletzte Integrität originär zurückfüh- 
ren könnte. 

Die Ohnmacht der Bürgerinnen und Bürger wächst, 

— wo Kontrollen der uns überwachenden Polizei und ihrer Techniken weni- 
ger denn je möglich werden. Die politisch-parlamentarische Kontrolle läßt 
heute schon zu wünschen übrig. Und dies nicht, weil die Abgeordneten 
prinzipiell gleichgültig oder zu regierungsnah wären - dies gewiß auch -, 
vielmehr aus systematischen Gründen. Vor allem wegen der informationel- 
len Überlegenheit der zu Kontrollierenden, die sich nicht zuletzt in deren 
„Monopol“ über Informationswege, -techniken und -quellen ausdrückt; 

— wo Informationen, die mit den neuen Techniken gefunden, wenn nicht 
erfunden worden sind — wer könnte dies überprüfen?! -, unvermittelt zu 
polizeilichem Handeln führen, also von höchst allgemeinen Informationen 
direkt auf einzelne Fälle bzw. Personen geschlossen wird. 

Aufgrund der eingesetzten Informationstechnologie ergeben sich neue Ge- 

heimnisse des Herrschens (arcana imperii) und neue Willkürlichkeiten. 


Was tun? 


Zunächst und zuerst gilt es - aufs Neue - aufzuklären. Die Entwicklung der 
Sicherheitstechnologien, hier derjenigen, die der Überwachung dienen, und 
deren Rezeption und Verwendung durch die Polizei sind argusäugig zu beob- 
achten. Darum ist systematische Polizeiforschung außerhalb der Polizei mit 
bürgerrechtlich demokratischer Brille mehr geboten denn je. Darüber hinaus 
müßte in folgende Richtungen gegangen werden, sind entsprechende Konzep- 
te zu entwickeln bzw. dann praktisch umzusetzen: 

Zum ersten sollte überall dort, wo irgend möglich, an der konservativen 
Funktion rechtlicher Regelungen festgehalten werden. Das heißt, die Form 
des Rechts hat dem Konzept des Konditionalprogramms zu entsprechen. Ge- 
rade dort, wo es um mögliche Eingriffe in die bürgerliche Integrität im wei- 
testen Sinne, die bürgerlichen Freiheits- und Handlungschancen geht, gerade 
dort müssen alle rechtlichen Regelungen überaus genau ausfallen. Sonst 
schwinden im Namen angeblicher Gefahrenabwehr die Rechtssicherheit und 
Freiheit aller Bürger und Bürgerinnen (wenn ich von Bürgerinnen und Bür- 
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gern rede, meine ich immer die Rechte der Ausländerinnen und Ausländer 
mit, die in Deutschland leben oder von deutschen Maßnahmen betroffen wer- 
den). Mit anderen Worten: die Zunahme unbestimmter Rechtsbegriffe, von 
Gleitklauseln aller Art, die zukünftige Entwicklungen vorweg rechtsunmög- 
lich einfangen wollen, ist zu stoppen. Geltende Gesetze sind einer Generalkur 
der „Entwillkürlichung“ (pardon für diesen Ausdruck) zu unterziehen. An- 
ders besteht die Gefahr, daß das „unbegrenzte Ermessen“ (Rütters über Nazi- 
recht und -justiz) in — dem Scheine nach - rechtsstaatlicher Form gerade im 
Sicherheitsbereich weiteren Einzug hielte und in demselben das Ende aller 
bürgerlichen Sicherheit bedeutete. 

Zum zweiten gilt es gerade um des Rechts willen, die Grenzen einzusehen, 
die rechtlichen Regulierungen gegeben sind. Jedenfalls dann, wenn man die 
Formbestimmtheit des Rechts und damit seine Berechenbarkeit und Überprüf- 
barkeit ernstnimmt. Angesichts sich fortdauernd verändernder Sachverhalte, 
und dies ist weithin im wissenschaftlich-technologischen Zusammenhang der 
Fall, taugen rechtliche Regelungen allenfalls als Rahmenbestimmungen und 
als Kriterien, um die Verhältnismäßigkeit des Mitteleinsatzes jeweils abschät- 
zen zu können. Ansonsten bedarf es jedoch neuer Verfahrens-, und das heißt 
meist Mitbestimmungs- oder doch Kontrollformen, damit das sich dynamisch 
verändernde Problem nicht entgleitet oder es als rechtlich pauschal formulier- 
tes, letztlich exekutivisches Privileg übrig bleibe. 

Zum dritten sind endlich Konsequenzen aus den Schwierigkeiten, wenn nicht 
Unmöglichkeiten des aktuellen Datenschutzes zu ziehen. Der Datenschutz 
wirkt bestenfalls wie ein Netz, das über seinem Sinn nicht gemäß gestaltete 
Bürokratien geworfen worden ist. Soll er mehr als punktuell wirksam sein, ist 
ein Doppeltes vonnöten. Zum einen sind die Verwaltungen selbst (öffentliche 
wie letztlich auch formell private) datenschutzgemäß umzubauen. Neue Mit- 
bestimmungs- und Kontrollvorkehrungen sind vorzusehen. Zum anderen ist 
es höchste Zeit, in der Bundesrepublik einen „Freedom of Information Act“ 
zu verabschieden, der Einsicht in Unterlagen der öffentlichen Verwaltungen 
ermöglicht und damit die Voraussetzung zu deren Kontrolle schafft. 

Diese und andere Vorkehrungen gründlicher Reform erst gäben den Bürgern 
und Bürgerinnen eine Chance, im Angesicht der geradezu wildwüchsig vor- 
angetriebenen Überwachungstechnologien einigermaßen (rechts-)sicher zu 
sein. Sonst gilt mehr denn: Wir Bürger als Sicherheitsrisiko, an Stelle der 
grundrechtlich demokratisch angemessenen Devise -— Sicherung der Grund- 
und Menschenrechte aller Bürgerinnen und Bürger! 


Wolf-Dieter Narr lehrt Politologie an der FU Berlin und ist Mitherausgeber 
von Bürgerrechte & Polizei/CILIP. 
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Bürgerrechte & Polize/CILIP 60 (2/98) 


Ausweitung der Generalklauselanwen- 
dung durch die Polizei 


Aktuelle Beispiele aus Bremen und Hamburg 


von Fredrik Roggan 


Die Generalklauseln in den Polizeigesetzen, mitunter auch als Gene- 
ralermächtigungen bezeichnet,' sind sprachlich weit gefaßte Ein- 
griffsnormen, die der Polizei allerdings nur auf den ersten Blick 
ebenso weite Eingriffsbefugnisse verschaffen. Stellten die Gene- 
ralklauseln der Polizei tatsächlich solch umfassende Befugnisse aus, 
so wären nicht nur die meisten Regelungen der Standardmaßnahmen 
schlicht überflüssig,’ sondern sie machten die Polizeibehörden auch 
zu einem Machtapparat, der bei jeglicher Gefahr unbegrenzt in die 
Rechte der BürgerInnen eingreifen dürfte. 


Die Polizei greift immer wieder auf die Generalklausel zurück, wenn die 
speziellen Normen in den Polizeigesetzen die gewünschten polizeilichen 
Eingriffe nicht decken. Wenn etwa die Videoüberwachung von Wohnungen 
nicht mit den ohnehin schwer eingrenzbaren Regelungen über polizeirechtli- 
che „große Lauschangriffe“ erfaßt wird, so könnte der Rückgriff auf die Gene- 
ralklausel diese dennoch erlauben. Die Anwendung der Generalklauseln ist 
also auf bestimmte Bereiche zu beschränken, soll die Polizei nicht eine unbe- 
grenzte Machtfülle erhalten. 


Die praktische Funktion der polizeirechtlichen Generalklauseln liegt insbe- 
sondere darin, generelle Verbote (etwa aus dem Ordnungswidrigkeitenrecht) 
zu konkretisieren, störendes Verhalten zu untersagen oder auch bestimmte 
Handlungen anzuordnen, z.B. ein verbotswidrig geparktes Kraftfahrzeug zu 
entfernen. Da die Generalklauseln grundsätzlich subsidiären Charakter besit- 


' Götz, V.: Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht, Göttingen 1995, S. 73 
* Knemeyer, F.-L.: Polizei- und Ordnungsrecht, München 1995, S. 87 
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zen’, also hinter spezielle Eingriffsnormen zurücktreten und damit als 
Grundlage für polizeiliches Einschreiten ausgeschlossen werden (Sperr- 
wirkung), dürfen sie nur dann herangezogen werden, wenn die beabsichtigte 
Maßnahme nicht auf spezielle Regelungen mit abschließendem Charakter 
gestützt werden kann. Von diesem abschließenden Charakter ist bereits im 
Zweifelsfall auszugehen.‘ Solche Konstellationen bestehen nicht nur bei Ver- 
stößen gegen Verhaltensgebote ohne gesetzliche Grundlage für ihre Durch- 
setzung (sog. normvollziehende Verfügungen), sondern auch bei sog. atypi- 
schen Maßnahmen, bei denen die speziellen Regelwerke keine abschließenden 
Grundlagen geschaffen haben.’ Daraus folgt, daß die Generalklauseln keines- 
falls für all diejenigen Maßnahmen herangezogen werden können, die keine 
ausdrückliche gesetzliche Grundlage in den speziellen Eingrifistatbeständen 
finden, sondern nur dort, wo die Eingriffsintensität der vergleichbaren Stan- 
dardmaßnahmen (typischen Maßnahmen) nicht überstiegen wird. Lassen die 
polizeilichen Standardbefugnisse also beispielsweise nur unter bestimmten 
Voraussetzungen die Ingewahrsamnahme von Personen zu, so ist hinsichtlich 
von präventiven Freiheitsentziehungen generell anzunehmen, daß sie als 
„abschließend“ im genannten Sinne zu betrachten sind. 

Der Wortlaut der Generalklauseln ist notwendigerweise sehr unspezifisch und 
damit weit gefaßt. Um aber der Polizei keine ebenso umfassende Ermächti- 
gungsgrundlage zuzugestehen, nach der sie auch alles das darf, was in den 
(speziellen) Standardregelungen nicht ausdrücklich geregelt ist, ist die strikte 
Einhaltung der beschriebenen Grundsätze unabdingbar. 

Die Vielzahl der polizeilichen Spezialgesetze hat dazu geführt, daß die Gene- 
ralklauseln ihre überragende Bedeutung als Eingriffsermächtigung weitge- 
hend verloren haben.‘ Praktisch alle früheren Anwendungsfälle können sich 
heute auf spezielle Regelungen in den Polizeigesetzen stützen. Es hat aller- 
dings den Anschein, daß in einer Zeit, in der zunehmend nach neuen und 
immer weitergehenden Eingriffsbefugnissen für Präventions- und Repres- 
sionsorgane gerufen wird, die Bedeutung der Generalklauseln wieder steigt. 
Denn sofern es (noch) keine spezialgesetzlichen Normen für bestimmte 
(Grundrechts-)Eingriffe gibt, werden sie von der Polizei als Ermächtigungs- 
grundlage für ihr Handeln in Betracht gezogen. Auf diese Versuche der ver- 
mehrten Ausweitung der polizeilichen Macht durch die Generalklauseln soll 


vgl. zur mehrfachen Subsidiarität ausführlich Gusy, Ch.: Polizeirecht, Tübingen 
1996, S. 156f. 

“ Alberts, H.W., Merten, K., Rogosch, K.J.: Gesetz zum Schutz der öffentlichen Sı- 
cherheit und Ordnung (SOG) Hamburg, Stuttgart 1996, Vorbem. $$ 3 ff., Rdnr. 7 

® Rachor, F.: Polizeihandeln, in: Lisken, H., Denninger, E. (Hg.): Handbuch des Poli- 
zeirechts, München 1996, S. 225-441 (396f). 

€ Gusy a.a.O. (Fn. 3), S. 157 
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im folgenden anhand ausgewählter Beispiele aus Bremen und Hamburg ein- 
gegangen werden. Dabei handelt es sich keinesfalls um Aus- oder Einzelfälle 
polizeilichen Verhaltens, sondern die Auswahl der Beispiele orientiert sich an 
Gesichtspunkten der Aktualität. 


Bremer Aufenthaltsverbote 


Bremen besitzt eine relativ offene Drogenszene, die seit langer Zeit für immer 
wiederkehrende Diskussionen über ihre Beseitigung sorgt. Dabei hat die Poli- 
zei auch zu sog. Aufenthaltsverboten gegriffen, die DrogennutzerInnen das 
Betreten von Gegenden untersagte, in denen die bevorzugten Umschlagplätze 
für illegalisierte Rauschmittel liegen oder vermutet werden. Diese Aufent- 
haltsverbote verwehrten unter Bußgeldandrohung einschlägig bekannten 
Personen das Betreten von ganzen Stadtteilen für einen mehrmonatigen Zeit- 
raum. Diese Verfügungen wurden auf die Generalklausel des Bremer Polizei- 
gesetzes (BremPoIG) gestützt, die der Polizei die notwendigen Maßnahmen 
erlaubt, um eine im einzelnen Fall bestehende Gefahr für die öffentliche Si- 
cherheit abzuwehren, sofern die Standardbefugnisse keine besonderen Rege- 
lungen vorsehen ($ 10 I BremPoIG). 

Das Aufenthaltsverbot ist im Bremer Polizeigesetz nicht geregelt. Es enthält — 
wie die anderen Polizeigesetze auch — das Instrument des Platzverweises. 
Richtigerweise ging die Polizei davon aus, daß sie ihre Maßnahme nicht auf 
diese Vorschrift stützen konnte, da Gefahren, die von einem ständigen Auf- 
enthalt von Personen ausgehen, nicht mittels einer Platzverweisung, also 
einer per definitionem kurzfristigen Maßnahme,’ bewältigt werden können. 
Es blieb daher nur der Rückgriff auf die polizeiliche Generalklausel des $ 10 
BremPoIG,’ um die unmittelbar bevorstehende Begehung von Straftaten nach 
dem Betäubungsmittelgesetz zu verhindern.’ 

Damit ein Aufenthaltsverbot rechtlich zulässig ist, muß es geeignet sein, den 
angestrebten Zweck zu erreichen. Das „Dealen“ mit illegalisierten Drogen ist 
grundsätzlich örtlich nicht gebunden. Die Drogenabhängigen sollen jedoch 
nach der Begründung durch das Aufenthaltsverbot daran gehindert werden, 
Straftaten zu verabreden und zu begehen. Wenn sich aber die Tatorte bei 
einer Beachtung der Verfügungen durch die Abhängigen allenfalls verla- 
gern,'° so werden damit die unmittelbar bevorstehenden Gefahren nicht ver- 


” Rachor a.a.O. (Fn. 5), S. 332 

® zit. nach VG Bremen, Urt. v. 29.5.1997, Az.: 2 A 149/96, S. 3 (unveröffentlicht) 
° So die Begründung zu der Verfügung, die den Betroffenen ausgehändigt wurde. 
!% Rachor a.a.O. (Fn. 5), S. 254 
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hindert.'' Da tatbestandliche Voraussetzung der Generalklausel ist, daß die 
Entstehung der Gefahr verhindert wird, ist bereits fraglich, ob die Gene- 
ralklausel überhaupt anwendbar ist. Die bloße Behauptung einer Gefährdung 
von besonders wichtigen Rechtsgütern - Leib, Leben und Gesundheit — durch 
den Aufenthalt einer Person in einem bestimmten Bereich’? vermag diese 
Zweifel kaum auszuräumen. 


Doch selbst wenn man davon ausgeht, daß ein Aufenthaltsverbot geeignet ist, 
Drogenhandel und sog. offenen Szenen zu verhindern,” stellt sich die Frage 
nach der Sperrwirkung des Platzverweises hinsichtlich weitergehender und 
auf die polizeiliche Generalklausel gestützter Aufenthaltsbeschränkungen. 

Von einer fehlenden Sperrwirkung, und damit der Zulässigkeit der Gene- 
ralklauselanwendung, kann nur dann ausgegangen werden, wenn die Rege- 
lung über die Platzverweisung keinen abschließenden Charakter besäße. Das 
wird vereinzelt mit der Begründung angenommen, daß der Gesetzgeber bei 
der Einführung des Platzverweises vor vielen Jahren nicht erkannt habe, daß 
es heute die Notwendigkeit zur Regelung eines auf einen längeren Zeitraum 
angelegten befristeten Platzverweises gibt.‘ Diese Auffassung kann jedoch 
nicht überzeugen. Denn es ist von einer permanenten Möglichkeit des Ge- 
setzgebers auszugehen,’ solche Regelungen, würden sie für notwendig gehal- 
ten, in die Polizeigesetze einzufügen.‘ Macht der Gesetzgeber keinen Ge- 
brauch von seiner Möglichkeit zur Normsetzung, stellt dies seinerseits die 
gesetzgeberische Wertung dar, daß er von einer solchen Erforderlichkeit nicht 
ausgeht und es bei der lediglich vorübergehenden Aufenthaltsbeschränkung 
in Form des Platzverweises bleiben soll. Schon nach der Wesentlichkeits- 
theorie hat der Gesetzgeber alle Eingriffsmöglichkeiten der Polizei selbst zu 


'! Nach zutreffender Rechtsprechung bestehen schon Zweifel an der Erfüllung des 
Tatbestandes der unmittelbar bevorstehenden Gefahr durch die bloße Existenz einer 
Person an einem bestimmten Ort: AG Bremen, Beschl. v. 23.9.1991, Az.: 92 XIlla 
132/91 und dem folgend LG Bremen, Beschl. v. 7.10.1991, Az.: 7-T-637/91 

\2 So aber die Begründung der o.g. Verfügung. 

3 Latzel, D., Lustina, J.: Aufenthaltsverbot - Eine neue Standardmaßnahme neben der 
Platzverweisung?, in: Die Polizei 1995, H. 5, S. 131-139 (136) 

 ebd., S. 135 

5 VG Bremen, Urt. v. 29.5.1997, Az.: 2 A 149/96 (unveröffentlicht), S. 11 

!e Niedersachsen etwa hat die Standardmaßnahmen um das - auch unter Bestimmt- 
heitsgesichtspunkten verunglückte - Aufenthaltsverbot erweitert ($ 17 II NGefAG), 
Alberts, H.W.: Freizügigkeit als polizeiliches Problem, in: NVwZ 1997, H. 1, S. 45-48 
(48) 
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regeln,'’” daher kann nicht der Polizei die Einschätzung der generellen und 
damit vom Landesgesetzgeber zu beantwortenden Frage der Aufenthaltsgebo- 
te, z.B. gegen die „offene Drogenszene“, überlassen werden.'® Es muß dem- 
nach von der Sperrwirkung der Norm über den Platzverweis ausgegangen 
werden. 


Nicht vertretbar erscheint dann allerdings, das Aufenthaltsverbot auf die 
polizeiliche Generalklausel zu stützen. Denn die Regelung über die Verwei- 
sung einer Person von einem Ort ($ 14 BremPoIG) ist abschließend. Das 
ergibt sich aus der Bestimmung des Platzverweises als kurzfristige Maßnah- 
me, die der Polizeigesetzgeber regeln wollte. Das Aufenthaltsverbot dagegen 
ist von längerfristiger Natur.” Seine Eingriffsintensität ist weitergehender als 
die der Platzverweisung. Eine spezialgesetzliche, längerfristige Eingriffsnorm 
hinsichtlich des Verbotes, bestimmte Stadtteile zu betreten, ist nicht ersicht- 
lich. Nach den oben skizzierten Grundsätzen ist dann ein Rückgriff auf die 
Generalklausel aber nicht zulässig,” da der Platzverweis mit seiner kurzfristi- 
gen Ausgestaltung die Aufenthaltsbeschränkungen abschließend geregelt hat. 
Nach der gesetzlichen Systematik, also der Subsidiarität der Generalklausel, 
ist das Aufenthaltsverbot der Polizei rechtswidrig. 

Das Ergebnis dieser Erörterung ist indessen wenig überraschend, in der Lite- 
ratur besteht darüber eine — soweit ersichtlich — uneingeschränkte Einigkeit. 
Die Versuche von Polizeipraktikern, die Subsidiarität der Generalklausel 
mittels der Annahme eines mehrjährigen gesetzgeberischen Tiefschlafes zu 
umgehen, vermögen kaum zu überzeugen. 


Mitunter kann die Polizei auf die verwaltungsgerichtliche Rechtsprechung 
bauen. Von dieser wird zum einen die polizeirechtliche Systematik verkannt 
und die Rechtswidrigkeit der Aufenthaltsverbote erst wegen Verstoßes gegen 
Art. 11 GG für gegeben gehalten.’”' Zum anderen wird selbst die Einschlägig- 


"BVerfGE 40, 237 (249), ausführl. dazu auch Lisken, H., Denninger, E.: Rechts- 
staatliche Grundlagen, in: DieS. (Hg.) a.a.O. (Fn. 5), S. 107-130 (113) 

!8 VG Bremen, Urt. v. 29.5.1997, Az.:2 A 149/96, S. 12 

# Rachor a.a.O. (Fn. 5), S. 332 

?° Gusy a.a.O. (Fn. 3), S. 159; Rachor a.a.O. (Fn. 5), S. 398, Alberts, Merten, Rogosch 
a.a.O. (Fn. 4), Vorbem. $$ 3 ff., Rdnr. 7 

* So z.B. VG Bremen, Urt. v. 29.5.1997, Az.: 2 A 149/96, da die polizeirechtliche 
Generalklausel nicht dem sog. Kriminalvorbehalt des Art III GG genüge. Leider 
nimmt es im übrigen keinen Bezug auf die polizeirechtliche Systematik. Vgl. dazu 
auch Alberts a.a.O (Fn. 16), S. 46 ff. 
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keit dieses Grundrechts verneint,” sofern diese überhaupt in Erwägung gezo- 
gen wird.” Daß die Gerichte sich zu Fragen der Subsidiarität von polizeili- 
chen Generalklauseln überhaupt nicht äußern, ist zu kritisieren und trägt mit 
dazu bei, daß die Begrenzungen, die im Polizeirecht vorgesehen sind, ge- 
schwächt werden. 

Das gilt umso mehr, da die Rechtsprechung neuerdings und entgegen der hier 
vertretenen Auffassung die Sperrwirkung der Regelung über den Platzverweis 
verneint. Begründet wird dies mit dem qualitativen Unterschied der Maß- 
nahmen, da mit einem Platzverweis und einem längerfristigen Aufenthalts- 
verbot jeweils auf nach Art und Ausmaß nicht vergleichbare Gefahrenlagen 
reagiert würde.” Die Notwendigkeit eines Auffangtatbestandes sei hinsicht- 
lich von Aufenthaltsverboten etwa bei Unglücksfällen und Naturkatastrophen 
anzunehmen. Diese Auffassung verkennt in nicht nachvollziehbarer Weise 
die Unterschiedlichkeit von seit langer Zeit bekannten Verhältnissen (etwa 
bei bestimmten Kriminalitätsformen) und unvorhersehbaren Ereignissen, bei 
denen unzweifelhaft eine spontane Verweisung von Personen auch über einen 
längeren Zeitraum erforderlich sein mag. Während im ersten Fall eine ge- 
setzliche Regelung durchaus möglich ist, wenn sie denn gesetzgeberisch ge- 
wollt wäre, scheidet sie im zweiten naturgemäß aus. Diese Gleichsetzung 
verkennt daher die nicht vergleichbare Möglichkeit - und damit die Notwen- 
digkeit - zur Normsetzung. Ein Rückgriff auf die subsidiäre Generalklausel 
erscheint also auch bei dieser Rechtsauffassung kaum nachvollziehbar. 


Hamburger Gefahrerforschungen 


Ein weiterer Fall, in dem sich die Polizei auf die Generalklausel stützte und 
sich damit jenseits der Rechtmäßigkeit begab, ereignete sich in Hamburg. 

Die Hamburger Polizei, Abteilung Staatsschutz, hatte einen verdeckt operie- 
renden Polizeibeamten in verschiedene politisch arbeitende Gruppen in der 
Hansestadt eingeschleust. Betroffen von dessen Datenerhebungen waren ins- 
besondere antirassistisch arbeitende Gruppen wie etwa das “Hamburger 
Bündnis zum Lübecker Brandanschlag’. Aufgabe dieses Polizeibeamten war 
es, Gefahrerforschung zu betreiben. Nach Auffassung des Hamburger Senats 
handelt es sich trotz der Verwendung einer Legende nicht um einen Verdeck- 
ten Ermittler (VE), sondern um einen nicht offen ermittelnden Polizeibeam- 


”? VG Sigmaringen, in: NVwZ-RR 1995, H. 6, S. 327-329 (328), VG Gelsenkirchen, 
Beschl. v. 13.12.1993, Az.: 16 1 2281/93 

®? VG Hamburg, Beschl. v. 20.3.1996, Az.: 13 VG 1215/96. Kritisch zur verwaltungs- 
gerichtlichen Rechtsprechung Alberts a.a.O. (Fn. 16), S. 46 

24 so das OVG Bremen, Urt. v. 24.3.1998, Az.: 1 BA 27/97, S. 10 
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ten (NoeP). Die Voraussetzungen zum Einsatz eines VE ($ 12 PolDVG)” 
hätten nicht vorgelegen. Die Anordnung des LKA zum Einsatz des NoeP 
erfolgte im Rahmen der Gefahrenabwehr. Gesetzliche Grundlage sei in soweit 
die Generalklausel für die Datenerhebung in $ 2 111 S. 3 PolDVG.* 


Nach Auskunft des Hamburger Senats handelte es sich bei den Datenerhe- 
bungen des NoeP um Gefahrerforschungen. Ein solcher Eingriff setzt nicht 
notwendigerweise das tatsächliche Vorliegen einer (unmittelbar bevorstehen- 
den) Gefahr voraus,?’ denn ob eine Gefahr tatsächlich vorliegt oder nicht, 
kann zum Zeitpunkt eines polizeilichen Tätigwerdens nicht immer mit hin- 
reichender Bestimmtheit festgestellt werden.” Maßnahmen zur Gefahrerfor- 
schung sind aber nur dann zulässig, wenn ein konkreter Gefahrenverdacht 
vorliegt, der aufgeklärt bzw. vorläufig bewältigt?” werden soll.” Dieser muß 
seinerseits darlegungsfähig sein und den Unterschied zwischen bloßer Mög- 
lichkeit und hinreichender Wahrscheinlichkeit einer Gefahr erkennen las- 
sen. 

Nach Auffassung des Hamburger Senats (bzw. der Polizei) müsse die Polizei 
in die Lage versetzt werden, Analysen über sog. Problemfelder zu erstellen, 
die es ihr ermöglichen, in der Zukunft sinnvolle Einsatzplanungen zu treffen. 
U.a. die auch gewaltsamen Proteste gegen die Asyl- und Abschiebepolitik 
seien Auslöser für die Tätigkeit des NoeP gewesen. Der NoeP habe neben 
seiner Arbeit in den genannten Gruppen Informationen auch an Orten sam- 
meln sollen, an denen sich Gruppen träfen, von denen nach polizeilicher 
Erfahrung die Gefahr von Gewalttaten ausgehe. Grundsätzlich hänge die 
Dauer des Einsatzes eines NoeP von den Erkenntnissen über die Gefahren ab, 
die von der (hier wohl autonomen) Szene ausgehen.” 

Daraus ergibt sich, daß ein konkreter Gefahrenverdacht als Voraussetzung für 
Gefahrerforschungen selbst nach Kenntnis der Polizei nicht vorlag. Denn eine 
Verdachtslage, bei der im einzelnen Fall eine hinreichende Wahrscheinlich- 


® Gesetz über die Datenverarbeitung bei der Polizei 

?° vgl. zum Sachverhalt im übrigen: Bürgerschaft Hamburg Drs. 16/380 (13.2.1998) 

?" Denninger, E.: Polizeiaufgaben, in: Lisken;, Denninger (Hg.) a.a.O. (Fn. 5), S. 131- 
224 (147 ff.) 

’® zum Gefahrenbegriff ausführlich ebd., S. 143 ff. 

” dazu ausführlich Di Fabio, U.: Vorläufiger Verwaltungsakt bei ungewissem Sach- 
verhalt — Gefahrerforschung als Anwendungsfall vorläufiger Regelungen, in: DÖV 
1991, H. 15, S. 629-637 (629 ff.) 

®° Weßlau, E.: Vorfeldermittlungen, Berlin 1989, S. 31 

* Ring, W.-M.: Die Befugnis der Polizei zur verdeckten Ermittlung, in: Strafverteidi- 
ger 1990, H. 8, S. 372-379 (379) 

” vgl. zu den Sachverhaltsdarstellungen i.E.: Bürgerschaft Hamburg Drs. 16/380 
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keit besteht, daß in absehbarer Zeit ein Schaden für die öffentliche Sicherheit 
eintreten wird,” wird nicht belegt und ist auch sonst nicht ersichtlich. Viel- 
mehr schien es der Polizei darum zu gehen, sich gefahrunabhängig von einer 
bestimmten Szene ein Bild zu machen, um diese Erkenntnisse bei irgendwel- 
chen Gelegenheiten berücksichtigen zu können. 

Selbst wenn man von der Zulässigkeit der Generalklauselanwendung zur 
Gefahrerforschung ausginge,* so konnte sich die Hamburger Polizei in die- 
sem Fall nicht darauf berufen. Statt einen konkreten Gefahrenverdacht darzu- 
legen, erschöpften sich ihre Begründungen vielmehr in Spekulationen über 
„gefahrenträchtige Problemfelder“ und Erwägungen hinsichtlich eines sinn- 
vollen und angemessenen Ressourceneinsatzes.” 

Zusammenfassend soll hier zunächst festgestellt werden, daß sich die Gefahr- 
erforschungen der Hamburger Polizei allenfalls in irgendeinem Vorfeld von 
irgendeiner Gefahr abspielten. Dieses kann mit einem Gefahrenverdacht 
jedoch nicht verwechselt werden. Der Hamburger NoeP-Einsatz stellt somit 
eine polizeiliche Vorfeldermittlung ohne gesetzliche Grundlage dar und ist 
rechtswidrig. 


Die datenverarbeitungsrechtliche Generalklausel 


Nach der Vorschrift des $2 IIIS.3 PoIDVG ist eine verdeckte Datenerhe- 
bung neben den ausdrücklich geregelten Fällen nur zulässig, wenn die Erfül- 
lung einer bestimmten polizeilichen Aufgabe bei anderem Handeln aussichts- 
los wäre. Es handelt sich bei ihr um die speziellere Generalklausel im Ver- 
hältnis zu $3 HambSOG,“* da sie sich ausschließlich auf die Datenverarbei- 
tung der Hamburger Polizei bezieht. 

Die Anwendbarkeit der Generalklausel ist hier ebenfalls zu verneinen, da die 
Regelung über die verdeckte Datenerhebung durch VE ($ 12 PoIDVG) als 
abschließend zu betrachten ist. $ 12 PoIDVG knüpft an eine unmittelbar be- 
vorstehende Gefahr an, bzw. an Tatsachen, die die Annahme rechtfertigen, 
„daß Strafaten von erheblicher Bedeutung in der From organisierter Krimi- 
nalität begangen werden sollen“ ($ 121 PoIDVG). Die Vorschrift begrenzt 
damit den VE-Einsatz vergleichsweise eng.” 


” vgl. zur Legaldefinition der Gefahr $ 2 Nr. 3a BremPolG 

* So Götz a.a.O. (Fn. 1), S. 63 

® Bürgerschaft Hamburg Drs. 16/380 

’° Alberts, Merten; Rogosch a.a.O. (Fin. 4), Vorbem. $$ 3 ff. Rdnr. 8. 

’”’ Die entsprechende Legaldefinition findet sich insoweit in $ 1 VII PoIDVG. Zur 
Kritik an der Begrifflichkeit siehe Alberts, H.W., Merten, K.: Gesetz üver die Daten- 
verarbeitung der Polizei, Hamburg 1995, $ 1 Rdnr. 26, Siehe auch Gössner, R.: Waf- 
fengleichheit mit dem „Organisierten Verbrechen“? Kritik der Gesetze zur Bekämp- 
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Nach diesen Bestimmungen sind VE-Einsätze zur Erforschung von Gefahren 
nicht zulässig. Raum für verdeckte Datenerhebungen bei polizeilichen Vor- 
feldermittlungen läßt $ 12 I PoIDVG nicht. Die Regelung über Datenerhe- 
bungen durch VE ist damit als abschließend zu qualifizieren. Stützt die Ham- 
burger Polizei den NoeP-Einsatz auf die Generalklausel des $2 IS. 3 
PoIDVG, erweitert sie damit die Einsatzvoraussetzungen von verdeckten 
Datenerhebungen in den gefahrunabhängigen Bereich. Das ist aber nach der 
Sperrwirkung der speziellen Norm des $ 12 PolDVG nicht zulässig. 


Es zeigt sich, daß der Einsatz des NoeP bei Beachtung von Grundregeln des 
Polizeirechts kaum als rechtmäßig betrachtet werden kann. Dagegen spicht 
nicht nur das Fehlen eines Gefahrenverdachts, sondern auch die Sperrwir- 
kung der Norm über Verdeckte Ermittler. Auch auf die Generalklausel konnte 
die verdeckte Datenerhebung nicht gestützt werden. Das „Ausweichen“ auf 
die Begrifflichkeit des NoeP für alle VE, bei denen die entsprechenden Vor- 
aussetzungen nicht vorliegen, kann darüber nicht hinwegtäuschen.” 


Fazit 


Die Bremer Aufenthaltsverbote wie auch die Hamburger Gefahrenerforschun- 
gen können nicht auf die polizeiliche Generaiklausel gestützt werden. In 
beiden Fällen wird die polizeirechtliche Systematik verlassen, da abschlie- 
Bende Eingriffsregelungen eine Anwendung der Generalklausel ausschließen. 
Bei Zweifeln darüber hätte ein flüchtiger Blick in ein Lehrbuch oder einen 
einschlägigen Kommentar bei der Hamburger und Bremer Polizei für Sicher- 
heit in der rechtlichen Beurteilung sorgen können. 


Will man der Polizei nicht unterstellen, daß sie ihre rechtlichen Grundlagen 
nicht kennt, entsteht die Frage nach den Motiven für ihr offenkundig rechts- 
widriges Handeln. 

Die jeweils angestrebten polizeilichen Zwecke stehen im Einklang mit der 
aktuellen politischen Stimmungslage. Für die sog. innere Sicherheit gehört 
dazu der Ausschluß von ganzen Personengruppen (etwa DrogennutzerInnen) 
aus bestimmten Stadtteilen genauso wie die effektive Kontrolle von politisch 


fung der „Organisierten Kriminalität“, in: Ders. (Hg.): Mythos Sicherheit, Baden- 
Baden 1995, S. 65-78 (66f.) 

’# Andere Polizeigesetze haben die Voraussetzungen für den VE-Einsatz wesentlich 
weiter gefaßt, so etwa das sächsische Polizeigesetz, vgl. $$ 41, 39 und 40 SächsPoIG. 
’ Auch der Hamburger Datenschutzbeauftragte hält die mittlerweile „verdeckte Auf- 
klärung‘“ genannte Datenerhebung für unzulässig, vgl. Frankfurter Rundschau v. 
1.7.1998. 
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oppositionell arbeitenden Gruppen. Die Polizei kann sich auf entsprechende 
Rückendeckung von politischer Seite verlassen. Die Argumentation des Ham- 
burger Senats belegt dies gleichermaßen wie die Absicht des Bremer Innenre- 
sorts, an der beschriebenen Polizeipraxis festhalten zu wollen. Der Verdacht 
liegt nahe, daß dem Polizeirecht von politischer Seite eine zunehmende Kom- 
petenz zur „Bewältigung“ von sozialen und politischen Konfliktfeldern zuge- 
schrieben werden soll. 

Der rechtswidrige Rückgriff auf die Generalklausel resultiert zudem aus den 
präventiven Bedürfnissen der Polizei. Für diese wird das Polizeirecht als zu 
einschränkend empfunden, und die Polizei versucht, sich aus den engen tat- 
bestandlichen Normen zu lösen und sich illegale Befugnisse zu verschaffen. 
Insofern wird im Mißbrauch der Generalklausel das Eigeninteresse der Poli- 
zei sichtbar, bestimmte Konfliktbereiche in der Gesellschaft zu verpolizeili- 
chen bzw. das Polizeirecht zu diesem Zweck immer weiter zu entgrenzen.“ 


Fredrik Roggan ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am Fachbereich Rechts- 
wissenschaft der Universität Bremen. 


* Zur Nutzbarkeit der „OK“ für solche Zwecke siehe Alberts, Merten a.8.0. (Fn. 37), 
$ 1 Rdnr. 26. 
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Bürgerrechte & Polize/CILIP 60 (2/98) 


VPs hinter Gittern 


Vorbemerkung der Redaktion: 


‘Vertrauenspersonen' werden in der Sprache der Polizeigesetze als 
jene Personen umschrieben, deren Zusammenarbeit mit der Polizei 
Dritten nicht bekannt ist. Bei ihnen handelt es sich um Privatpersonen, 
die auf Dauer für die Polizei arbeiten, von der Polizei Aufträge entge- 
gennehmen und für ihre geleistete Arbeit von der Polizei bezahlt wer- 
den. Abgesehen von wenigen Spezialisten innerhalb der Polizeien weiß 
niemand, wie viele polizeiliche V-Personen es in Deutschland gibt, 
niemand kennt die Höhe ihrer Bezahlung, niemand die Art und die 
Zahl ihrer Einsätze. Ihrer Natur nach handelt es sich bei V-Personen 
um solche Menschen, die sich im bzw. am Rande des kriminellen Mi- 
lieus befinden. Denn nur wer Zugang zu jenen Kreisen hat, kann der 
Polizei Informationen versprechen, die sie glaubt, anders nicht erhal- 
ten zu können. 


In der Vergangenheit hat sich die kritische Öffentlichkeit vor allem mit 
den Folgen des VP-Einsatzes für das Ermittlungsverfahren und den 
Strafprozeß beschäftigt. Vor einiger Zeit wandte sich ein CILIP-Leser 
an die Redaktion, der uns darauf hinwies, daß VPs auch eine besonde- 
re Rolle in den Gefängnissen spielen. Der Leser hat sich bereit erklärt, 
seine Erfahrungen mit V-Personen in der Haft zu Papier zu bringen. 
Wir veröffentlichen seinen Texi nachfolgend, weil Informationen über 
VPs in Haftanstalten nur spärlich vorhanden sind und weil wir eine 
öffentliche Diskussion auch über diese Auswirkungen moderner poli- 
zeilicher Methoden für dringend erforderlich halten. Um den Autor zu 
schützen, verzichten wir auf die Nennung seines Namens. 
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Erfahrungen eines Strafgefangenen 


Es ist sehr schwer, eine zusammenfassende Aussage über die VPs in den 
Haftanstalten der BRD zu tätigen. Denn die Tatsache der Zusammenarbeit 
mit der Polizei wird in der Haft solange verschwiegen, bis irgendeines der 
Opfer (oder dessen Kumpels) die VP wiedererkennt. Von dem Zeitpunkt an 
wird seitens der Anstalt versucht, den Mantel des Stillschweigens über die 
„geliebte Person“ zu decken, und die VP versucht, mit Gewalt oder anderen 
Methoden der Einschüchterung, die „Redenden“ zum Schweigen zu bringen. 
All das, was ich im folgenden schreibe, sind Erlebnisse in den Knästen, in 
denen ich schon war — überwiegend hessische Anstalten. Die geschilderten 
Fälle sind mir mit vollständigen Namen und Aktenzeichen bekannt. Da die 
Polizei aber kein Interesse hat, daß die Angelegenheiten hinter Gittern öf- 
fentlich werden, mache ich keine komplette Angaben, um keine Rückschlüsse 
auf meine Person zu gestatten. 


Beispiele 


Einige Beispiele werfen ein bezeichnendes Licht auf die Rolle von V- 
Personen in Haftanstalten: Z.B. war ein junger Bosnier vor seiner Inhaftie- 
rung für die Polizei tätig. Er drehte ein Ding, das die Herren nicht mehr dek- 
ken konnten, und kam hinter Gitter — für 9 Jahre. Die Polizei besuchte ihn 
regelmäßig, und er war auch mal für mehrere Tage in anderen Anstalten. 
Durch die üblichen Zufälle wurde bekannt, daß er früher eine VP war: Eines 
Tages kam ein Häftling in denselben Bau wie er, erkannte ihn und, bevor 
man ihn verlegen konnte (denn das Opfer wird sofort verlegt, wenn es denje- 
nigen erkennt, welcher ihn hinter Gitter brachte), erzählte er noch, daß dieser 
Bosnier als Kronzeuge gegen ihn ausgesagi hätte, obwohl er den Mann nicht 
kannte. Aber er hatte soviel Detailkenntnisse über den Fall, daß das Gericht 
zur Überzeugung gelangte ... Sein Anwalt war der Meinung gewesen, die 
Polizei hätte den Bosnier mit Akten und Erzählungen so präpariert, daß er in 
der Lage war, als Zeuge auszusagen. Nach diesem Vorfall wurde festgestellt, 
daß die VP noch mindestens sechsmal in anderen Anstalten war, bevor er 
gegen Türken aussagte, nach 2 ": Jahren in Freigang ging, nicht nach Bosni- 
en abgeschoben wurde und eine komplett neue Identität erhielt, so daß er jetzt 
nicht mehr Luka ... heißt, sondern „xyz“. 

Eine andere VP wurde Anfang der 90er von Baden-Württemberg nach Hessen 
verlegt, um hier einen einsitzenden alten „Großschmuggler“ als Freund zu 
gewinnen, ihn zu einer großen Tat mit dem Flugzeug zu überreden, und sei- 
nen V-Mann-Führern in Baden-Württemberg den lang ersehnten „großen 
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Fang“ zu präsentieren. Dafür umschmeichelte diese VP das Opfer über ein 
Jahr lang im Knast und schwärmte ihm vor, was er für Möglichkeiten hat mit 
seinem Flugzeug. Und da er jahrelang Gold in die BRD mit seinem Flieger 
hereingebracht hätte, wären Ladungen aus Pakistan und Südamerika gar kein 
Problem. Nach der Entlassung bearbeitete er diesen Speditionsfachmann noch 
weitere zwei Jahre, bevor ihm der „kleine Clou“ gelang und das Opfer zu 9 
Jahren verurteilt werden konnte. Dabei war die Ladung durch die VP bestellt, 
geschmuggelt und an die Polizei ausgeliefert worden. Die „Führungsoffiziere“ 
ließen die VP zwei Schweizer Kripobeamte als Käufer präsentieren, und das 
Opfer sollte nur die Waren (gelagert bei der Polizei) an die vermeintlichen 
Käufer übergeben. Dabei wurde er erwischt ... Die im Gefängnis an ihn her- 
angebrachte VP bekam seine Prämie, und das Opfer konnte gar nicht glauben, 
daß sein „bester Freund“ ihn konsequent über Jahre für eine „spektakuläre“ 
Verhaftung aufgebaut hatte. 

Eine andere VP - ein „albanischer Türke“ namens H... — machte in den zwei 
Jahren, in denen er hinter Gittern war (bei 7 '; Jahren), bevor er in den Frei- 
gang ging (Deutsche schaffen dies so früh nie, wenn sie nicht „Liebling des 
Staatsanwalts“ sind), noch Kontakte zu einsitzenden Türken, Deutschen etc., 
die demnächst abgeschoben oder entlassen werden sollten. Bei einem Türken 
vermittelte er den Kurier, der brachte 3 kg Rauschgift aus der Türkei; beide 
konnten - dank H. - verhaftet werden. Dieser Fall wurde bekannt; wie viele 
Opfer er sich im Knast insgesamt aussuchte, wissen wir nicht. 

Da der überwiegende Teil der Drogentäter (und in zunehmendem Maß auch 
Täter aus allen anderen „kriminellen Sparten“) durch Provokation oder 
„Fallen-Stellen“ der VPs hinter Gitter kommt, wird hinter Gittern das 
„geflügelte Wort“ herumgereicht: „Mache deine eigenen Straftaten und arbei- 
te als VP - dann wirst Du seltener in den Knast gehen als sonst.“ Nur, wenn 
alle „Verbrecher“ zu VPs umfunktioniert worden sind, dann muß die Polizei 
ihre eigenen Leute jagen. 

Können die Straftaten der VPs nicht mehr durch ihre Führungspolizisten 
gedeckt werden, müssen auch sie hinter Gitter. In den Haftanstalten werden 
sie genutzt und geschützt bei ihren Versuchen, Mithäftlinge zu bespitzeln. 
Aber nicht nur das: Sollte sich einer der Bewacher „korrupt“ verhalten, ist es 
im Sinne der Staatsanwälte, wenn ein in der Anstalt einsitzender „Vertrau- 
ensmann“ sich bemüht, das Vertrauen des Beamten zu gewinnen — um ihn 
dann anklagegerecht „ans Messer“ zu liefern. Dito passiert es natürlich, wenn 
man unbequeme Häftlinge „los“ werden will. Die Einsatzmöglichkeiten sind 
weitreichend ... 
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VPs werden bevorzugt behandelt mit besseren Jobs, haben mehr Freiheiten 
innerhalb der Ordnung, früheren Urlaub als „Normalos“! und zum Schluß 
noch weniger Haftjahre. Mit letzteren Vorteilen werden natürlich auch „Nor- 
malos“ geködert, um dann im Knast ihre Karriere als Spitzel zu beginnen und 
anschließend, von der Polizei begleitet, in die Sparte der VPs einzusteigen. 


Bevorzugte Behandlung 


Es gibt nur zwei Gruppen, für die im Knast der „rote Teppich“ ausgerollt 
wird. Zum einen für „ganz große Wirtschaftsverbrecher“ und zum anderen 
für „die freiwilligen Mitarbeiter der Polizei“, 

Das typische Beispiel der Sonderbehandlung von VPs in Haftanstalten ist im 
‘Focus’ Nr. 49/1996 über Abdullah Karadenizs erschienen. Das, was ‘Focus’ 
herausbekam, war ein Teil dessen, was Knackis wissen, wenn sie mit solchen 
Menschen zusammenleben müssen. Die absolute Vorzugsbehandlung im 
Knast stimmt. Daß er wirklich Parties feiern konnte — hinter Mauern, mit 
allem, von dem die Normalos hinter Gitter nur träumen -, wurde durch ver- 
schiedene Insassen bestätigt. Daß er den besten Job als Hausarbeiter bekom- 
men hat und andere für sich arbeiten ließ, ist auch Tatsache. Daß er als Spit- 
zel des LKA Wiesbaden bei einer Haftstrafe von 9 Jahren schon nach 2 % 
Jahren (als Ausländer) in den Freigang nach Darmstadt verlegt wurde, ist 
bekannt. Daß er dort, als Liebling der Anstalt (er sorgte dort für Ruhe, wo die 
Beamten nicht wollten oder konnten; regelte die Geschäfte, die Geld brach- 
ten, etc.) und als der wichtige Mann fürs LKA, schon nach Wochen auf die 
Flucht ging, hätte ihm sein VP-Führer bestimmt verziehen. Aber daß er dann 
wieder in Bochum tätig wurde, mit Raubüberfall etc., konnte man nicht dek- 
ken ... Obwohl dieser „Apo“ (Spitzname) durch Bemühungen der zuständigen 
Staatsanwaltschaft Vorzugsbehandlungen auf allen Ebenen erhielt, werden 
die Staatsanwälte diese Geschichte und die anderen, welche ich hier notiere, 
abstreiten. Der Preußischen Ordnung sei Dank, daß dieselben Herren immer 
sehr viel Papierkram erzeugen, und anhand ihrer Schreiben können sie der 
„Mauschelei“ überführt werden. 


Weist aber der Normalo nun die Anstalt darauf hin, daß die Ungleichbehand- 
lung zugunsten der „Verräter“ ungerecht ist, dann wird einem bedeutet, doch 
diese VP-Angelegenheit nicht überzubewerten. Überhaupt wird die ganze 
Problematik heruntergespielt, genau wie außerhalb der Gefängnismauern. 
Das gilt auch für das Verhalten der VPs. Als zum Beispiel eine VP einen 
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Mithäftling mit Messern oder mit Schaufeln angriff, wurde das seitens der 
Anstalt nicht an die vorgeordnete Behörde gemeldet und führte bei ihm zu 
keiner Disziplinarmaßnahme, wie dies jedoch bei jedem „Normalo“ sofort 
geschehen wäre. Schreiben der Häftlinge an das Justizministerium und den 
Petitionsausschuß blieben ohne Erfolg ... Solange eine Mauer des Schweigens 
aufgerichtet bleibt, ist es nachvollziehbar, warum kaum Informationen aus 
dem Knast nach draußen gelangen. Natürlich hat die Anstalt ein Interesse, 
möglichst viele „Zuträger“ und VPs auf ihrer Seite zu haben, dafür wird im 
internen Gespräch auch geworben — nach dem Motto: „Haben sie keine Lust, 
für uns tätig zu werden?“ Diese Anwerbung erfolgt auch noch nach der Ver- 
urteilung durch Polizei und Staatsanwaltschaft, in dem Sinne: „Sie werden 
zunächst mal hinter Mauern tätig und dann, bei frühzeitiger Entlassung, 
draußen für uns.“ Dafür tätigen die Vertreter der Exekutive Besuche in Haft- 
anstalten, in denen die Personen einsitzen, von den sie annehmen, daß sie 
aufgrund ihres Insider-Wissens möglichst viele potentielle zukünftige Opfer 
ködern können. 


Polizeiliche Interessen 


Aber wen interessiert die Vorzugsbehandlung von VPs in Freiheit und im 
Knast? Solange die Polizei ohne rot zu werden behaupten kann, daß diese 
VPs ihr wertvollstes Instrument im Kampf gegen die Organisierte Kriminali- 
tät sind, aber nicht merken, daß die meisten VPs die Polizei für ihre eigenen 
Ziele benutzen, wird sich nichts ändern. Wenn immer mehr Provozierte hin- 
ter Gitter kommen, weil sie in Gerichtsverhandlungen erleben müssen, daß 
einem VP alles geglaubt wird, dann stimmt die Statistik, und die Polizei wird 
weiter mit ihnen arbeiten. Denn die VPs werden benötigt, um das „Bedro- 
hungsszenario durch Kriminelle“ aufrechtzuerhalten und um dadurch wie- 
derum immer mehr Kompetenzen auf Seiten der Exekutive, insbesondere den 
Polizeistreitkräften, fordern zu können. Das, obwohl die VPs erst die Krimi- 
nalität schaffen, welche die Polizei angibt zu bekämpfen. Denn wenn ich 
wegen Prämien Menschen hinter Gitter bringe, ist es doch egal, ob der andere 
wirklich was getan hat oder ob man ihn dazu verführte. Das Ergebnis für die 
Akten ist wichtig und nicht die Menschenwürde oder ein Rechtsstaat, der 
schon lange ausgehöhlt ist durch die Seilschaften zwischen VPs, VP-Führern 
und verständnisvollen Staatsanwälten. 

Mit den modernen, prämienbezahlten „V-Männern“ und „-Frauen“ unter- 
höhlt die Exekutive — gedeckt durch die Judikative - den Rechtsstaat; und 
unterstützt die soziale Veränderung der modernen Gesellschaft zu einer 
„Gemeinschaft des Mißtrauens und der vorbeugenden Kontrolle“ auf allen 
Ebenen des Zusammenlebens. 


74 


Bürgerrechte & Pollzei/CILIP (2/98) 


Polizeiliche Todesschüsse 1997 


von Otto Diederichs 


Die von der Innenministerkonferenz (IMK) für das Jahr 1997 
veröffentlichte Statistik über den polizeilichen Schußwaffengebrauch 
weist wieder einmal Differenzen zur CILIP-Zählung auf. Während 
offiziell lediglich zehn Polizeischüsse mit Todesfolgen gemeldet 
wurden,' ergaben die Recherchen von Bürgerrechte & Polizei/CILIP 
zwölf von der Polizei erschossene Personen. 


Zusammengestellt wird die Schußwaffengebrauchsstatistik im Auftrag der 
IMK von der Polizei-Führungsakademie (PFA) in Hiltrup. Grundlage sind 
dabei die Zahlenangaben aus den einzelnen Bundesländern. Im Gegensatz zur 
PFA-Zählung nimmt CILIP jedoch auch die tödlichen Folgen sog. „unbeab- 
sichtigter Schußabgaben“ mit auf. Offiziell hingegen werden diese aufgrund 
eines IMK-Beschlusses von 1983 nicht mehr zu den Polizeischüssen mit 
Todesfolge gezählt.’ Selbst die Ausweisung dieser Schüsse in einer geson- 
derten Kategorie ist mittlerweile entfallen. 

Wie schon im Vorjahr’ wurde durch diesen Erfassungstrick auch in der 
jetzigen PFA-Auswertung ein Toter nicht gezählt. Aufgrund des fehlenden 
Erfassungskriteriums hatte Brandenburg einen Vorfall vom Februar 1997 in 
Fürstenwalde nicht an die Polizei-Führungsakademie weitergeleitet,‘ in der 
Landesstatistik ist er hingegen aufgeführt.° 

Komplizierter liegt der zweite Fall. Nachfragen der Redaktion bei den 
Innenministerien der Länder konnten ihn schließlich in Hessen lokalisieren.° 
Durch einen „Bürofehler“ war er nicht nach Hiltrup weitergemeldet worden. 
Wegen der verstrichenen Zeit und der mittlerweile erfolgten Pressemitteilung 
des IMK-Vorsitzenden, des rheinland-pfälzischen Innenministers Walter 


! Presseinformation der IMK v. 20.5.98 

? Schreiben der IMK-Geschäftsstelle an die Redaktion v. 5.6.90 
® vgl. Bürgerrechte & Polizei/CILIP 57 (2/97), S. 76 

* Fall 2 der CILIP-Statistik 

° tel. Auskunft des Innenministeriums v. 27.35.98 

* Fall 10 der CILIP-Statistik 
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Zuber (SPD), wird er laut Auskunft des hessischen Innenministeriums auch 


«7 


„nicht mehr nachgemeldet“. 
Zwei weitere Tote 


Zwei weitere tödliche Schußwaffeneinsätze im Jahr 1997 sind weder in der 
IMK- noch in der CILIP-Statistik enthalten, da es sich bei den Schützen in 
beiden Fällen nicht um Angehörige des Polizeivollzugsdienstes handelte. Im 
ersten Fall wurde am 23.6.97 in Minden ein 44jähriger Mann bei einem 
Einsatz gegen Zigarettenschmuggler von einem Zollfahnder erschossen.® Im 
zweiten Fall erschoß ein Militärpolizist der US-Streitkräfte am 1.7.97 in 
Augsburg einen Ladendieb.’ 


Otto Diederichs ist freier Journalist in Berlin. 


” te]. Auskunft v. 27.5.98 
® Frankfurter Rundschau v. 24.6.97 
° Berliner Zeitung v. 3.7.97 
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Polizeiliche Todesschüsse 1997 


Bei einen Polizeieinsatz 
wird ein Mann durch zwei 
Schüsse getötet. Die näheren 
Umstände sind unklar. 


Opfer mit Schußwaffe? 
Schußwechsel? 


Sondereinsatzbeamte? 


Nach einem anomynen An- 
ruf, der einen Einbruch mel- 
det, fahren sechs Beamte 
zum Tatort. Als sie erschei- 
nen, flüchten die drei Täter. 
Bei der Verfolgung löst sich 
aus der Waffe eines Beamten 
ein Schuß und trifft einen der 
Täter tödlich am Kopf. 


Nach einem Banküberfall 
wird der Täter auf einem S- 
Bahnsteig von zwei Polizi- 
sten gestellt. Die Beamten 
schießen auf ihn, als er seine 
Waffe zieht und zielt. Von 
zehn Schüssen treffen vier. 
Er stirbt im Krankenhaus. 
Ob der Täter geschossen hat, 
ist unklar. Schmauchspuren 
werden nicht gefunden. 


Ein angetrunkener Autofah- 
rer flüchtet bei einer Polizei- 
kontrolle und umfährt dabei 
vier Straßensperren. Die ver- 
folgenden Beamten stellen 
ihn vor seiner Garagenein- 
fahrt. Aus ungeklärten Grün- 
den schießen sie auf den im 
Wagen sitzenden Mann, da- 
bei durchschlägt eine Kugel 


Polizeiliche Todesschüsse 1997 
BEE FREE (FERN BR VER 


Name/ unbekannter Bankräuber Ernst H. unbekannter Einbrecher unbekannter Einbrecher 
Alter 29). 34). 35). Alter unbekannt 


Dtm | 8.4.97 24.797 23.8.97 15.9.97 


Stuttgart München Berlin Bremen 
Baden-Württemberg Bayern Berlin Bremen 


Als Polizisten bei der Fahn- | Als ein Streifenwagen zu Drei Einbrecher versuchen, | Bei der Verfolgung eines 
dung nach einem Bankräu- | einer Suiziddrohung gerufen | auf einem Industriegelände | Bankräubers schießt der 
ber den Fluchtwagen stop- wird, bedroht der geistig einen Polizisten mit einem Täter mit einer abgesägten 
pen, schießt der Täter mit verwirrte Mann einen Poli- | Transporter zu überfahren. Schrotflinte auf die Beam- 
einem Schrotgewehr und zisten und seine Kollegin auf | Daraufhin schießt er auf die | ten, diese schießen zurück. 


verletzt einen der Beamten. | kurze Distanz mit einem Fahrerkabine. Als das Fahr- | Als der Mann schließlich in 
Sein Kollege schießt dar- Fleischermesser. Daraufhin | zeug zum Stehen kommt, einem Hinterhof gestellt 
aufhin zurück, der Mann schießt die Beamtin und flüchten zwei Täter, der drit- | wird, kommt es ermeut zu 
stirbt im Krankenhaus. trifft den Mann in den Hals. | te bricht getroffen zusammen | einem Schußwechsel. Der 
Er stirbt im Krankenhaus. und stirbt noch am Tatort. Täter wird tödlich getroffen. 


nein 
(Fleischermesser) 
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Polizeiliche Todesschüsse 1997 
EEE TE FREE 


Name’ Herbert Geil unbekannter Mann unbekannter Mann unbekannter Mann 
Alter Alter unbekannt 397J. 43). 70). 
[Dtm 16.1097 19.12.97 20.12.97 28.12.97 

On itschei 

Bundesland 


Breitscheid Egelsbach unbekannt Ingolstadt 
Hessen Hessen Bayern Bayern 


Während einer Zwangsräu- | Bei einem Einsatz wegen Bei einem Polizeieinsatz ge- 
mung erschießt ein Mann häuslicher Gewalt schießt gen einen Randalierer wird 
den Gerichtsvollzieher mit der Ehemann auf einen Poli- | der Mann von einem Beam- 
einer Pump-Gun und flüch- | zisten, als der andere Beamte | ten erschossen. Die näheren 
tet. Bei der Verfolgung mit der Frau den Raum ver- | Umstände sind unklar. 
durch die anwesenden Poli- | lassen hat. Als dieser nach- 
zisten kommt es zu einem sieht, liegt sein Kollege am 
Schußwechsel. Als der Täter | Boden, während der Mann 
seine Waffe wegwirft, nun auf ihn zielt. Der Beam- 
schießt ein Beamter bei der | te tötet den Mann mit zwei 
Festnahme in den Rücken Schüssen. Der verletzte Po- 
des Mannes und tötet ihn. lizist stirbt im Krankenhaus. 


Die Polizei wird von einer 
Frau um Hilfe gebeten, da 
ihr Mann randaliert. Als die 
Beamten eintreffen, greift er 
einen Polizisten mit einem 
Messer an. Dieser schießt 
ihm daraufhin in „eindeu- 
tiger Notwehr“ in den Ober- 
schenkel. Der Mann stirbt 
am nächsten Tag im Kran- 


Sondereinsatzbeamie? 
Verletzte/ getötete Beamte? 


Bürgerrechte & Polizei/CILIP 60 (2/98) 


Chronologie 
Zusammengestellt von Norbert Pütter 
März 1998 


02.03.: In Frankfurt am Main beginnt der Prozeß gegen sieben Angeklag- 
te, denen unweltgefährdende Abfallbeseitigung, Betrug und Steuerhinterzie- 
hung vorgeworfen wird. Es ist das erste Verfahren, in dem sich Täter aus dem 
Bereich der Umweltkriminalität wegen Bildung einer kriminellen Vereini- 
gung verantworten müssen. 

04.03.: Der Drogenbeauftragte Hannovers teilt mit, daß die Städte Frank- 
furt am Main, Karlsruhe, Köln und Hannover bei der Bundesregierung einen 
Modellversuch zur kontrollierten Heroinabgabe an Süchtige beantragen 
wollen. 

05.03.: Der Bundesgerichtshof spricht drei ehemalige Stasi-Offiziere vom 
Vorwurf der versuchten Strafvereitelung frei. Die Angeklagten waren in den 
80er Jahren an der Einbürgerung steckbrieflich gesuchter RAF-Angehöriger 
in die DDR beteiligt. 

Der Bundestag beschließt den Vorschlag des Vermittlungsausschusses zum 
„Großen Lauschangriff“. Am 6.3. stimmt auch der Bundesrat zu. 

09.03.: Das Amtsgericht München verurteilt einen Polizisten zu einer 
einjährigen Bewährungsstrafe und 6.000 DM Geldstrafe wegen Körperver- 
letzung im Amt. Das Gericht sah es als erwiesen an, daß der Beamte wäh- 
rend einer Demonstration dem Bundestagsabgeordneten Gerald Häfner 
(Bündnis 90/ DIE GRÜNEN) den Daumen ausgerenkt hatte. Die Verteidi- 
gung des Polizisten kündigt Berufung an. 

10.03.: Die SPD-regierten Bundesländer erlassen einen vorläufigen Ab- 
schiebestopp für Flüchtlinge aus dem Kosovo. 

11.03.: In Dresden wird bekannt, daß Anfang März ein Beamter des Bun- 
desgrenzschutzes (BGS) wegen des Verdachts des gewerbsmäßigen Ein- 
schleusens von Ausländern verhaftet wurde. Der Mann soll u.a. Informatio- 
nen über günstige Grenzübertrittsmöglichkeiten an tschechische Schleuser 
weitergegeben haben. 

Nach Angaben des Bundeskriminalamtes wurden 1997 26 Brandanschläge 
auf Unterkünfte von Asylsuchenden und Ausländern verübt, bei denen ein 
fremdenfeindlicher Hintergrund vermutet wurde. Am 19.4. gibt das Bundes- 
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kriminalamt bekannt, daß 1997 11.720 Delikte mit rechtsextremistischem 
und fremdenfeindlichem Hintergrund von den Polizeien in der Bundesre- 
publik registriert wurden. 1996 waren rund 3.000 Delikte weniger gezählt 
worden. 

Dem Drogenbericht der Bundesregierung zufolge wurden 1997 1.501 Dro- 
gentote in der Bundesrepublik gezählt. 1996 waren 1.712 Drogentote regi- 
striert worden. 

13.03.:Die PDS stellt den früheren Chef des Militärischen Ab- 
schirmdienstes Elmar Schmähling als Direktkandidaten für einen Berliner 
Wahlbezirk für die Bundestagswahl vor. Nachdem bekannt wird, daß die 
Kölner Staatsanwaltschaft wegen Betruges gegen ihn ermittelt, zicht 
Schmähling am 23.3. seine Kandidatur zurück. 

14.03.: Durch ein Aufgebot von insgesamt ca. 4.000 Polizisten werden in 
Saalfeld (Thüringen) und in Lübeck befürchtete Zusammenstöße von rech- 
ten und linken DemonstrantInnen verhindert. Fast 700 meist linke Demon- 
strantInnen werden in Polizeigewahrsam genommen. 

16.03.: Der ehemalige RAF-Terrorist Peter-Jürgen Boock wird nach 17 
Jahren aus der Haft entlassen. 

17.03.: Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes erreichte die Zahl 
der Strafgefangenen in der Bundesrepublik 1997 einen Höchststand. Zum 
Stichtag 31.3. saßen 51,600 verurteilte Personen in Haft. 

18.03.: Das Landgericht Berlin hebt ein Urteil des Amtsgerichts Tiergar- 
ten gegen die PDS-Politikerin Angela Marquardt auf. Das Amtsgericht hatte 
Marquardt zu einer Geldstrafe verurteilt, weil sie die Anklageschrift und ein 
Anschreiben der Staatsanwaltschaft auf ihrer Homepage veröffentlicht 
hatte. 

Im Rahmen eines Ermittlungsverfahrens u.a. wegen Menschenhandel und 
Zuhälterei werden im Land Brandenburg und in Berlin mehrere Wohn- und 
Geschäftsräume durchsucht. 24 Personen werden festgenommen. 

Ein Beschluß des Bundesverfassungsgerichts wird bekannt, demzufolge keine 
verfassungsrechtlichen Bedenken gegen den Einsatz von Lügendetektoren 
bestehen, sofern er zusätzlich zu anderen Beweismitteln zur Feststellung 
dringenden Tatverdachts genutzt wird. Am 21.4. veröffentlicht das Gericht 
einen Beschluß, der den Anspruch eines Angeklagten auf die Verwendung 
eines Lügendetektor-Tests ablehnt. 

19.03.: Der Bundesgerichtshof hebt das Urteil des Frankfurter Oberlan- 
desgerichts gegen das RAF-Mitglied Birgit Hogefeld wegen des Spreng- 
stoffanschlags auf das Gefängnis in Weiterstadt auf. Die Urteile wegen ande- 
rer Anschläge bleiben von dieser Entscheidung unberührt. Am 29.6. erkennt 
das Oberlandesgericht Frankfurt erneut auf lebenslange Freiheitsstrafe. Am 


81 


29.4. hatte das Gericht das Verfahren wegen des Weiterstadt-Anschlags ein- 
gestellt. 

Der vorgezogene Castor-Transport in das nordrhein-westfälische Zwischen- 
lager Ahaus beginnt. Entlang der Transportstrecke werden verschiedene 
Blockaden von der Polizei, teilweise unter Einsatz von Schlagstöcken und 
Wasserwerfern, geräumt. In einem 12 Kilometer langen und ca. 600 Meter 
breiten Transportkorridor unmittelbar vor dem Zwischenlager besteht ein 
Demonstrationsverbot. Insgesamt sind 30.000 PolizistInnen zur Sicherung 
des Transports im Einsatz. Durch den vorgezogenen Termin konnten nach 
Angaben von NRW-Innenminister Kniola (SPD) die Kosten für Polizeischutz 
um zwei Drittel gesenkt werden. In Ahaus werden rund 400 DemonstrantIn- 
nen festgenommen. Das Deutsche Rote Kreuz meldet 66 Verletzte. Insbeson- 
dere die eingesetzten Berliner Polizisten werden wegen ihres brutalen Vorge- 
hens nicht nur von DemonstrantInnen, sondern auch vom nordrhein- 
westfälischen Innenminister kritisiert. Zur Klärung der Vorwürfe wird eine 
gemeinsame Arbeitsgruppe mit der Berliner Polizei eingesetzt. Am 28.6. 
kommt diese überein, die Vorwürfe nicht weiter zu prüfen, da dies dem Ziel, 
die „vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen beiden Ländern fortzuführen, 
nicht dienlich“ sei. Nachdem im Mai bekannt wird, daß bei Castor- 
Transporten in der Vergangenheit erhöhte radioaktive Strahlungen gemessen 
wurden, stellt die Bundesregierung den Transport von Brennelementen bis 
auf weiteres ein. 

24.03.: Der Immunitätsausschuß des Bundestages legt nach mehrjährigen 

Beratungen seinen vorläufigen Bericht über die Stasi-Tätigkeit des PDS- 
Politikers Gregor Gysi vor. Nach Überzeugung der Mehrheit des Ausschus- 
ses war Gysi Inoflizieller Mitarbeiter der DDR-Staatssicherheit. Gysi bestrei- 
tet dies. Am 8.4. lehnt das Bundesverfassungsgericht einen Antrag Gysis ab, 
mit dem er sich gegen das Verfahren der Ausschusses zur Wehr setzen wollte. 
Am 28.5. lehnt das Bundesverfassungsgericht eine einstweilige Anordnung 
ab, durch die Gysi die Veröffentlichung des Berichts der Immunitätsausschus- 
ses verhindern wollte. 
Nach einem Urteil des Bremer Oberverwaltungsgerichts sind die längerfristi- 
gen Aufenthaltsverbote, die die Bremer Polizei gegen Angehörige der Dro- 
genszene verhängte, rechtlich zulässig (Az.: 1 BA 27/97%(s. auch S. xxxx in 
diesem Heft). 

25.03.: Nach einer Studie der Gauck-Behörde arbeiteten 20.000 bis 30.000 
Westdeutsche als Spitzel für die Staatssicherheit der DDR. Außerdem habe 
der DDR-Geheimdienst mehr als 100.000 Telefonanschlüsse im Westen ab- 
gehört. 

26.03.: Das Berliner Kammergericht veröffentlicht die schriftliche Be- 
gründung seines Mykonos-Urteils. Darin wird die iranische Regierung nicht 
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nur für das Attentat im Berliner Restaurant „Mykonos“, sondern auch für 
sieben weitere Anschläge in anderen Staaten verantwortlich gemacht. 

27.03.: Der Bundestag stimmt mit den Stimmen der Koalition dem Im- 
munitätsprotokoll für die Europol-Beamten zu. 

28.03.: In Buenos Aires wird der mutmaßliche Reemtsma-Enführer 
Thomas Drach von einem Sonderkommando der argentinischen Polizei ver- 


haftet. 
April 1998 


01.04.: Das 6. Strafrechtsreformgesetz tritt in Kraft. Durch das Gesetz 
werden die Strafandrohungen bei einer Reihe von Delikten (u.a. Sexualdelikte 
und Gewaltdelikte) erhöht. 

In Folge des Wegfalls der Grenzkontrollen nach Österreich wird die Bayeri- 
sche Grenzpolizei aufgelöst. Die ca. 1.200 GrenzpolizistInnen werden zu- 
künftig als Fahnder Reisende verdachtsunabhängig überprüfen. 

Nach einem Urteil des Potsdamer Verwaltungsgerichts dürfen ehemalige 
Inoffizielle Mitarbeiter der Stasi Polizisten im Land Brandenburg bleiben. 
Das Innenministerium kündigt Berufung gegen das Urteil an. 

06.04.: Um den Mörder der elfjährigen Christina Nytsch zu finden, ruft 
die Polizei im Kreis Cloppenburg (Niedersachsen) mehr als 18.000 Männer 
im Alter von 18 bis 30 Jahren dazu auf, eine Speichelprobe abzugeben. Am 
29.5. wird aufgrund der Gen-Analysen ein Mann festgenommen, der die Tat 
gesteht. Der Mann war bereits wegen Sexualdelikten in Haft gewesen. Eine 
entsprechende Speicherung in den Polizeidateien war jedoch nicht erfolgt. 

In Düsseldorf erschießt ein Spezialeinsatzkommando der Polizei einen 
Mann, der sich seiner Festnahme mit Waffengewalt entziehen wollte. 

08.04.: Ein Beschluß des Amtsgerichts Berlin-Tiergarten wird bekannt, 

demzufolge das Vorgehen der Berliner Polizei gegen DemonstrantInnen am 
3.10.1997 rechtswidrig war. Die Polizei hatte TeilnehmerInnen einer ge- 
nehmigten Demonstration für mehrere Stunden festgehalten und schließlich 
am Stadtrand ausgesetzt. 
Nach Angaben der Lübecker Staatsanwaltschaft wurden die Ermittlungen 
wegen des Brandanschlags auf das Asylbewerberheim vom Januar 1996 
wieder aufgenommen. Die neuen Ermittlungen wurden durch ein später wi- 
derrufenes Geständnis eines Jugendlichen aus Mecklenburg veranlaßt. Am 
14.4. geht bei einer Zeitung ein Bekennerschreiben ein, das sich später als 
Fälschung herausstellt. 

13.04.: Ein im thüringischen Landeskriminalamt beschäftigter Polizist 
erschießt nach einem privaten Streit einen Mann, schießt wenig später auf 
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einen bayerischen Polizisten und nimmt eine Geisel. Nach mehreren Stunden 
wird der Amokläufer überwältigt. 

14.04.: In einer Berufungsverhandlung wird ein Berliner Polizist zu einer 
Geldstrafe von 4.500 DM wegen gefährlicher Körperverletzung im Amt 
verurteilt. Der Beamte hatte einem Mann, der sich der Blutabnahme wider- 
setzte, durch Schläge das Nasenbein gebrochen. In der ersten Instanz war der 
Polizist zu einer Geldstrafe in Höhe von 7.500 DM verurteilt worden. 

17.04.: Gestützt auf die Errichtungsanordnung des Bundesinnenministers 
beginnt das Bundeskriminalamt mit dem Aufbau einer Gen-Datenbank. Am 
24.6. beschließt der Bundestag das DNA-Identitätsfeststellungsgesetz, durch 
das die Gendatei auf eine gesetzliche Grundlage gestellt werden soll. 

In Sottrum bei Hannover stirbt das Drogensuchschwein „Luise“ im Alter 
von 13 Jahren. 

20.04.: In einem mehrseitigen Schreiben an die Nachrichtenagentur Reu- 

ters gibt die Rote Armee Fraktion ihre Auflösung bekannt. Der Generalbun- 
desanwalt und die Bundesregierung lehnen die Aufhebung der Anti-Terror- 
Gesetze ab. 
Das Land Niedersachsen zahlt an einen Supermarkt eine Entschädigung von 
165.000 DM. Das Geschäft war während der Chaos-Tage in Hannover 1995 
geplündert worden. Die Staatsanwaltschaft Hannover hatte zuvor festgestellt, 
daß die Polizei das Ausrauben des Geschäftes hätte verhindern müssen. Das 
Ermittlungsverfahren gegen drei leitende Polizeibeamte, die gegen die Plün- 
derungen nicht einschritten, wurde von der Staatsanwaltschaft eingestellt. 

23.04.: Vier BGS-Beamte werden in Ghana kurzfristig festgenommen. 
Ihnen wird vorgeworfen, einen Ghanaer bei seiner Abschiebung mißhandelt 
zu haben. Am 18.5. weist Bundesinnenminister Kanther (CDU) alle An- 
schuldigungen gegen die BGS-Beamten zurück. Nicht der Abgeschobene, 
sondern die BGS-Beamten seien von ghanaischen Sicherheitskräften mißhan- 
delt worden. Am 2.6. wird bekannt, daß der Anwalt des abgeschobenen Gha- 
naers gegen fünf Beamte des Bundesgrenzschutzes Strafanzeige wegen ge- 
fährlicher Körperverletzung im Amt und Freiheitsberaubung gestellt hat. 

25.04.: Bei der Räumung von besetzten Häusern kommt es in Leipzig zu 
gewaltsamen Auseinandersetzungen zwischen Hausbesetzern und der Polizei. 
Gegen 15 Personen werden Haftbefehle erlassen. 

28.04.: In Berlin. räumt die Polizei ein Haus, das am 24.4. besetzt wor- 
den war. 

29.04.: Der Münchener Kreisverwaltungsreferent stellt den türkischen 
Eltern eines I3jährigen Jugendlichen einen Ausweisungsbescheid zu. Dem 
Jugendlichen werden etliche Straftaten zur Last gelegt; da die Eltern ihre 
Erziehungspflichten gröblich verletzt hätten, sollen sie bis zum 21.7. gemein- 
sam mit ihrem Sohn Deutschland verlassen. 
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Mai 1998 


01.05.: Am Rande einer NPD-Kundgebung in Leipzig kommt es zu ge- 

walttätigen Auseinandersetzungen zwischen TeilnehmerInnen, Gegende- 
monstrantInnen und der Polizei. Die Polizei setzt mehr als 6.000 BeamtInnen 
ein, mehr als 100 Personen werden vorläufig festgenommen. 
Im Berliner Bezirk Prenzlauer Berg kommt es nach einer Demonstration zu 
schweren Ausschreitungen. 460 Personen werden festgenommen; 17 Polizi- 
StInnen werden verletzt. Vor der Berliner Stadtgrenze kontrolliert die Polizei 
Busse mit GegendemonstrantInnen aus Leipzig; einige werden an der Fahrt 
in die Innenstadt gehindert. 

04.05.: Das Landgericht Frankfurt (Oder) verurteilt drei Polizisten wegen 
Körperverletzung im Amt zu Bewährungsstrafen zwischen 10 Monaten und 
zwei Jahren. Nach Überzeugung der Richter hatten die Beamten auf ihrer 
Wache in Bernau (Brandenburg) zwischen 1993 und 1994 in 13 Fällen viet- 
namesische Zigarettenhändler geschlagen und getreten. Verteidigung und 
Staatsanwaltschaft kündigen Revision an. 

06.05.: In Eisenhüttenstadt versuchen 13 Männer aus der Abschiebehaft- 
anstalt zu fliehen. Im Rahmen eines Großalarıns räumen ca. 100 Polizei- und 
Bundesgrenzschutzbeamte das Erdgeschoß der Abschiebehaftanstalt. 

07.05.: In Göttingen werden fünf zur linken Szene gerechnete Ange- 
klagte freigesprochen, da ihnen die Beteiligung an einer Straßenschlacht 
zwischen Linken und Neonazis nicht nachgewiesen werden konnte. Gegen 
drei Belastungszeugen leitet die Staatsanwaltschaft Ermittlungen wegen un- 
eidlicher Falschaussage ein. 

In Lübeck legt die Staatsanwaltschaft ihren Abschlußbericht über den Tod 
von Uwe Barschel vor. Beweise für einen Mord konnten bislang nicht gefun- 
den werden. 

Das Landgericht Wiesbaden verurteilt zwei Deutsche wegen Unterstützung 
der baskischen Untergrundorganisation ETA zu Hafıstrafen zwischen acht 
Monaten bzw.zwei Jahren und neun Monaten. 

11.05.: Der niedersächsische Innenminister Glogowski (SPD) teilt mit, 
daß das Land Niedersachsen die Kosten von 111 Mio. DM, die der Polizeiein- 
satz beim Castor-Transport im Frühjahr 1997 kostete, allein tragen muß. 

12.05.: Es wird bekannt, daß die Staatsanwaltschaft Potsdam Ermittlun- 
gen gegen 39 mutmaßliche Rechtsextremisten wegen Bildung einer krimi- 
nellen Vereinigung führt. 

Im Zusammenhang mit Ermittlungen gegen Antifa-Mitglieder aus Passau 
werden auf Anordnung des Amtsgerichts München 36 Wohnungen in acht 
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Städten durchsucht. U.a. wird den 28 Männern und Frauen die Mitglied- 
schaft in einer kriminellen Vereinigung vorgeworfen. 

Erstmals wird einem rechtskräftig abgelehnten Asylbewerber die Wiederein- 
reise in die Bundesrepublik gestattet. Der Mann war im Januar aus Nieder- 
sachsen in die Türkei abgeschoben und dort mehrfach gefoltert worden. 

15.05.: “Aktion Courage — SOS Rassismus’ veröffentlicht eine Zusam- 
menstellung von 45 bislang unbekannten Übergriffen von Polizeibeamten 
auf Ausländer, die sich im Jahr 1997 ereigneten. 

18.05.: Die Daten aus dem „Lagebild Organisierte Kriminalität“ des 
Bundeskriminalamtes werden bekannt. Nach dieser Zusammenstellung sind 
fast alle Daten rückläufig. 

19.05.: Nach einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts muß die 
Zwangsoperation eines vermutlichen Drogendealers erneut gerichtlich 
untersucht werden. Der Mann war im Juni 1996 festgenommen und in ein 
Krankenhaus gebracht worden. Ohne sein Wissen wurde dort eine Magenope- 
ration durchgeführt und 14 mit Kokain gefüllte Kugeln aus seinem Magen 
entfernt (Az.: 2 BvR 1314/97). 

Es wird bekannt, daß Bundespräsident Herzog den RAF-Gefangenen Hel- 
mut Pohl mit Wirkung vom 1.6.98 begnadigt hat. Pohl war 1986 zu lebens- 
langer Haft verurteilt worden; er ist seit längerem schwer krank. 

21.05.: Die kolumbianischen Behörden lassen den deutschen Privatagen- 
ten Werner Mauss frei. Mauss und seine Frau waren im November 1996 
unter dem Vorwurf verhaftet worden, illegal Lösegeld an Entführer gezahlt zu 
haben. 

22.05.: Das Anti-Folter-Komitee der UN äußert seine Besorgnis über die 
Mißhandlungen im Polizeigewahrsam in Deutschland. Das Komitee emp- 
fiehlt, PolizistInnen mit Namen oder Nummern an ihren Uniformen identifi- 
zierbar zu machen, damit sie zur persönlichen Verantwortung gezogen wer- 
den können. Übergriffe sollten verstärkt durch gerichtliche und disziplinari- 
sche Maßnahmen geahndet werden. 

26.05.: Die Polizeibehörden mehrerer europäischer Länder gehen mit 
Hausdurchsuchungen und Verhaftungen gegen mutmaßliche Mitglieder der 
algerischen Untergrundgruppe GIA vor. Die Aktion steht offenbar in Zu- 
sammenhang mit der bevorstehenden Fußball-Weltmeisterschaft. In Deutsch- 
land werden bei Durchsuchungen im Raum Köln/Bonn zwei Männer festge- 
nommen. 

28.05.: Die Berliner Polizei setzt eine Datenschutzbestimmung des All- 
gemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes Berlin (ASOG) um und beginnt 
damit, jene rund 750.000 BürgerInnen, die in Polizei-Dateien seit mehr als 
fünf Jahren registriert sind, über diese Speicherung zu informieren. 
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29.05.: Bundesinnenminister Kanther stellt die Polizeiliche Kriminalsta- 
tistik für das Jahr 1997 vor. Die Zahl der von der Polizei registrierten Straf- 
taten sank gegenüber dem Vorjahr um 0,9,%, die Aufklärungsquote stieg um 
2,5%. 


Juni 1998 


03.06.: Auf fünf internationalen Fiughäfen in Deutschland werden 
Rechtsberatungsstellen für Asylsuchende eingerichtet, die von der Bundes- 
regierung finanziert werden. Das Bundesverfassungsgericht hatte der „Flug- 
hafenregelung“ des Asylgesetzes nur unter der Bedingung zugestimmt, daß 
sich Asylsuchende von einem unabhängigen Anwalt beraten lassen können. 

07.06.: Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes sind die Ausgaben 
für Asylsuchende im Jahr 1997 erneut um 8% gesunken. Bereits im Vorjahr 
waren sie um fast 10% zurückgegangen. 

10.06.: Vor dem Berliner Rathaus legen 332 Rekruten der Bundeswehr ihr 
öffentliches Gelöbnis ab. Zu der Zeremonie sind nur geladene Gäste zugelas- 
sen. Die Polizei sperrt das Gelände weiträumig ab, um GegendemonstrantIn- 
nen fernzuhalten. Die Polizei beschlagnahmt einen Lautsprecherwagen und 
nimmt 18 Personen fest. Die DemonstantInnen werfen der Polizei gezielte 
Übergriffe vor. 

11.06.: Eine Statistik des Frankfurter Oberlandesgerichts wird bekannt, 

derzufolge den in Hessen eingereichten Beschwerden über die Abschiebe- 
haft in mehr als der Hälfte der Fälle stattgegeben wurde. 
Nach Mitteilung des Oberlandesgerichts Dresden erhält ein Polizeiopfer 
200.000 DM Entschädigung vom Freistaat Sachsen. Der Mann war 1991 
illegal in die Bundesrepublik eingereist; er hatte bei seiner Festnahme einen 
Kopfschuß aus einer Polizeiwaffe erlitten und ist seitdem nahezu blind. 

14.06.: Eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts von Ende April 
wird bekannt, durch die ein 1994 in Berlin erlassenes Demonstrationsverbot 
für verfassungswidrig erklärt wird. Unter Hinweis auf ein anonymes Droh- 
schreiben hatten die Berliner Polizei und das Oberverwaltungsgericht damals 
eine Demonstration auf einer Brücke verboten. Nach Überzeugung des Ver- 
fassungsgerichts hatten Polizei und Gericht keine ausreichenden Gründe für 
das Demonstrationsverbot vorgebracht. 

16.06.: Nach einem Urteil des Bundesgerichtshofs ist die Aussage, daß der 
brandenburgische Ministerpräsident Manfred Stolpe (SPD) für den Staatssi- 
cherheitsdienst der DDR gearbeitet hat, durch die Meinungsfreiheit gedeckt. 

17.06.: Amnesty International stellt seinen Jahresbericht der Öffentlich- 
keit vor. An den Verhältnissen in Deutschland wird kritisiert, daß Auslände- 
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rInnen und Angehörige ethnischer Minderheiten von Polizeibeamten miß- 
handelt werden. 

19.06.: Das Stuttgarter Oberlandesgericht verurteilt die Journalistin Co- 
rinna Kawaters zu einer Freiheitsstrafe von eineinhalb Jahren auf Bewährung. 
Das Gericht sah es als erwiesen an, daß Kawaters 1987 als Mitglied der 
‘Roten Zora’ an der Vorbereitung von Sprengstoffanschlägen beteiligt war. 

25.06.: Der Bundestag beschließt eine Novelle des Bundesgrenzschutz- 
Gesetzes, durch die dem BGS verdachtsunabhängige Personenkontrollen 
auch auf Flughäfen, auf Bahnhöfen und in Zügen erlaubt werden. 

Der Bundestag beschließt eine Änderung des Asylbewerberleistungsgeset- 
zes, durch die die Leistungen für bestimmte Asylsuchende weiter einge- 
schränkt werden. 

Nach den Ausschreitungen deutscher Hooligans bei der Fußball-WM in 
Frankreich kontrolliert der Bundesgrenzschutz ca. 10.000 Menschen an der 
Grenze zu Frankreich. 14 mutmaßliche Hooligans werden an der Ausreise 
nach Frankreich gehindert. Gegen 20 Personen werden Meldeauflagen erlas- 
sen, um zu verhindern, daß sie nach Frankreich fahren. 

Das Landgericht Magdeburg verhängt Jugendstrafen zwischen zwei und sechs 
Jahren gegen drei Skinheads wegen versuchten Totschlags bzw. gefährlicher 
Körperverletzung. Die Männer im Alter zwischen 16 und 21 Jahren hatten im 
Januar einen Punk in seiner Wohnung zusammengeschlagen und -getreten. 

30.06.: Bei einer Aktion gegen mutmaßliche Mitglieder der verbotenen 
kurdischen Arbeiterpartei PKK durchsuchen mehr als 270 Polizisten Ver- 
einsräume und Wohnungen in Sachsen und Sachsen-Anhalt. 


Bürgerrechte & Polize/CILIP 60 (2/98) 


Literatur 


Rezensionen und Hinweise 


Auf die Literatur zum Schwerpunkt “Überwachungstechnologien’ werden wir 
in der nächsten Ausgabe hinweisen. 


Neuerscheinungen 


Winter, Martin: Politikum Polizei (Reihe Politische Soziologie, Bd. 10), 
Münster 1998 (LIT-Verlag), 553 S., DM 49,80 

Die soziologische Dissertation von Martin Winter fragt danach, wer das poli- 
zeiliche Handeln bestimmt, ob die Polizei ein Instrument der Politik oder sie 
ein - sich u.U. verselbständigender — eigenmächtiger Akteur ist (S. 8, 445). 
Untersucht wird von ihm nicht konkretes polizeiliches Handeln, sondern 
„Deutungsmuster“ (S. 381) der Polizeiführung. Das Handlungswissen leiten- 
der Polizisten steht im Mittelpunkt der Arbeit. Unter dem Stichwort protest 
policing (S. 18) entwickelt der Autor eine Perspektive, in der die Polizei im 
Umgang mit den großen gesellschaftlichen Konflikten dargestellt wird. 

Dabei verbindet er eine historisierende Darstellung von Einsatzgrundsätzen 
der deutschen Polizei(führung), von den 60er Jahren bis zur Deutschen Ein- 
heit, mit einer Strukturanalyse des Polizeiapparates. Empirisches Herzstück 
der Untersuchung bildet die qualitative Textanalyse von Polizeizeitschriften 
und von Interviews mit 16 Polizisten des höheren Dienstes. Darüber hinaus 
werden die umfangreichen Kenntnisse der einschlägigen Polizeiforschung im- 
mer wieder in die Argumentation eingeflochten. Daß die polizeilichen Fach- 
zeitschriften die Diskurse der ‘schreibenden Klasse’ und die Experteninte- 
views die der ‘redenden Klasse’ in der Polizei wiedergeben, wird leider von 
Winter etwas zu wenig reflektiert; lediglich im Anhang (S. 462ff.) wird auf 
die konstruktivistische Perspektive und die Gesprächsatmosphäre hingewie- 
sen. 

Zehn Kapitel strukturieren das über 400seitige Werk. Die ersten beiden befas- 
sen sich mit Definitionen (z.B. zum Gewaltbegriff und dem staatlichen Ge- 
waltmonopol) und der Beschreibung der Organisation der Polizei. Im dritten 
Kapitel tauchen die meisten deutschen Polizeiforscher auf; stellenweise hat 
man das Gefühl, als wolle Winter jedem, der schon einmal unter der Rubrik 
‘Polizei’ publiziert hat, die Ehre erweisen. Er leistet hier eine Fleißarbeit, die 
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in dem Ausmaß eigentlich nicht nötig gewesen wäre. Es ist jedoch verdienst- 
voll, für die nachfolgenden Generationen aufgeschrieben zu haben, was und 
vor allem wie in Deutschland schon über die Polizei gedacht und geforscht 
worden ist. 

Die in Kapitel IV vorgestellte historische Konzeptualisierung polizeilicher 
Einsatzparadigmen in den vergangenen 30 Jahren ist hingegen auch inhalt- 
lich inspirierend. Winter beschreibt vier Phasen des polizeilichen Selbstver- 
ständnisses, beginnend mit einer „Era of good feeling“ (1960-67) bis hin zur 
„Evolution“ (1979-90). Man kann anderer Meinung sein hinsichtlich der Pha- 
seneinteilung und ihrer gesellschaftspolitischen ‘Eckdaten’. Es ist ihm aber 
gelungen, gut dokumentiert eine Entwicklungsgeschichte unterschiedlichster 
Polizeistrategien zu entwerfen, an der man weiter arbeiten kann. 

In den Kapiteln VI bis VII folgt wieder ein deskriptiver Parforceritt, nun 
unter dem Gesichtspunkt des „protest policing”. Daß Winter diesen Komplex 
wählt, erscheint schlüssig, immerhin will er ja die Polizei dort untersuchen, 
wo sich das Interessengeflecht von Politik und Recht am stärksten zeigt. Dazu 
wählt er fünf Handlungsfelder sozialen Protestes aus: links- und rechtsradika- 
ler Protest, Jugendgewalt (insbesondere Fußballgewalt und Hooliganismus), 
Ausländerprotest und Protest von ArbeitnehmerInnen. Diesen Protestformen 
stellt er die Einsatztaktiken der Polizei gegenüber. Eindrucksvoll zeichnet er 
anhand der Auswertung polizeiinterner Diskurse die jeweiligen ‘Legitima- 
tionsmuster’ zur Definition der Gegner nach. Dabei unterschätzt er aller- 
dings, daß die Protestformen der Friedensbewegung, der Ökologiebewegung, 
der Bürgerinitiativen etc. wesentlich mehr zur Verunsicherung der Polizei 
beigetragen haben, als die ‘klassischen’ Konflikte. Konnten diese deshalb so 
gut delegitimiert werden, weil sie von Akteuren getragen wurden, die subkul- 
turellen Milieus angehörten oder sonst marginalisierbar waren (z.B. ‘Linke’, 
Autonome, Skinheads, Hooligans oder auch Kurden), so rekrutierte sich der 
neue Protest eher ‘aus der Mitte der Gesellschaft’ - und dazu gehörten auch 
Bekannte, Freundinnen, Nachbarn und KollegInnen von PolizistInnen. 

Mit Kapitel IX kommt Winter mit größerer Prägnanz zum gesellschaftsdia- 
gnostischen Teil. Während man bis dahin eher an ein gut angelegtes Hand- 
buch für Polizeiführungskräfte erinnert wurde, wird nun versucht, den An- 
spruch einzulösen, die Polizei als Politikum nicht nur zu beschreiben, sondern 
auch zu analysieren. Der Autor weist auf den grundlegenden „sozialen Pes- 
simismus“ (S. 386) vieler Polizeiführer hin, der sich in verschiedenen Lamen- 
tos über den Werteverfall, die soziale Desintegration, die Erosion des Rechts- 
bewußtseins (S. 384) und die Ausbreitung von Hedonismus und Egoismus (S. 
385) konkretisiere. Dabei wird deutlich, daß die Polizeiführung einerseits die 
gesellschaftlichen Diskurse rezipiert und sie sich auch argumentativ aneignet, 
andererseits ihre eigene Erfahrung mit diversen Protestformen zum Dreh- und 
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Angelpunkt ihrer Gesellschaftsdiagnose macht: „Protest wird als Krisenphä- 
nomen, als Ausdruck der defizitären gesellschaftlichen Entwicklung betrach- 
tet; insbesondere gewalttätiger Protest wird als (Über-)Reaktion auf pathogene 
gesellschaftliche Strukturbrüche interpretiert“ (S. 386). Die Gesellschaftsdia- 
gnose der Polizeiführung ist im wesentlichen eine auf Gewalt zentrierte (S. 
386). Man hat das schon immer geahnt, aber bisher fehlten meist die Parame- 
ter, an denen eine solche Einschätzung festgemacht werden konnte. Diese 
Lücke hat Martin Winter gefüllt. Die eingangs gestellte Frage, wo die deut- 
sche Polizei zwischen politischer Instrumentalisierung und Verselbständigung 
steht, wird aber auch hier nicht klar beantwortet. Zu oft bleibt es bei vagen 
Vermutungen, weiteren Fragestellungen und Verweisen auf die heterogenen 
Diskurse. 

Der eigentliche analytische Wert der Untersuchung liegt eindeutig im letzten 
Kapitel. Hier wird herausgearbeitet, daß es so etwas wie eine einheitliche 
Polizeitheorie oder, wie er es nennt, eine Polizeiphilosophie, für die deutsche 
Polizei nicht gibt, obwohl sie von Theoretikern wie von Polizeistrategen ge- 
fordert wird. Ebenso deutlich wird das Spannungsfeld der Polizei zwischen 
ihrem Verfassungsauftrag, dem Primat des Politischen und berufsständischer 
Selbstaffirmation rekonstruiert. Man kann unterschiedlicher Auffassung dar- 
über sein, ob es der deutschen Polizei an einer „Philosophie“ ihrer Arbeit fehlt 
oder schlicht an einer polizeilichen Handlungslehre, die im Ergebnis auf das 
gleiche hinausläuft: die Zuständigkeit und das Selbstverständnis einer Bür- 
gerpolizei so zu verankern, daß rechtliche Begrenzungen nicht als lästige 
Behinderung aufgefaßt werden, sondern als verfassungsmäßige Grundlage 
des Gewaltmonopols (S. 455). Wie weit unsere Polizeieliten von einem sol- 
chen Konsens noch entfernt sind, davon gibt Winters Arbeit beredt Zeugnis. 
Mit den Kriterien Verfassungsrechtsbewußtsein, Rechtsbindung und Transpa- 
renz nach außen (S. 455) prüft er den politischen Anspruch an der Praxis und 
kommt zu dem Ergebnis, daß eine Transformation einer staatszentrierten in 
eine Bürgerpolizei daran scheitert, daß die Haltung der Polizeiführung eher 
mit dem Begriff Verfassungslyrik zu charakterisieren ist, es sich aber nicht 
um ein echtes republikanisches Bekenntnis (S. 454) handelt. 

Martin Winter hat einen wichtigen Beitrag zur deutschen Polizeiforschung 
geliefert. Er bietet ein Kompendium der deutschen Polizei, und er hat eine 
weitere Perspektive der polizeilichen Bearbeitung gesellschaftlicher Konflikte 
(„protest policing”) hinzugefügt. Die Arbeit gibt so viele Informationen über 
den intellektuellen und politischen Zustand und die Organisation der deut- 
schen Polizei(führung), daß sie im Regal eines jeden Polizeiforschers/ einer 
jeden Polizeiforscherin stehen (und auch gelesen worden sein) sollte. 

(Rafael Behr, Frankfurt) 
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Besozzi, Claudio: Organisierte Kriminalität und empirische Forschung, 
Chur, Zürich 1997 (Verlag Rüegger), 117 S., DM 43,- 

Diese knappe Literaturstudie entstand im Rahmen des Schweizer Nationalen 
Forschungsprogramms „Gewalt im Alltag und organisierte Kriminalität“. In 
vier Kapiteln beschäftigt sich der Autor mit der Vielfait des Phänomens 
‘organisierte Kriminalität’ (OK), stellt die wichtigsten Fragen im Zusam- 
menhang mit OK vor, referiert den internationalen Forschungsstand vor al- 
lem im Hinblick auf die genutzten Untersuchungsmethoden und gibt eine 
Übersicht über die Situation in der Schweiz sowie Empfehlungen für zukünf- 
tige Fötschungen. Verglichen mit der im deutschsprachigen Raum vorherr- 
schenden Wiedergabe von OK-Stereotypen ist die Lektüre des Bandes nicht 
nur wohltuend, sondern auch anregend. Vor allem die Liste der im zweiten 
Kapitel aufgeworfenen Fragen, die beantwortet werden müßten, um das Gere- 
de über organisierte Kriminalität durch Analysen zu ersetzen, sollte zur 
Pflichtlektüre für Polizisten, Politiker und Journalisten gehören. Der Vielfalt 
der Erscheinungsformen von OK werde man vermutlich am ehesten gerecht, 
so der Autor, wenn auf strafrechtliche oder moralische Kategorien verzichtet 
und als analytischer Rahmen das Gemeinsame jener vermeintlichen OK- 
Phänomene zugrunde gelegt werde: daß es sich immer um illegale Märkte für 
verbotene Güter und Dienstleistungen handelt. Statt einen nebulösen OK- 
Begriff weiter zu verwenden, plädiert Besozzi für die „empirisch fundierte 
Beschreibung der Phänomene, die mit organisierter Kriminalität in Zusam- 
menhang gebracht werden“ (S. 97). Daß Politik und Sicherheitsbehörden 
daran ein Interesse hätten, ist allerdings nicht in Sicht; weder in der Schweiz 
noch in Deutschland. 


Roulet, Nicolas: Das kriminalpolitsche Gesamtkonzept im Kampf gegen das 
organisierte Verbrechen (Europäische Hochschulschriften, Reihe II Rechts- 
wissenschaft, Bd. 2219), Bern, Berlin, Frankfurt/M. u.a. 1997 (Verlag Peter 
Lang), 219 S., DM 69,- 

Unter einem auf den ersten Blick mißverständlichen Titel untersucht diese 
Juristische Dissertation die 1994 in das Schweizer Strafgesetzbuch eingefügte 
Bestimmung über „Kriminelle Organisationen“. Nachdem der Autor einlei- 
tend das Gesetzgebungsverfahren nachzeichnet, unternimmt er eine dogmati- 
sche Auslegung der neuen Strafbestimmung. Er stellt fest, daß dem Gesetzge- 
ber eine eindeutige begriffliche Bestimmung von ‘organisiertem Verbrechen’ 
nicht gelungen ist (S. 67). Überzeugend kann Roulet nachweisen, daß die 
Bedeutung der neuen Norm nicht darin liegt, neues tatbestandliches Unrecht 
zu fixieren; materiellrechtlich sei sie ohne Relevanz (S. 162). Vergleichbar 
mit den Organisationsdelikten im deutschen Strafrecht führe die Konstruktion 
des Tatbestandes vielmehr zur Kriminalisierung im Vorfeld strafbarer Hand- 
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lungen. Es werde eine neuartige Zurechnungsregel in das Rechtssystem einge- 
führt, die von einem Verschulden der Organisation ausgehe, aber gleichzeitig 
darauf abziele, einzelne Personen zu bestrafen (S. 114). Seine eigentliche 
Wirkung entfalte der neue Straftatbestand durch die mit ihm verbundenen 
Rechtsfolgen: Er erlaube die schuld-unabhängige Vermögenseinziehung und 
damit die faktische Umkehr der Beweislast (S. 163-170), und er erleichtere 
die internationale Rechtshilfe (S. 171-178). Schließlich existiere ein direkter 
Zusammenhang zwischen der Gesetzgebung gegen das organisierte Verbre- 
chen und der Veränderung des Schweizer Polizeisystems. Der Autor diagno- 
stiziert die Vorverlagerung polizeilicher Tätigkeiten, die Zentralisierung der 
Apparate, die zunehmende Bedeutung der Informationsarbeit und der inter- 
nationalen polizeilichen Zusammenarbeit (S. 179-206). Auch in der Schweiz 
scheint sich OK als Begründung für vieles zu eignen, was anders nicht (so 
leicht) durchsetzbar wäre. 

(beide: Norbert Pütter) 


Wurr, Rüdiger; Dittrich, Irene: Straßensozialarbeit und Jugendgewalt. 
Erfahrungen und Schlußfolgerungen aus Modellprojekten in Schleswig- 
Holstein, Kiel 1997 (Agimos-Verlag), 196 S., DM 22,80 

„Für drei in besonderer Weise betroffene Standorte“, so heißt es im Vorwort 
zur Untersuchung von Wurr und Dittrich, „— den Kreis Herzogtum- 
Lauenburg mit seiner Nähe zur Metropole Hamburg, die Stadt Lübeck, die 
durch mehrfache Anschläge in der Vergangenheit belastet war und ist, und 
den Raum Rendsburg, ein Treffpunkt für eine rechtsextremistische Jugend- 
und Erwachsenenszene — wurden mit Bedacht je zwei Streetworker ausge- 
wählt, um gezielt gewaltbereite und rechtsextremistische Jugendcliquen anzu- 
sprechen“ (S. 11). 

Die wissenschaftliche Auswertung dieser „Modellversuche“ sollte vor allem 
dazu dienen, zu überprüfen, ob Streeworker die Kinder und Jugendlichen 
erreichen könnten, die durch die sonst gegebenen Institutionen und ihre Ver- 
treter nicht erreichbar sind. Die Studie überzeugt, wo sie geradezu hand- 
buchartig Begriffe klärt und Aufgaben im Umkreis von „Straßensozialarbeit“ 
einleuchtend bestimmt und differenziert vorstellt (S. 17f.). So begründen 
Wurr/Dittrich plausibel, warum Straßensozialarbeit erforderlich ist, scheuen 
vor einem eindeutig simplen Gewaltbegriff zurück, greifen das Thema 
„Gewalt in der Schule“ kenntnisreich auf und äußen sich vor allem einschlä- 
gig zu den beruflichen Anforderungen an die Streetworker und den Eigenar- 
ten ihrer Jugendarbeit. 

Vieles von dem, was die Studie berichtet, wie etwa im Rahmen des für Cilip- 
Lesende besonders interessanten Kapitels „Dialog mit der Polizei“, regt an 
und klärt auf. Etwa folgende summarische Beobachtung: „Zu den methodisch 
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bedeutsamen Ergebnissen des Dialogs von Polizei und Sozialarbeit ist der 
Modus des tendenziell einseitigen Informationsflusses (von der Polizei in 
Richtung Streetwork) und die Respektierung der straßensozialarbeiterischen 
Schweigepflicht zu zählen“ (S. 129£.). Die Untersuchung enttäuscht aber dort, 
wo Autorin und Autor die Modellversuche genauer unter die Lupe zu nehmen 
versprechen (S. 72ff.). Hier fehlt jegliche dichte Beschreibung der drei Orte 
und ihrer spezifischen Probleme. Viel zu rasch und geradezu analysefrei wird 
verallgemeinert. Es fehlen die anschaulichen Beispiele. Selbst wenn das Her- 
zogtum Lauenburg überall in der Bundesrepublik läge, käme es darauf an, die 
Verallgemeinerungen vom Besonderen her, dem spezifischen Umfeld der 
Jugendlichen aus zu gewinnen. Vielleicht ist es deshalb nicht zufällig, daß 
diese Jugendlichen im Bürokratendeutsch zu „Klienten“ werden bzw. solche 
bleiben. 


Wunschik, Thomas: Baader-Meinhofs Kinder. Die zweite Generation der 
RAF, Opladen 1997 (Westdeutscher Verlag), 514 S., DM 58,— 

Tobias Wunschik beschreibt die Mitglieder der RAF - ihre Aktionen, ihre 
Einstiegs- und ihre Austiegsprozesse -, die im Kampf gegen die Haftbedin- 
gungen (,„Isolationsfolter“) in die RAF hinein ‘sozialisiert” wurden, deren 
erste hauptsächliche Aktivität die Befreiung der ‘originären’ „Stammheimer“ 
gewesen ist und die sich die Ende der 70er Jahre entweder in die DDR abge- 
setzt haben (und 1990 den größten „Fahndungserfolg“ qua Einigung ermög- 
lichten) oder sonst verurteilt und inhaftiert worden sind. Diese „zweite Gene- 
ration“ blieb ganz im Schatten der „ersten“, die sie bis zu ihrem Selbsttod im 
Oktober 1977 nicht nur indirekt, sondern vielfach direkt dirigierte. 
Wunschick wertet nicht nur die Sekundärliteratur aus, sondern er schöpft 
intensiv aus den Vernehmungsprotokollen, zieht RAF-Publikationen und 
Selbstaussagen aller Art heran, konsultiert die Gerichtsurteile gegen die 
Mitglieder der „zweiten Generation“, beachtet auch die Unterlagen aus der 
Stasi-Küche und greift auf eigene Gespräche zurück, die er 1993 und 1994 
mit Peter-Jürgen Boock, Werner Lotze und Silke Maier-Witt geführt hat. 

Der Autor dieser Münchner Dissertation von 1995 nutzt den Vorteil der Di- 
stanz im Hinblick auf die immer noch lückenreichen, nun jedoch insgesamt 
zahlreich und ergiebig fließenden Quellen ebenso wie im Hinblick auf die 
eigene Herangehensweise an sein Thema. Das (fast immer) falsche Entweder- 
Oder des Parteigängers verblendete nicht schon die Beschreibung der Ge- 
schehensabläufe, von deren Beurteilung ganz zu schweigen. In diesem Sinne 
kann der „Nachgeborene“ einen perspektivischen Vorteil nutzen. Darum sind 
auch eine Reihe der Beschreibungen einzelner RAF-Mitglieder und ihrer 
RAF-zuführenden Lebensläufe (S. 194ff.), vor allem aber der RAF-Taten 
zwischen 1977 und 1979 (S. 246ff.) und der inneren Struktur der RAF (S. 
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341ff.) interessant, z.T. sogar spannend zu lesen, wenngleich sie keine Über- 
raschungen enthalten. 

Dennoch vermag diese umfangreiche, insgesamt lesbar geschriebene Studie 
nicht zufriedenzustellen. Das hat vor allem vier Gründe. Zum ersten langweilt 
Wunschik im 2. Kapitel durch einen Überblick zum Forschungsstand „zu den 
Bedingungen des Linksterrorismus in Deutschland“. Dieser Überblick bleibt 
ohne methodisch-analytische Schlußfolgerungen. Der Autor belegt allein: er 
ist belesen, ohne daß er seine Lesefrüchte zureichend sortierte und nutzte. 
Zum zweiten: Obwohl im Literaturkapitel und in den Schlußbemerkungen (S. 
404ff.) über die „Interaktion“ der RAF „mit Staat und Gesellschaft“ berichtet 
wird, spielt der allgemeine politisch-gesellschaftliche Kontext der Bundesre- 
publik kaum eine Rolle. Dadurch verbleibt Tobias Wunschik unvermeidlich 
bei weithin isolierten biographischen und psychologischen Daten und bei 
Interpretamenten, die just die konkon-artige Existenzweise der RAF sowie 
deren Handlungs-, vielmehr Reaktionsweise nicht erklären, ja nicht einmal 
zureichend beschreiben können. 

Zum dritten: Der Erkenntnisspaß angesichts des füllig zusammengestellten 
Materials wird zu einem beträchtlichen Teil vergällt und verstellt, weil zuwei- 
len aus den Quellen nicht kritisch genug geschöpft wird und weil Tobias 
Wunschik den Stoff nicht so durchsichtig aufbereitet, daß sich der/die Lesen- 
de selbst ein fundiertes eigenes Urteil bilden könnte. Dieser allgemeine Ein- 
druck wird dort bestätigt, wo der Rezensent über eigenständige Quellenzu- 
gänge verfügt (wie beispielsweise im Falle Monika Haas oder selbst mit zur 
Quelle gehört, wie im Falle ‘Drittes Internationales Russell Tribunal’). Wenn 
der Autor auch sonst so geschlampt hätte, wie in diesen beiden Fällen, dann 
stünde es mit der Verläßlichkeit seiner gesamten Arbeit nicht zum besten. 
Zum vierten: Der Autor will zu viel und zu wenig auf einmal. Er will eine 
ganze Gruppe kollektiv und individuell ausloten. Das ist auf diese Weise in 
einem Buch, einer Dissertation nicht zu schaffen. Zu wenig will der Autor 
insoweit, als er auf eine zusammensehende Analyse verzichtet und letztlich 
nur mehr schlecht als recht präparierte Lesefrüchte und sehr durchwachsen 
präsentierte Informationen auftischt. 


Hirsch, Joachim: Vom Sicherheitsstaat zum nationalen Wettbewerbsstaat, 
Berlin 1998 (ID Verlag), 171 S., DM 28,- 

Diese Sammlung von Aufsätzen Joachim Hirschs aus den Jahren 1992 bis 
1997 verbindet in Titel und Argumentation seine Bücher zum „Sicherheits- 
staat‘ (1986, 2. Aufl.) und zum „nationalen Wettbewerbsstaat“ (1995). 

Der Akzent der Aufsätze liegt stärker auf der zuletzt genannten Publikation, 
also auf den Veränderungen staatlicher Politik im Zeichen der von Hirsch 
präziser gefaßten Globalisierung, als auf dem eher binnenzentrierten Konzept 
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des „Sicherheitsstaates“. So wie freilich das, was Hirsch unter Sicherheitsstaat 
verstand und versteht i.S. eines dynamisch expandierenden Regulierungs- und 
Repressionskomplexes, eng mit dem Übergang vom fordistischen zum post- 
fordistischen Gesellschaftstypus zusammenhängt, so hebt der „nationale 
Wettbewerbsstaat“ im globalen Bezugs- und Definitionsrahmen nicht virtuell 
ab. Dieser nationale Wettbewerbsstaat lebt vielmehr im verstärkten Maße von 
seinem informationell sublimierten und physisch verstärkten Hauptinstrument 
zugleich: dem Monopol legitimer, also mit allgemeinem Geltungsanspruch 
versehener physischer Gewaltsamkeit. Sozialstaatliche Deregulierung und 
sicherheitspolitische Regulierung greifen wie Zahnräder ineinander (vgl. vor 
allem den Aufsatz „Globalisierung des Kapitals und die Transformation des 
Sicherheitsstaats“, S. 70ff.). Insofern alle Aufsätze Hirschs von der einen oder 
anderen Perspektive die Möglichkeiten und Grenzen nationalstaatlicher Poli- 
tik behandeln, helfen sie mit, die heute mehr denn je drängenden Fragen zu 
beantworten: welcher Stellenwert kommt im Zeichen der Globalisierung dem 
staatlichen Gewaltmonopol im Innern zu; wieweit werden das Gewaltmono- 
pol und seine Institutionen mehr als je zuvor interessenspezifisch im Sinne 
einseitiger gesellschaftlicher Interessen funktionalisiert; welche institutionel- 
len und normativen Minima sind geboten, um allein den verfassungsgemäßen 
Legitimationsanspruch zu halten; und anders: wie verändern sich im Zeichen 
der Globalisierung die nationalstaatlichen, die bürgerlichen und/oder die 
zwischen den verschiedenen Bürger-Klassen bestehenden Sicherheitsanforde- 
rungen- und bedürfnisse? 

(sämtlich: Wolf-Dieter Narr) 


Internationale Liga für Menschenrechte; Erbe, Birgit (Hg.): Frauen for- 
dern ihr Recht. Menschenrechte aus feministischer Sicht (Edition Philosophie 
und Sozialwissenschaften 45), Berlin, Hamburg 1998 (Argument Verlag), 
136 S., DM 24,80 

„Frauenrechte sind Menschenrechte“. So wurde es von den Regierungsver- 
treterInnen im Abschlußdokument der 4. Weltfrauenkonferenz 1995 in Pe- 
king schwarz auf weiß festgehalten. Daß es sich bei diesem Bekenntnis wei- 
testgehend um eine Leerformel handelt, verdeutlicht der vorliegende Band 
eindrücklich. Er dokumentiert die Beiträge einer Tagung, die 1996 von der 
Internationalen Liga für Menschenrechte und dem Bildungswerk für Demo- 
kratie und Umweltschutz in Berlin veranstaltet wurde. Frauen aus Wissen- 
schaft und politischer Praxis diskutierten das Konzept der Menschenrechte, 
unterzogen es einer feministischen Kritik und zeigten anhand verschiedener 
Beispiele die Verletzung der Menschenrechte von Frauen auf. Ausgangspunkt 
der einzelnen Beiträge sollen drei Kernprobleme der feministischen Kritik an 
der herrschenden Menschenrechtspraxis bilden: 1) die Blindheit bei Men- 
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schenrechtsverletzungen gegenüber Frauen aufgrund ihres Geschlechts, 2) die 
Trennung von öffentlicher und privater Sphäre in der Konzeption und An- 
wendung der Menschenrechte und 3) die Ausblendung des gesellschaftlichen 
Lebenszusammenhangs von Frauen, d.h. ihrer strukturellen Benachteiligung 
(S.9). Anhand der Themen häusliche Gewalt (in Immigrantenfamilien), 
islamischer Fundamentalismus, Unterdrückung ethnischer Minderheiten, 
Migrantinnen/Kriegsflüchtlinge in der EU sowie Effektivität des Frauen- 
/Menschenrechtsschutzes der Vereinten Nationen wird die Situation der Men- 
schenrechte von Frauen aufgezeigt, und Forderungen für einen effektiven 
Schutz werden aufgestellt. Die Herangehensweise der einzelnen Beiträge 
unterscheidet sich dabei erheblich. So finden sich Analysen der rechtlichen 
Schutzinstrumente (Keller zur UN) neben Einzelfallschilderungen (Ahmadi 
zur Verschleierung, Vahedi zur Unterdrückung religiöser Minderheiten im 
Iran), zahlreichen Beiträgen zu Migration und einem Werbebeitrag für das 
Berliner Interventionsprojekt gegen häusliche Gewalt (BIG) (Schweikert). Die 
Analyseebene wird nur selten beschritten. Die meisten Beiträge bleiben des- 
kriptiv und isoliert voneinander, ohne sich auf die zuvor genannten drei 
Kernprobleme der herrschenden Menschenrechtspraxis explizit zu beziehen. 
So wirft dieser Band leider nur ein Schlaglicht auf den aktuellen Stand der fe- 
ministischen Menschenrechtsdiskussion -— zumindest auf der empirischen 
Ebene; denn theoretische Überlegungen kommen — wie bei Tagungsbeiträgen 
häufig — zugunsten von Falldarstellungen etwas zu kurz. 

(Martina Kant) 


von-Hinckeldey-Stiftung (Hg.): Berliner Polizei. Von 1945 bis zur Gegen- 
wart, Berlin 1998 (Jaron Verlag Berlin), 256 S., DM 34,— 

In der Einrichtung des ‘Instituts der Schutzmannschaft’ im Gefolge der Revo- 
lution von 1848 sieht die Berliner Schutzpolizei ihre historischen Wurzeln. 
Einen „Überblick über mehr als 50 Jahre Berliner Polizeigeschichte“ ver- 
spricht der Band, der aus Anlaß des 150. Geburtstags erschien. Das ging 
gründlich schief. 

Schon der Titel „Berliner Polizei. Von 1945 bis zur Gegenwart“ ist irrefüh- 
rend. Behandelt wird die gesamte Berliner Polizei lediglich in den Berichten 
über die unmittelbare Nachkriegszeit, denn mit der Ernennung von Johannes 
Stumm zum Polizeipräsidenten in den Westsektoren der Stadt im August 
1948 endete deren gemeinsame Geschichte. Der Beitrag über die Volkspolizei 
(S. 184-193) hat eher Feigenblattcharakter. Mit insgesamt 6 Textseiten ist er 
beträchtlich kürzer als jener über die Wasserschutzpolizei, der es auf knapp 
18 Textseiten bringt. Zumindest ein “West-’ hätte dem Titel also voranstehen 
müssen. 
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Daß die Erinnerungen von Beamten der ‘Stunde Null’ sich vielfach gleichen 
und die so entstehende Wiederholung gleicher Fakten und Vorgänge langsam 
ermüdet, ist sicherlich in erster Linie ein redaktionelles Problem. Nicht je- 
doch die Unterschlagung der mehrfach notwendigen Entnazifizierung der 
deutschen Nachkriegspolizei. In Berlin, so weist eine Tabelle zwar noch aus, 
schieden allein in der Zeit vom 3. Juli bis zum 31. Dezember 1945 insgesamt 
3.779 Mann aus. Der Text erläutert hierzu: „Wenn Polizeiangehörige auf 
eigenen Wunsch aus dem Dienst ausschieden, dürften die wachsenden Lehr- 
gangsanforderungen häufig der Grund gewesen sein. Außerdem boten sich in 
der Wirtschaft, die langsam wieder in Gang kam, erneut Erwerbsmöglichkei- 
ten an, die wahrgenommen wurden.“ So einfach ist das. Zwangsweise Entfer- 
nung aus der Polizei hat es, diesem Buch zufolge, lediglich in Einzelfällen 
gegeben. Andere Vorgänge aus dem Innenleben der (West-)Berliner Polizei 
hingegen sind wieder hoffähig geworden. So beschreibt etwa ein Kriminal- 
hauptkommissar wie er 1962 gemeinsam mit einem Kollegen während der 
Dienstzeit ein Loch in die Mauer sprengte (S. 79-84). Seine Erinnerungen 
enden: „Aus Sicherheitsgründen mußte ich (...) innerhalb von 48 Stunden 
Berlin verlassen. Das teilte mir der Polizeipräsident, Herr Duensing, persön- 
lich mit. (...) ‘Ihre Handlungsweise reicht vom einfachen Dienstvergehen bis 
zum Verbrechen. Trotzdem verurteile ich das nicht, ich schätze es in diesem 
Falle eher’. (...) Ich wurde zur Landespolizei Niedersachsen versetzt (...). Erst 
im Jahr 1970 konnte ich wieder in den Polizeidienst des Landes Berlin zu- 
rückkehren.“ Tja, so war das damals. 

Bei den jüngeren Ereignissen hingegen wurde wieder kräftig mit dem Retu- 
schierpinsel gearbeitet. Etwa bei den selbstverliebten Darstellungen des frühe- 
ren Polizeipräsidenten Klaus Hübner über die Polizeireform von 1974 (S. 96- 
123) oder bei den Erzählungen seines Nachfolgers Georg Schertz über die 
Abriegelung Kreuzbergs 1987 oder die 1. Mai-Einsätze der Jahre 1987-92 (S. 
148-161). Wenn sich Anglerlatein durch Übertreibung auszeichnet, so glänzt 
Polizeirhetorik durch Auslassungen. Dennoch hat Schertz mit seiner Darstel- 
lung über die polizeiliche Situation im Westteil Berlins während der Wende- 
ereignisse des Herbstes 1989 und die Reintegration der Ostberliner Polizei 
1990 den spannendsten und wichtigsten Teil geschrieben (S. 163-183). Vieles 
davon hat man vorher (so) nicht gewußt. Gleichwohl bleiben auch hier die 
Rolle der Alliierten und ihre Einflußnahme auf die Sicherheitsbehörden weit- 
gehend ausgespart. 

Ein Buch über die Geschichte der Berliner Polizei ist somit nicht entstanden. 
Eher eines über die Geschichtsblindheit der Berliner Polizei. Aber war ei- 
gentlich mehr zu erwarten? 

(Otto Diederichs) 
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Bürgerrechte & Polizel/CILIP 60 (2/98) 


Summaries 


Modern Surveillance Technology 
by Detlef Nogala 


Bugging operations, forensic DNA-databases, video-surveillance of public 
space — ongoing debates in many countries about new police initiatives and 
accompanying legal extensions of authority point to the fact, that organised 
social control in late modern societies has become a matter of adopting new 
technology’s full potentials. This introductory article discusses some general 
theoretical aspects of the burgeoning use of surveillance technology in polic- 
ing. In conclusion it is argued, that surveillance technology could not exclu- 
sively be seen from a instrumental point of view, but rather has to be consid- 
ered as a genuine political matter because it carries certain visions of social 
order in itself. 


Audio-visual Surveillance 
by Thilo Weichert 


Audio-visual surveillance looks back on a long tradition in Germany. In the 
1950’s key traffic points and intersections were equipped with special surveil- 
lance towers, complete with television cameras for tracking the flow of traffic. 
Today, we are confronted with television camera surveillance on the part of 
the police or private security services also capable of audio recording 
throughout the public and semi-public sphere: in banks, on subway and rail 
platforms, in tunnels, etc. Some cities such as Leipzig even provide television 
camera surveillance of areas with high crime rates. This omnipresent audio- 
visual surveillance leads to increasing displacement of crime and a general 
decrease in the sense of individual responsibility for reporting crimes. The 
victims of such policies are disenfranchised groups such as the homeless, 
substance dependents and adolescents at risk. New pattern recognition syS- 
tems of audio and visual data will make it possible in the foreseeable future to 
match millions and millions of potential matching patterns in extremely short 
periods of time. Counterstrategies aimed at protecting constitutional rights to 
privacy are nowhere in sight. 
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The Leading Edge at the Border: Technical Arms Buildup for Bas- 
tion Europe 
by Heiner Busch 


More and more Europe’s outer borders are being equipped with the most 
modern technology available in an effort to seal ihem off from the influx of 
refugees. Night sighting devices, radar and CO; gas detection devices as well 
as document analysis scanners and fingerprint databanks have become key 
elements of the standard arsenal available at border control points throughout 
Western Europe. The article provides a survey of the newest technological de- 
velopments aimed at sealing off Europe's borders from undesired intruders. 


The Surveillance Spiral of Telecommunication 
by Ingo Ruhmann 


The expansion of telecommunication industry during the past decades has 
also led to a major increase in the potential for numerous forms of surveil- 
lance. The availability of computers and the attendant digitalization of tele- 
communications led not only to the rise of new communication services, it has 
also expanded the scope of surveillance activities far beyond the contents of 
messages or data transmissions and encompasses such phenomena as data on 
the individual’s environment, the individual’s given location or an individ- 
ual’s identity. Since 1995 German legislators have entered into a race to adapt 
telecommunication laws to the constantly changing expansion of telecommu- 
nication technologies and market liberalization. The stated goal of the federal 
government is “securing complete and total surveillance of telecommunica- 
tions”. 


Wiretapping 
by Norbert Pütter 


Over the past several years the scope of police wiretapping in Germany has 
witnessed considerable growth rates. The statistical data collected and pub- 
lished on the total number of wiretap orders, the number of persons subject 10 
wiretaps, the number of phones and calls provides us with merely a vague in- 
dications of the real scope of telephone wiretapping in Germany. Neither the 
security bureaucracies, nor high level politicians appear to have the slightest 
interest in informing the public of the real extent of these intrusions into the 
secrecy of telephone conversations. 
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The Electronic Surveillance of Prisoners 
by Rita Haverkamp 


Since 1997 an intensive debate over the pros and cons of introducing elec- 
tronic surveillance devices for prisoners which would allow them to serve 
their prison terms at home or at other approved locations such as the work- 
place has captured the public interest: The Federal Council (Bundesrat) has 
prepared draft legislation, the Federal Minister of Justice has set up a com- 
mission to study the problem and some of the German states have declared 
their intent to subject the ‘electronic shackle’ to a test phase. The article be- 
gins with a historical review of the development of the device and traces the 
course of the discussion in the Federal Republic of Germany. The fact that the 
positions within the same political parties differ considerably and even con- 
tradict one another is interpreied as an indication of the fact that the public 
debate over the ‘electronic shackle’ is still in its preliminary stages in Ger- 
many. 


“We, the citizen as security risk” 
by Wolf-Dieter Narr 


The author was the editor of a book under the same title back in 1997. At that 
time civil rights got in jeopardy because of the political climate following the 
armed confrontation between the RAF-group and state forces. The article de- 
scribes the rise of a “System of Interior Security’ focusing on new preventive 
strategies and the part technological options played in this development. It is 
argucd, that on one hand the current technological innovations in policing 
could be seen as a kind of d&jä vu, because the police has been keen to utilize 
new instruments for its purposes since ever. On the other side modern police 
technology can indeed make a qualitative difference in terms of civil righis. 
Although the author finds grounds to see things in relative terms he argues 
for a critical awareness of the development and concludes with some recom- 
mendations for the political agenda. 


Expansion of General Authority Clauses by the Police 
by Fredrik Roggan 


The general authority clauses give the police (he legal authorization for action 
in those cases where no specific regulation exists for such an incident or ac- 
tivity in police laws. Using current examples, the author demonstrates how 
the police illegally make use of these general authority clauses in cases where 
the special regulatory standards do not cover the activity or measure. He cites 
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the example of the police in Bremen who placed certain areas simply off lim- 
its or the use of undercover agents to conduct so-called danger research. The 
result is an increase in police intervention in general. 


Confidential Informers Behind Bars 
Confessions of an Anonymous Cell-mate 


Confidential informers are basically men and women from the criminal sub- 
culture or persons who have at least access to it and who simultaneously co- 
operate with the police. Due to this potential collision of interests it is more 
than likely, that confidential informers run into conflict with the law. As soon 
as the police can no longer conceal their criminal activities, they land in 
prison. The author describes the role played by confidential informers in jails 
and prisons based on his own experience: They use their terms in jail or 
prison to establish contacts with those persons they can turn over to the police 
once they are released from jail or prison and enjoy privileged treatment from 
prison authorities as auxiliary contributors to the maintenance of order in 
these institutions. 


Police Shooting Fatalities 1997 
by Otto Diederichs 


The official statistics released by the Conference of Germany's Ministers of 
the Interior on fatal police shooting in 1997 once again differ from the figures 
released by CILIP. According to the official statistics there were a total of 10 
fatal police shooting incidents. By contrast, CILIP counted a total of 12 fatal 
incidents due to the fact that CILIP also counts those incidents which oc- 
curred accidentally. During the same period there was one fatal shooting in- 
cident by a customs investigator and an additional fatal shooting by a mem- 
ber of the military police of the US armed forces. 
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nur DM 32,- zuzüglich Porto und 
Versand. Wir schicken Ihnen 
gerne ein älteres Probeheft! 


Besser, Sie lesen unser neuestes 
Themenheft schon jetzt: 


Krieg und Frieden 
im 21. Jahrhundert 


6” Neue Begriffe von Sicherheit, 
Frieden und Krieg 6* Künftige 
Orte und Akteure 6” Neue 
Technologien 6* Kleinwaffen 6* 
Informationskrieg 6” Friedens- 
akteure im 21. Jahrhundert uvm. 


Rechtspolitisches 
WLETSEFATSE TG BTTERTT Te 
soziale Bewegungen! 


Erscheint vierteljährlich 
Einzelheft: 5,00 + 1,50 Mark Porto 


Ps Jahres-Abo: 20,00 Mark 


monatliche Informationen und 
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Analysen zu Militär, Friedens- 
forschung und -bewegung 


Abo: 9 Normal-/ 3 Themenhefte DM 50.-; 
Ausland: OM 60.-; Themenheft DM 5.- 
{+Parto). Probeheft gratis 

Bezug: Verein für friedenspolitische 
Publizistik e.V. Elßholzstr. 11. 10781 
Berlin e-mail: ami@zedat.fu-berlin.de 
http://userpage.fu-berlin.de/-arend/ 
ami.htmi Telefon/Fax: ++30-215 10 35 


Heft 3/1998 - Schwerpunkt: 


Die Demontage des 
[Ngeläleig-tesie 


Forum Recht Abonnement: 
Forum Recht Vertrieb, 
LEIUETTEWANTCHTICH 
Christburger Str. 18, 10405 Berlin 


